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Abkürzungen und Schreibweise

AnaP Anavatan Partisi
AP Adalet Partisi
CHP Cumhuriyet Halk Partisi
CKMP Cumhuriyetçi Köylü Millet 

Partisi
DISK Devrimci I§çi Sendikalan 

Konfederasyonu
DP
IWF

Demokrat Partisi

MHP Milliyetçi Hareket Parüsi
MSP
OECD

Milli Selamet Partisi

OPEC

OYAK Ordu Yardtmla$ma Kurumu
RP Refah Partisi

Mutterlandspartei 
Gerechtigkeitspartei 
Republikanische Volkspartei 
Republikanische Bauern- und 
Nationalpartei
Konföderation revolutionärer 
Arbeitergewerkschaften 
Demokratische Partei 
Internationaler Währungs­
fonds
Nationale Aktionspartei 
Nationale Heilspartei 
Organisation für wirtschaft­
liche Zusammenarbeit und 
Entwicklung
Organisation der erdölexpor­
tierenden Länder 
Armee-Hilfsorganisation 
Partei des Wohlstandes

Im Deutschen gebräuchliche Wörter und Namen (Schiiten, Khomeini, 
...) sind in der gebräuchlichen Form geschrieben. Im Deutschen nicht 
gebräuchliche Wörter und Namen werden in der türkischen Schreib­
weise wiedergegeben (Nakçbendî, Nurculuk,...). Um Mißverständnissen 
vorzubeugen, wurde diese Schreibweise auch in Zitaten beibehalten. Zur 
Aussprache türkischer Wörter: c = dsch, ç — tsch, g dehnt den davorste­
henden dunklen Vokal und wird nicht ausgesprochen, 1 = nichtbetontes 
e, s = ss, § = sch, v = w, z = s; " bezeichnet lange Vokale insbesondere 
bei arabischstämmigen Wörtern.
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Einleitung

Mit dem Sturz des Schah-Regimes in Iran durch die >Islamische 
Revolution« von 1978/79 rückten die Reislamisierungstenden­
zen im Nahen Osten ins Blickfeld der Öffentlichkeit. Und da der 
Sturz des Schah, vor allem aber die Machtübernahme durch isla­
mische Fundamentalisten, für viele Beobachter überraschend 
kam, drängte sich die Frage auf, ob eine ähnliche Entwicklung 
auch in anderen Ländern der islamischen Welt möglich sei.

Offenkundig war, daß der Sieg Khomeinis beträchtliche Wir­
kung auf andere Länder des Nahen Ostens ausübte. Verschie­
dene Moslembruderschaften und andere islamisch-fundamenta­
listische Gruppierungen traten verstärkt in die Öffentlichkeit, 
forderten die Rückkehr zu islamischen Grundsätzen des öffent­
lichen Lebens sowie die Einführung des islamischen Sheriat- 
Rechts und machten durch Aktionen — besonders spektakulär 
die Besetzung der Großen Moschee von Mekka im November 
1979 — von sich reden.

Andererseits ist festzustellen: »Die Existenz all dieser Grup­
pen und der Einfluß, den sie ausüben, vermag nicht darüber hin­
wegzutäuschen, daß in der islamischen Welt gegenwärtig nur 
eine Minderheit von Aktivisten der fundamentalistischen Bewe­
gung angehört. Aufgrund ihres Erfolges in Iran oder, allge­
meiner ausgedrückt, aufgrund ihres militanten und politischen 
Charakters hat sie sich in der Öffentlichkeit besonders stark 
bemerkbar gemacht.« 1

Doch auch jenseits des islamischen Fundamentalismus mit 
seiner Forderung, den gesamten Staat und das öffentliche Leben 
gemäß den Geboten des Koran zu gestalten, findet sich in den 
letzten Jahren im Nahen Osten eine Renaissance des Islam: 
»Auch wenn sich die iranische Revolution als nicht exportier­
bar« erweisen sollte,... so haben die Ereignisse in Iran doch dazu 
beigetragen, den Stellenwert der Religion auch in den arabischen 
Ländern beträchtlich zu verändern. Einerseits wurden dadurch 
die schon vorher vorhandenen Tendenzen wesentlich verstärkt,
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das öffentliche und private Leben mit islamischen Inhalten sehr 
viel stärker und bewußter auszufüllen; so gibt es heute in den 
Golfstaaten sehr viel mehr Araber, die morgens um fünf Uhr 
zum ersten Gebet zur Moschee um die Ecke gehen, nicht weil es 
von ihnen erwartet wird, sondern weil sie selbst jeden Tag mit 
religiösen Handlungen gestalten wollen.«2

Andererseits entsprachen verschiedene Regierungen im 
Nahen Osten diesem Trend und vollzogen einen Wandel hin zu 
einer stärkeren Beachtung islamischer Vorschriften. Dabei reicht 
das Spektrum von der pakistanischen Regierung, die zumindest 
dem Anspruch nach das Sheriat-Recht zur verfassungsmäßigen 
Grundlage des Staates erklärte, über Ägypten, in dem ein politi­
sches Tauziehen zwischen Befürwortern und Gegnern einer stär­
keren Orientierung am islamischen Recht begann, bis hin zum 
Irak, dessen baathistische Führung zu derartigen Zugeständnis­
sen kaum bereit ist, zumal dies die irakische Position im Krieg 
mit dem Nachbarn Iran schwächen könnte.

In diesem Spannungsfeld ist auch die Entwicklung in der Tür­
kei zu sehen: Einerseits behält auch die neue Verfassung von 
1982 das Prinzip des Laizismus, der strikten Unabhängigkeit des 
Staates von der Religion, bei, andererseits hatte schon 1976 der 
damalige Ministerpräsident Demirel festgestellt, »zwar sei der 
Staat laizistisch, nicht aber die Nation«3. Tatsächlich ist seit Jah­
ren eine Renaissance des Islam im öffentlichen Leben der Türkei 
zu beobachten, und dieser Trend hat sich in der Zeit nach dem 
Militärputsch vom 12. September 1980 noch verstärkt. Mit 
Turgut Özal wurde 1983 ein Mann Ministerpräsident, der im 
Fastenmonat Ramadan keine Reisen in nicht-islamische Länder 
unternimmt und dessen Regierung im Sommer 1984 die Bier­
werbung im Staatsfernsehen verbot, da Bier ein alkoholisches 
Getränk< sei4. Derartige Maßnahmen entsprechen der Stimmung 
in Teilen der Bevölkerung. Die Moscheen sind besser besucht als 
in früheren Jahren, und selbst in Kreisen der Großstadt-Intelli­
genz gehört es heute durchaus zum guten Ton, »auf Cocktail- 
Parties demonstrativ den Anisschnaps Raki zu verschmähen und 
sich stattdessen an Fruchtsäften zu laben«5.

Die Reislamisierungstendenzen in Ländern wie der Türkei 
und Ägypten drängen zugleich den Eindruck auf, daß es sich 
hierbei um einen grundlegenden Wandel in der ideologisch-poli­
tischen Orientierung handelt; denn gerade die Türkei und Ägyp­
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ten waren jene Länder des Nahen Ostens, die unter der Führung 
von Mustafa Kemal (Atatürk) bzw. Gamal Abdel Nasser konse­
quent den Versuch unternommen hatten, durch einen eigenstän­
digen nationalen Entwicklungsweg Anschluß an den industriali­
sierten Westen zu finden. Dies schien möglich zu sein, wenn 
zugleich die traditionell starke Rolle des Islam in Politik und 
öffentlichem Leben zugunsten eines westlich-aufgeklärten Den­
kens aufgegeben würde. Im Gegensatz zur heutigen Tendenz der 
Reislamisierung läßt sich diese Politik geradezu als gezielte 
>Deislamisierung< charakterisieren.

Unbestreitbar ist, daß diese Politik Atatürks bzw. Nassers bei­
den Ländern auf ökonomischem und sozialem Gebiet wesentli­
che Fortschritte brachte. Und solange die Westorientierung bei 
gleichzeitigem Bemühen um Unabhängigkeit des Landes Erfolge 
aufweisen konnte, fand sich hierfür auch eine ausreichende Mas­
senbasis in der Bevölkerung. Der Wandel hin zu einer Rückbe­
sinnung auf den Islam verweist somit auch auf die Tatsache, daß 
die Parolen von »Fortschritt und Modernisierung< an Attraktivi­
tät und Akzeptanz verloren haben.

Im Falle der Türkei ist dies insbesondere im Zusammenhang 
mit der tiefen Wirtschaftskrise zu sehen, die Ende der siebziger 
Jahre das soziale und politische System des Landes schwer 
erschütterte und in deren Folge die Militärs zum dritten Mal 
nach dem Zweiten Weltkrieg die Macht übernahmen. Letztend­
lich markiert diese Krise das Scheitern der bisherigen türkischen 
Entwicklungsstrategie, doch stellt sich die Frage, warum die 
ideologische Antwort auf diese Krisenentwicklung bei großen 
Bevölkerungsteilen gerade in der Hinwendung zum Islam 
besteht, sowie, ob damit tatsächlich ein grundlegender Wandel in 
der ideologisch-politischen Orientierung der Türkei eingetreten 
ist.

Aufgabe dieses Buches soll es sein, jene ökonomischen, sozia­
len und politisch-ideologischen Veränderungen zu untersuchen, 
aufgrund derer in der heutigen Türkei der islamische Funda­
mentalismus Fuß fassen konnte und sich Reislamisierungsten- 
denzen ausbreiten. Welche gesellschaftlichen Faktoren müssen 
Zusammenkommen, um einen Prozeß der Reislamisierung in 
Gang zu setzen? Welche internen Veränderungen haben es mög­
lich gemacht, daß die vom Laizismus geprägte Türkei heute für 
eine Renaissance des Islam empfänglich wurde? Welche Rolle
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spielen externe Faktoren, insbesondere die Reislamisierungsten- 
denzen in den übrigen Ländern des Nahen Ostens? Auf dieser 
Grundlage wird es möglich sein, die Frage zu beantworten, ob 
die Türkei ein zweiter Iran werden könnte.

Die genannten Fragestellungen gerade am Beispiel der Türkei 
zu untersuchen, bietet sich aus mehreren Gründen an: Nach dem 
Zerfall des Osmanischen Reiches war die junge türkische Repu­
blik der erste Staat des Nahen Ostens, der, gestützt auf einen aus­
geprägten Nationalismus, den Weg möglichst unabhängiger 
Modernisierung unternahm. Die Geschichte der Türkei bietet 
somit über Jahrzehnte hinweg ein Beispiel für die Erfolge wie 
auch für das Scheitern jener Aufbruchsstimmung in die Moderne, 
die die anderen Staaten des Nahen Ostens oft Jahrzehnte später 
(und damit häufig auch schmerzhafter und halbherziger) erfaßte.

Als zweiter Punkt kommt hinzu, daß die große Zahl von türki­
schen Arbeitsemigranten in der Bundesrepublik das Problem 
der Konfrontation mit dem >modernen Western auf einer zweiten 
Ebene erneut und in vieler Hinsicht noch drastischer stellt, als 
dies in der Türkei selbst der Fall ist. Auch bei vielen Türken in 
der Bundesrepublik ist die Tendenz zur Reislamisierung unver­
kennbar, ja häufig noch deutlicher zu bemerken als in ihrem 
Heimatland. Diese doppelte Konfrontation unter jeweils ver­
schiedenen Lebensumständen (einmal im Heimatland, einmal in 
der westlichen Metropole) erscheint uns besonders geeignet, die 
Faktoren zu untersuchen, die den Prozeß der Reislamisierung in 
Gang setzen. Dementsprechend gliedert sich dieses Buch in zwei 
Teile:

Der erste Teil beschäftigt sich mit der Türkei selbst. Da die 
aktuelle Entwicklung der Reislamisierungstendenzen nicht ver­
standen werden kann ohne Kenntnis der historischen Entwick­
lung von Staat, Gesellschaft und Religion, wird zunächst das 
Reformwerk Atatürks und seine Stellung zum Islam behandelt. 
Dann werden jene islamischen Strömungen dargestellt, die tradi­
tionell im Osmanischen Reich eine Rolle spielten bzw. als direkte 
Antwort auf Atatürks Politik entstanden sind. Ihr Wiedererstar­
ken nach dem Zweiten Weltkrieg wird im Zusammenhang mit 
der sozialen, politischen und ökonomischen Entwicklung der 
Nachkriegszeit behandelt, wobei die Frage zu beantworten ist, 
warum die soziale und ökonomische Krisenentwicklung in der 
Türkei vor allem zu einer Reislamisierung und nicht zu einer
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starken Linksentwicklung geführt hat. Die konkreten Ausfor­
mungen und Ideologien des islamischen Fundamentalismus in 
der Türkei werden am Beispiel der Nationalen Heilspartei< 
(MSP), der Nationalen Aktionsparlei< (MHP) sowie verschie­
dener islamischer Sekten vorgestellt. Den Schluß dieses ersten 
Teils bildet die Darstellung der Reislamisierungstendenzen und 
ihrer Funktion nach dem Putsch der Militärs vom 12. September 
1980 und ein Ausblick auf die Perspektiven des islamisch-fun­
damentalistischen Einflusses in der Türkei.

Der zweite Teil beschäftigt sich mit den Ursachen und Aus­
wirkungen der Reislamisierungstendenzen unter Türken in der 
Bundesrepublik. Dabei spielen sowohl die Gründe für die 
Arbeitsemigration aus der Türkei in die Bundesrepublik eine 
Rolle als auch die Lebens- und Arbeitssituation, welche die 
Arbeitsemigranten hier vorfanden, insbesondere die offizielle 
Ausländerpolitik der Bundesregierung und die zunehmende 
Ausländerfeindlichkeit unter Teilen der deutschen Bevölkerung. 
Darüber hinaus werden auch die organisatorischen Strukturen 
und die politische Praxis des islamischen Fundamentalismus in 
der Bundesrepublik dargestellt.

Als >Einstiegshilfe< in das Thema haben wir dem ersten Teil 
ein Kapitel vorangestellt, das zum Begriff >Reislamisierung< und 
seiner Bedeutung eine Einführung bietet. Eine Schlußbetrach­
tung zum Thema »Reislamisierung und Modernisierung« faßt 
über die Türkei hinausgehend die Ergebnisse dieser Arbeit 
zusammen und kommt zu einigen entwicklungspolitischen 
Schlußfolgerungen.

Tübingen, im Januar 1987 Rainer Werle/Renate Kreile
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Kapitel 1
Schlagwort >Reislamisierung<

>Reislamisierung< meint Rückkehr zum Islam als einer Wert­
orientierung des gesamten gesellschaftlichen Lebens. Es geht 
also nicht nur darum, daß die muslimische Religion als Privatan­
gelegenheit jedes einzelnen eine Renaissance erfährt, sondern 
vor allem um die Organisation des öffentlichen Lebens nach den 
Grundsätzen des Koran und nach den Vorschriften des islami­
schen Sheriat-Rechtes.

Dieser zentrale Punkt aller Bestrebungen zur Reislamisierung 
findet seine Begründung zunächst im Charakter und Anspruch 
des Islam selbst: Der Islam ist nicht nur eine Religion, die Maß­
stäbe und Gebote für einen individuellen Heilsweg benennt, son­
dern auch eine Lehre über die Organisationsprinzipien für eine 
gerechte, gottgefällige Gesellschaft im Diesseits. Der Kampf für 
eine solche Gesellschaft gilt als der sicherste Weg, sich einen 
Platz im Paradies zu sichern: »Siehe sie, die da glauben und aus­
wandern und streiten in Allahs Weg, sie mögen hoffen auf Allahs 
Barmherzigkeit, denn Allah ist verzeihend und barmherzig.«1 
Dementsprechend enthalten der Koran und die überlieferten 
Aussagen und Handlungen des Propheten Mohammed (Hadith) 
ein Normensystem für alle Bereiche der menschlichen Gesell­
schaft (allerdings einer Gesellschaft, wie sie vor über 1300 Jah­
ren existierte und sich seither drastisch verändert hat). Rückkehr 
zum Islam kann daher strenggenommen nie ein individueller 
Akt sein, sondern zielt immer auch auf eine gesellschaftliche 
Umorientierung.

Damit ist in der Denkweise des orthodoxen Islam ein bestän­
diger Widerspruch zu einem modernen, säkularen Staatswesen 
vorgegeben. Die meisten Staaten des Nahen Ostens lehnen »die 
Schaffung eines islamischen Staates bzw. eines Gemeinwesens, in 
dem der Islam die Hauptlegitimation ihrer Herrschaft darstellt, 
ab. Vielmehr vertreten sie den vom Westen übernommenen
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Standpunkt, daß die Religion eine Privatangelegenheit sei und 
möglichst wenig Einfluß auf das öffentliche Leben haben 
sollte.«2 Gerade zu diesem Standpunkt stehen die Befürworter 
einer strengen Reislamisierung in Opposition.

Da Reislamisierung mehr ist als eine Renaissance der musli­
mischen Religion im Privatleben der Menschen, besagen Mel­
dungen über einen wachsenden Zulauf zu den Moscheen etc. 
deshalb zunächst nur, daß der Islam für eine zunehmende 
Anzahl von Menschen im Nahen Osten an Bedeutung gewinnt. 
Dies von vornherein mit Reislamisierung in dem hier verwende­
ten grundsätzlicheren Sinn gleichzusetzen, sollte vermieden wer­
den. Andererseits ist es bezeichnend, daß diese Zunahme der 
Religiosität parallel läuft zu dem wachsenden Einfluß der (aller­
dings zahlenmäßig weitaus geringeren) Befürworter èiner grund­
sätzlichen Reislamisierung.

Hintergrund dieser Parallelität ist das weitgehende Versagen 
aller bisherigen Versuche, durch Übernahme westlicher Ideolo­
gien auch eine ökonomische und soziale Versorgung der Bevöl­
kerung sicherzustellen, die zumindest erkennen lassen müßte, 
daß es in absehbarer Zeit möglich sein könnte, den westlichen 
Standard zu erreichen. Statt dessen wurden in den letzten Jahr­
zehnten große Teile der Bevölkerung sozial und kulturell ent­
wurzelt, und ein Leben in Slums und wachsender Armut ist das 
Schicksal vieler. Die Versprechungen auf eine bessere Zukunft 
durch westlich-aufgeklärte oder sozialistisch denkende Politiker 
haben sich nicht oder, besser gesagt, nur für den eigenen Geld­
beutel der Politiker erfüllt. »Der heutige islamische Orient befin­
det sich in einer Krise; es ist eine mit der Verarmung der musli­
mischen Völker zusammenhängende sozioökonomische Krise 
und zugleich eine durch die Verwestlichung bedingte Identitäts­
krise. In der Verzweiflung wird auf den Islam zurückgegriffen als 
Verheißung einer besseren Zukunft und als Basis einer kulturel­
len Identität.«3 Aus dieser doppelten Funktion der Religion 
erwächst auch die Parallelität von Renaissance des Islam und 
Reislamisierung: Weil der Islam Religion und gesellschaftspoliti­
sche Ideologie ist, kann er sowohl Identitätsbasis für viele als 
auch Aktivitätsbasis für jene Minderheit sein, die in einem isla­
mischen Staat eine bessere Zukunft sieht.

In diesem Zusammenhang ist auch der Begriff des >islami- 
schen Fundamentalismus« zu klären: Er meint die Rückbesin­
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nung auf die ursprüngliche Bedeutung des Islam und seinen 
einstmals machtvollen Stellenwert. Dabei wird die islamische 
Staatlichkeit in der Frühzeit ihrer Geschichte als ein >Goldenes 
Zeitalter der Gerechtigkeit und der Machtfülle der islamischen 
Welt beschrieben. Zu den Zuständen dieses >Goldenen Zeit- 
alters< gelte es zurückzukehren, indem dem Islam wieder zu 
seinem gesamtgesellschaftlichen Stellenwert verholfen werde. 
Gerade die mythische Überhöhung jener Zeit zu einer Ideal­
gesellschaft, von der sich die islamische Welt seither immer 
weiter entfernt habe, übt in einer Zeit des Versagens anderer 
Ideologien starke Faszination aus, zumal das >Goldene Zeitalter 
in ferner Vergangenheit liegt und deshalb einer Mythenbildung 
keine greifbare Realität entgegensteht.

Zugleich verleiht dieser Umstand dem islamischen Funda­
mentalismus eine gewisse Beliebigkeit: Das >Goldene Zeitalter 
war islamisch und deshalb golden. Für Fundamentalisten ist es 
folglich unwichtig, die aktuellen ökonomischen oder politischen 
Gegebenheiten gründlich zu studieren. Ihnen genügt die Gewiß­
heit, daß die Rückkehr zum Islam alle übrigen Probleme lösen 
werde. Weitergehende Überlegungen sind ins Belieben jedes ein­
zelnen gestellt und bilden deshalb unter den Fundamentalisten 
kaum ein Konfliktpotential. Andererseits schafft diese Beliebig­
keit eine günstige Voraussetzung, um unter dem Gewände der 
Reislamisierung politische und ökonomische Interessen durch­
zusetzen:

Die islamische Geistlichkeit (ulama) lebt von den Abgaben 
der Gläubigen und hat durch das islamische Stiftungswesen 
(waqf) im Laufe der Jahrhunderte Besitztümer angesammelt, die 
sie durch Säkularisierung und Modernisierung bedroht sieht. 
Die schiitischen Mullahs des Iran standen insbesondere deshalb 
zum Schah in Opposition, weil er ihren eigenen ökonomischen 
und politischen Einfluß zu schmälern drohte.

Neben diese Geistlichkeit tritt mit fortschreitender Moderni­
sierung eine zweite Führungsgruppe des islamischen Fundamen­
talismus. Für diese ist es bezeichnend, daß sie weder der Ulama 
entstammt noch aus jenen Schichten kommt, die die Hauptleid­
tragenden der Modernisierungspolitik sind. Bei diesen aktiven 
Trägern der Reislamisierung handelt es sich vielmehr im wesent­
lichen um Angehörige der modernen Mittelschichten, die über 
eine >moderne Bildung« mit der westlichen Kultur« konfrontiert
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worden sind, häufig im Rahmen eines Auslandsstudiums. Es 
sind Personen, die »im wesentlichen beim »Kleinbürgertum« zu 
suchen sind, das die beiden »Bedingungen« erfüllt: akute Wahr­
nehmung des interkulturellen Konflikts und zugleich Wahrneh­
mung der (für die einzelnen Gruppierungen unterschiedlichen) 
Krisenfolgen sozioökonomischer Art«4. Ihr Fundamentalismus 
ist häufig der religiös formulierte Protest einer kleinbürgerlichen 
Anhängerschaft (Händler, Gewerbe und Handwerk), die zwi­
schen die Mahlsteine der Großindustrie geraten ist. Auch hier 
geht es also um ökonomische und politische Besitzstandswah­
rung; doch da sich der zu verteidigende Besitzstand von dem der 
Geistlichkeit unterscheidet, ist zu vermuten, daß damit auch die 
konkrete Formulierung des Fundamentalismus sich bei beiden 
Gruppen unterscheidet.

Während die Geistlichkeit bzw. die »aufgeklärten Fundamen­
talisten« des Mittelstandes (sehen wir von Iran ab) in den Län­
dern des Nahen Ostens den Islam als Instrument der Verteidi­
gung gegen die herrschenden Führungseliten nutzen, findet sich 
zugleich eine Tendenz, die Massenwirksamkeit des Islam auch 
für die Herrschaftssicherung dieser Führungseliten nutzbar zu 
machen. In Bereichen des öffentlichen Lebens, die grundlegende 
Ziele der Elite nicht berühren, wird eine Reislamisierung nicht 
nur zugelassen, sondern zum Teil auch gefördert. Der damit ent­
stehende Eindruck einer Reislamisierung des Staates soll den 
Fundamentalisten die Argumente nehmen und ist gerade des­
halb von deren Reislamisierungsvorstellungen zu unterscheiden.

In diesem Sinne muß eine Untersuchung der Reislamisie­
rungstendenzen für jedes Land folgende Punkte differenziert 
behandeln:
— die Traditionen des Volksislam, die sich von Land zu Land 

unterscheiden und die deshalb zu Modernisierungsbestrebun­
gen eine unterschiedliche Haltung einnehmen;

— die Rolle der Geistlichkeit, die mit dem Volksislam traditio­
nell verbunden ist und zugleich den Islam als Notwendigkeit 
zur Besitzstandswahrung sieht;

— das Ausmaß und der historische Ablauf der Modernisierung 
und Säkularisierung sowie die Struktur der Führungseliten, 
die diesen Prozeß vorangetrieben haben;

— die sozialen, ökonomischen und politischen Folgen der 
Modernisierung für die übrigen Bevölkerungsschichten (Bau-
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ern, Mittelstand und Kleinbürgertum) sowie die Entstehung 
neuer Schichten (Arbeiterklasse) und deren Interessenlage;

— das Herrschaftssystem der Führungseliten insbesondere unter 
dem Gesichtspunkt des Erhalts ihrer Massenbasis, und damit 
auch die Frage, ob und welche Zugeständnisse an Reislamisie- 
rungsbestrebungen gemacht werden.

».
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Kapitel 2
Nationalismus und Islam bei Atatürk

Die moderne Türkei ist aus dem Osmanischen Reich hervorge­
gangen. Dieses wurde bis zu seinem Zusammenbruch im Ersten 
Weltkrieg vom Sultan-Kalifen regiert. Er war weltlicher Herr­
scher dieser Großmacht des Nahen Ostens und zugleich religiö­
ses Oberhaupt der islamischen Welt. Mit dem Zusammenbruch 
des Osmanischen Reiches war auch diese Einheit der islami­
schen Welt zum Untergang verurteilt. Als Folge dessen wurde 
der >Aufbruch in die Moderne* für die Jahrzehnte nach dem 
Krieg ein Schlachtruf im Nahen Osten, der kein Land unberührt 
ließ. Doch es war von seiner Herkunft betrachtet kein Ruf, der 
aus den weitläufigen ländlichen Gebieten kam. Die Masse der 
Bevölkerung, die Bauern und Landarbeiter, folgten diesem Auf­
ruf zwar zum Teil, aber er wurde von außen, von nationalistisch- 
antikolonialistischen Führungseliten an sie herangetragen. Der 
Zerfall und die Schwäche des allen Kolonialsystems im Nahen 
Osten hatten es diesen Eliten ermöglicht, den Nationalismus als 
erfolgversprechendes Konzept auf ihre Fahnen zu schreiben und 
auch genügend Anhänger zu gewinnen, um siegreich zu sein.

Wo der Ruf nach dem eigenständigen und unabhängigen 
Nationalstaat erscholl, wo der Aufbruch in die Moderne prokla­
miert wurde, entstand rasch die Frage, inwiefern und weshalb die 
ländlichen Massen mit ihrer langen islamischen Tradition die 
nationalen Bestrebungen unterstützen würden. Die Versuche der 
Pahlawi-Dynastie in Iran, ihre Vorstellung von Modernisierung 
von oben zu verordnen, wurden von der Masse der Bevölkerung 
abgelehnt und als bedrohlich empfunden. Die Ablehnung gipfelte 
1979 in der islamischen Revolution*, die auch für die Türkei die 
Frage aufwarf, ob dieses Land ebenfalls zur Reislamisierung und 
einer solchen Entwicklung fähig sei. Eine differenzierte Antwort 
auf diese Frage setzt voraus, die besonderen Umstände der Ent­
stehung und Entwicklung der modernen Türkei zu untersuchen.
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Dabei hatten die Bestrebungen zur Modernisierung der Tür­
kei schon im letzten Jahrhundert ihre Vorläufer. In der Tanzi- 
mat-Periode (1839-1876) wurde der Versuch unternommen, 
durch Übernahme westlicher Zivilisation (Verwaltung, Erzie­
hung, Technik) dem Verfall des Osmanischen Reiches Einhalt zu 
gebieten. Als mit Beginn des 20. Jahrhunderts die Verfallsten­
denzen immer unübersehbarer wurden, wuchs vor allem inner­
halb der militärischen und bürokratischen Elite die Bereitschaft 
zu umfassenden Reformen, um den Anschluß an die westlichen 
Industrieländer zu gewinnen. Die 1889 gegründete »Gesellschaft 
für Einheit und Fortschritt und die Bewegung der >Jungtürken< 
bildeten das Vorspiel zur Machtübernahme Mustafa Kemals 
(später Atatürk genannt) nach dem Ersten Weltkrieg. Mit sei­
nem Befreiungskrieg wurde die Politik der Westorientierung und 
Modernisierung zur herrschenden Politik.

Möglich wurde diese Machtübernahme durch den Befreiungs­
kampf gegen die siegreichen Mächte des Weltkriegs, die das 
Gebiet des ehemaligen Osmanischen Reiches unter sich aufteilen 
wollten. Daß dieser Befreiungskampf erfolgreich war, wird — vor 
allem in der türkischen Geschichtsschreibung — häufig der brei­
ten Massenbasis Mustafa Kemals zugeschrieben, so daß der Ein­
druck entsteht, Atatürks Programm der Modernisierung (das 
später dann als >Kemalismus< bezeichnet wurde) sei allgemein 
auf Zustimmung gestoßen. Es ist jedoch wichtig zu sehen, daß 
diese Sichtweise einseitig ist und der Grundstein für die Reisla­
misierungstendenzen von heute schon damals gelegt wurde. Dies 
soll im folgenden dargestellt werden.

Die Massenbasis des Befreiungskrieges
Der Befreiungskampf unter der Führung Mustafa Kemals war 
der Kampf eines glühenden Nationalisten, dem zunächst nur- 
mehr die Truppenverbände im Osten der Türkei zur Verfügung 
standen, eine Restarmee, die er nicht auftragsgemäß demobili­
sierte, sondern sie für den Kampf gegen die Okkupanten 
gewann. Abgesehen von den Standorten dieser Restarmee war 
Anatolien, das Kernland des im Ersten Weltkrieg geschlagenen 
Osmanischen Reiches, von ausländischen Truppen besetzt. Die
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Bevölkerung erfuhr hautnah, was es heißt, unter Besatzung zu 
leben — nicht nur ökonomisch und sozial, sondern auch bezüg­
lich des Verlustes eigener Identität: »Die geschlagenen Türken 
waren die ersten, die eine konstruktive Antwort auf die Heraus­
forderung fanden. Das war, von ihren Existenzproblemen her 
gesehen, natürlich. Ihnen stand das Wasser bis zum Hals; ihr 
Überleben als Nation selbst war in Frage gestellt.«1

Der Plan Mustafa Kemals, gegen die Okkupanten einen von 
der Bevölkerung getragenen Befreiungskrieg zu führen, fand 
deshalb erhebliches Echo. Hakki Keskin schreibt in seinem Buch 
Die Türkei — Vom Osmanischen Reich zum Nationalstaat: 
»Mustafa Kemal war sich bewußt: Die Befreiung des türkischen 
Vaterlandes konnte nur das Werk des Volkes sein. Trotz der 
totalen Erschöpfung des Volkes durch den vorangegangenen jah­
relangen Krieg mußten die Massen, d. h. die Bauern und alle 
anderen anti-imperialistischen Kräfte für die Befreiung des Lan­
des organisiert werden.«2 Doch diese Darstellung eines Volkes, 
das bereitwillig der Führung Atatürks folgte, ist zwar Grund­
gedanke jeder kemalistischen Geschichtsschreibung (und selbst 
eines kritischen Autors wie Keskin), aber geradeso wie der 
Kemalismus die Staatsideologie der modernen Türkei ist, so ist 
auch diese Geschichtsschreibung ideologisiert. Sie verkennt zwei 
— für unser Thema wesentliche — Gesichtspunkte:

Erstens waren die Motive und weitergehenden Perspektiven 
für die Unterstützung des Minimalzieles der Befreiung von 
Fremdherrschaft bei den einzelnen teilnehmenden Bevölke­
rungsgruppen sehr unterschiedlich. Dieser Umstand wird im fol­
genden Kapitel ausführlich behandelt werden.

Zweitens hatten große Teile der einfachen Landbevölkerung 
über Jahrhunderte hinweg nur eines erfahren: Was von außen 
und von oben kommt, bedeutet vermehrte Lasten und Entbeh­
rungen, bedeutet Zerstörung gewachsener und vertrauter Struk­
turen. Dies galt für die Okkupanten geradeso wie für einen jun­
gen Offizier, der von Befreiung sprach. Die Großgrundbesitzer, 
die Agas, waren die vertraute, wenn auch ungeliebte, Obrigkeit. 
»Der Staat ist für viele Bauern der Großgrundbesitzer ...«3 War 
der Aga aus eigenem Interesse für den Befreiungskampf, dann 
schickte er >seine< Bauern an die Front: »Indes erhielt Atatürk 
seine Unterstützung nicht aus einer Widerstandsbewegung des 
Volkes. Im Gegenteil, seine Armee bestand im Kern aus demobi­
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lisierten Veteranen, während die Bauern gezwungen wurden, in 
vorderster Front zu kämpfen (es kamen mehr Soldaten beim 
Desertationsversuch um als durch griechische Waffen, ein bemer­
kenswerter Beweis des Eigensinns der türkischen Bauern).«4

Damit wird deutlich: Mustafa Kemal besaß für seinen Be­
freiungskampf eine Basis vor allem unter jenen, die unter der 
Okkupation um ihre Privilegien fürchten mußten. Aber diese 
Privilegien bedeuteten auch Macht über die Masse der Bauern, 
bedeuteten deren ideologische Bindung an die Agas und andere 
Führungseliten. Dieser Umstand wurde später auch daran deut­
lich, daß in der Nationalversammlung nach Gründung der Repu­
blik »die große Masse der Bevölkerung, die Bauernschaft, ... 
durch Großgrundbesitzer vertreten« wurde5.

Nur diese Form der Massenbasis unter Ausnutzung von 
Abhängigkeitsverhältnissen machte es möglich, daß sich die Pro­
teste gegen die Politik Mustafa Kemals in Grenzen hielten, 
obwohl die breite Bevölkerung den Befreiungskampf nur teil­
weise als den ihren empfand. Der Zündstoff für spätere Kon­
flikte war damit gelegt.

Mustafa Kemals Taktik
Jene gesellschaftlichen Gruppen, die den Befreiungskampf aktiv 
unterstützt hatten, wurden durch das Minimalziel zusammenge­
halten, das Land von Besatzern zu befreien. Die einzelnen 
Beweggründe und Sonderinteressen traten zunächst in den Hin­
tergrund. Dies wurde insbesondere möglich, weil Mustafa Kemal 
es sorgsam vermieden hatte, in dieser Phase des Kampfes seine 
eigenen, weitergehenden Ziele zu benennen:

»Das Ziel eines neuen türkischen Staates offenbarte Mustafa 
Kemal jedoch selbst seinen engsten Kampfgenossen erst kurz 
vor der Ausrufung der türkischen Republik, da die meisten von 
ihnen zwar für die Befreiung der heutigen Türkei waren, aber 
nicht an die Beseitigung des Sultanats dachten. Sultanat und 
Kalifat waren für sie heilig und daher unantastbar.«6

Dieses Verschweigen der wahren Absichten war eine Taktik, 
ohne die Mustafa Kemal die gesteckten Ziele wohl kaum erreicht 
hätte. Rückblickend läßt sich sein Kalkül am besten als >Salami­
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taktil« bezeichnen: Als unumstrittener Führer der Bewegung 
mobilisierte er Mehrheiten für die aktuellen Minimalziele. War 
der stärkste Feind geschlagen, also machtpolitisch nicht mehr 
von Bedeutung, erweiterte er die Zielsetzung. Jene aus den 
eigenen Reihen, die diese neue Zielsetzung nicht unterstützten, 
wurden zum nächsten Gegner: doch ging Mustafa Kemal in aus­
reichend kleinen Schritten voran, um sich immer eine Mehrheit 
für das nächste Ziel zu sichern.

Ein bedeutsames Beispiel für diese Taktik war die Kurden­
frage, die auch insofern für unser Thema der Reislamisierung 
von Bedeutung ist, als der kurdische Südosten der Türkei das 
Armenhaus des Landes bildet, dessen Bewohner für ihre Rebel­
lion gegen die Zentralmacht in Ankara häufig und in mehreren 
Aufständen unter islamisch-religiöser Ideologie antraten.

Bis zum Vertrag von Lausanne (24.7.1923), der der moder­
nen Türkei die internationale Anerkennung brachte, wurden die 
Kurden von der türkischen Regierung als Mitstreiter im Befrei­
ungskampf geachtet. Dies erlaubte es der türkischen Regierung, 
sich in Lausanne als Interessenvertreter der Kurden darzustellen 
und somit auf das rohstoffreiche Ostanatolien Ansprüche zu 
erheben. Als jedoch mit dem Vertragsabschluß die Grenzfrage 
zumindest teilweise zugunsten der Türkei entschieden war, »da 
verkehrte sich die Politik der türkischen Regierung gegenüber 
dem kurdischen Volk in ihr Gegenteil. Im Gegensatz zu den 
feierlichen Erklärungen Ismet Paschas wurden die Kurden nun 
beschuldigt, den Briten und dem Sultan als Werkzeug gedient zu 
haben, sie seien >der Türkei während des Ersten Weltkrieges und 
des Unabhängigkeitskrieges verräterisch in den Rücken gefal­
len«. Die kurdischen Abgeordneten in der Nationalversammlung 
... wurden verhaftet.«7 Damit begann die Politik der Kurden- 
unterdriickung in der Türkei, die bis heute anhält.

In gleicher >Salamitaktik< vollzog sich auch der Übergang zum 
Laizismus, d. h. zur Trennung von Religion und Staat. »Die 
ersten Schritte noch während der Phase der Rebellion im unbe­
setzten Teil Anatoliens waren zwar vorsichtig, zeigten aber doch 
schon eindeutig die künftige Richtung an. In einem Grundgesetz 
vom 20. Januar 1921 revidierte die frisch konstituierte National­
versammlung die alte Verfassung von 1876/1908 in entschei­
denden Punkten: Die Souveränität Gottes, vertreten durch die 
des Sultan-Kalifen, wurde ersetzt durch die Souveränität des
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Volkes, das allein durch die Nationalversammlung repräsentiert 
wurde. Die Abschaffung des Sultanats war die logische Konse­
quenz: am 1. November 1922 beseitigte ein Gesetz der National­
versammlung in Ankara die Institution des Sultanats. An das 
religiöse Amt des Kalifen wagte man zunächst nicht zu rühren. 
Ein Vetter des geflüchteten letzten Sultans Mehmed VI. Vahi- 
deddin, Abdülmecid, erhielt von der Nationalversammlung den 
Kalifentitel verliehen und zog in den Dolmabahçe-Palast in 
Istanbul ein. Aber nachdem im Frieden von Lausanne ... der von 
Kemal erkämpfte integrale und souveräne türkische National­
staat internationale Anerkennung gefunden hatte und die Repu­
blik konstituiert war (29. Oktober 1923), ließ der zum Präsiden­
ten gewählte Kemal alle Rücksichten auf die traditionellen 
Kräfte fallen: Das Gesetz vom 3. März 1924 schaffte auch das 
Kalifat ab und verbannte alle Angehörigen der osmanischen 
Dynastie außer Landes.«8

Wo sich in der Folgezeit Widerstand gegen diese Reformen 
regte, wurde er niedergeschlagen. Mustafa Kemal befand sich in 
der Offensive, was besonders daran deutlich wird, daß er sich 
nicht mit dem Niederhalten von Gegnern begnügte, sondern jede 
Widerstandsregung zum Anlaß nahm, den Prozeß der Säkulari­
sierung zu forcieren:

»Den Aufstand kurdischer Rebellen im Namen des Islam und 
unter der Führung eines Derwisch-Scheichs im Jahre 1925 
nutzte Mustafa Kemal zum Verbot der Derwischorden, die den 
bürgerlich-liberalen Kreisen schon immer als finsterer Hort der 
Reaktion gegolten hatten. Am 2. September 1925 wurde das 
Tragen religiöser Kleidung und Abzeichen allen nicht offiziell als 
islamische Würdenträger anerkannten Personen verboten; am 
25. November folgte das Verbot des Fez, der 1828 als >islami- 
sche< Kopfbedeckung für die reformierte Armee eingeführt wor­
den war.«9

Dennoch dauerte es noch weitere zwölf Jahre, bis der Laizis­
mus auch formell Grundlage der Republik Türkei wurde. Die 
kemalistische Verfassung vom 20. April 1924 bezeichnete den 
Islam als die Religion des türkischen Staates (Artikel 2). 1928 
wurde dieser Artikel gestrichen. Der 3. Kongreß der kemalisti­
schen Partei nahm 1931 das Prinzip des Laizismus in das Partei­
programm auf; 1937 wurde der Laizismus dann auch in der Ver­
fassung verankert,0.
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In ähnlicher Weise kristallisierten sich im Laufe des ersten
Jahrzehnts der Republik Türkei auch die übrigen Grund­
prinzipien des Kemalismus< heraus. Neben den Laizismus 
traten:
— Republikanismus als bewußte Abkehr von allen Versuchen, 

das Staatssystem des Osmanischen Reiches wieder aufleben 
zu lassen;

— Nationalismus als Bekenntnis zur nationalen Einheit aller 
Türken, damit aber auch der Anspruch, daß es auf dem Terri­
torium der Türkei keine anderen Nationalitäten geben dürfe. 
Der Grundstein für die >Tiirkisierung< der Kurden und ande­
rer Minderheiten war damit gelegt;

— Populismus, der einerseits den Anspruch auf eine Politik im 
Sinne des Volkes zum Ausdruck brachte, andererseits aber 
auch eine Leugnung von Klassengegensätzen und grundlegen­
den Interessenkonflikten in der Türkei beinhaltete;

— Etatismus als Wirtschaftsprogramm, wobei durch einen star­
ken staatlichen Wirtschaftssektor die notwendigen Vorausset­
zungen für eine privatwirtschaftliche Industrialisierung gelegt 
werden sollten;

— Revolutionarismus als Auftrag zur beständigen Umgestaltung 
der Türkei gemäß den übrigen Grundprinzipien.

Mit diesen sechs Grundprinzipien und ihrer Verankerung in der 
Verfassung war es Atatürk gelungen, seine Ideologie juristisch 
und politisch durchzusetzen. Die >Salamitaktik< hatte ihr Ziel 
erreicht.

Atatürks >Laizistischer Islam<
Zwar hat sich Atatürk mehrfach selbst als Muslim bezeichnet, 
aber seit 1924 keine Religion mehr praktiziert. Das Kalifat war 
ihm nicht heilig; daß es dennoch erst 1924 abgeschafft wurde, 
war einzig eine Frage taktischer Klugheit. Für Mustafa Kemal 
war deshalb der Islam nur insofern von Bedeutung, wie er sich 
als Ideologie zu machtpolitischem Taktieren eignete. Dennoch 
erscheint es uns falsch, Atatürks Politik grundsätzlich als reli­
gionsfeindlich zu bezeichnen, wie dies insbesondere von isla­
misch-fundamentalistischer Seite geschieht11.
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Die folgenden Zitate machen deutlich, daß ihm ein aufgeklär­
ter Islam durchaus als wünschenswerte Ideologie erschien:

»Wir sind der Meinung, daß die Religion, die seit langem in 
der Politik als Werkzeug ausgenutzt wurde, von der Politik 
befreit und erhöht werden muß. Wir dürfen nicht unseren heili­
gen und hohen Glauben als ein Werkzeug der Politik mißbrau­
chen. Nur so wird unsere Nation in dieser und in jener Welt zum 
Glück gelangen.«12

»Die türkische Nation soll noch religiöser sein. Nämlich die 
türkische Nation soll nur aus echten frommen Menschen beste­
hen. ... In unserer Religion gibt es nichts, das dem Gedanken der 
Entwicklung widerspräche. Aber es ist eine Tatsache, daß es in 
der heutigen türkischen Nation eine auf falschen Überzeugungen 
beruhende Religion gibt. Aber ungebildete Menschen werden mit 
der Zeit aufgeklärt werden. Wenn sie sich dem Licht, d. h. der 
echten Religion und der Wissenschaft nicht nähern, werden sie 
sich vernichten. Wir werden sie aber aus dieser Lage retten.« 13

Atatürk war sich bewußt, daß er in einem Land mit langer 
islamischer Tradition seine Vorstellung von Laizismus nur 
schrittweise durchsetzen konnte. Zugleich war abzusehen, daß 
die völlige Trennung von Religion und Staat in den Moscheen 
einen Freiraum geschaffen hätte, in dem, vom Staat nicht mehr 
kontrollierbar, sich oppositionelle Strömungen verbreiten könn­
ten. Atatürk schlug deshalb einen Mittelweg ein: »Der Islam als 
Staatsreligion wurde aufgehoben; der Staat sollte allen religiösen 
Fragen gegenüber neutral sein. Das bedeutete freilich nicht, daß 
der Staat sich, wie z. B. in den Vereinigten Staaten, aus allen reli­
giösen Fragen heraushielt. Er übt vielmehr durch einen von der 
Regierung bestellten Staatsbeamten, Din içleri basjkani, die Auf­
sicht über die Geistlichkeit und die religiösen Einrichtungen aus, 
er erlaubt und verbietet, er besoldet die Geistlichen, die also von 
ihm abhängen.«14

Das Ergebnis dieser Form des Laizismus war ein aufgeklärter, 
vom Staat abhängiger offizieller Islam auf der einen Seite und 
ein Volks- und zum Teil auch >Untergrund<islam auf der anderen 
Seite. Während der offizielle Islam das Bild der Städte prägte, 
blieben die oft nur schwer zugänglichen Dörfer davon weitge­
hend unberührt.

»Unter den Bewohnern des flachen Landes und der Klein­
städte hat sich die Gesetzgebung der Zeit Atatürks und seines 
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Nachfolgers Ismet Inönü als Staatspräsident (bis 1950) nur sehr 
langsam, nur zum Teil und in mancher Hinsicht überhaupt nicht 
ausgewirkt. Für diese Kreise war die Schriftreform, der Ersatz 
des für das Türkische völlig ungeeigneten arabischen Alphabets, 
durch die (auch nicht in allem perfekte) Lateinschrift weithin 
belanglos, da sie so und so nicht schreiben konnten. Die Einfüh­
rung der europäischen Tracht drang, wenn überhaupt, nur sehr 
langsam durch und besagte schließlich nur den Ersatz des Fez 
durch eine Mütze, die bezeichnenderweise oft mit dem Schild 
nach hinten getragen wurde, damit dieser beim Gebet nicht 
störe.«15

Dieses Nebeneinander von Volksislam und offiziellem Islam 
konnte solange einigermaßen reibungslos funktionieren, wie 
städtische und ländliche Kultur zwei getrennte Welten bildeten. 
Die Entwurzelung und Landflucht großer Teile der Bauern und 
Landarbeiter nach dem Zweiten Weltkrieg (siehe Kapitel 4) 
jedoch ließ beide Welten aufeinanderprallen.

Das Einparteiensystem

Das Einparteiensystem als Garant des Laizismus

Atatürks »Salamitaktik« hatte es möglich gemacht, daß die kema- 
listische Linie siegreich aus den Konflikten der jungen Republik 
hervorging. Doch die Konflikte waren damit nicht aus der Welt 
geschafft. Dies wird deutlich am Scheitern der Versuche Ata­
türks, durch eine von ihm installierte »Opposition« seine Herr­
schaft zu stabilisieren:

Der erste Versuch, durch die Gründung einer Oppositions­
partei Kontrolle über gegnerische Strömungen zu erhalten, war 
noch während des Befreiungskampfes die Gründung der »Offi- 
ziellen Kommunistischen Partei«. Von engen Mitarbeitern Ata­
türks mitgegründet, hatte sie nach Mustafa Kemals eigenem Ein­
geständnis die Aufgabe, die linke Bewegung unter Kontrolle zu 
bringen. »Die »Offizielle Kommunistische Partei der Türkei< 
löste sich auf, nachdem sie die von ihr erwartete Funktion erfüllt 
hatte«, erklärte im nachhinein Kilic Ali, einer der Gründer der 
Parteilfi.
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Der zweite Versuch war die Gründung der >Fortschrittspartei< 
(1923). Die >Fortschrittspartei< bestand zwei Jahre, dann wurde 
dieses. Experiment einer gelenkten Opposition von der kemali- 
stischen Führung abgebrochen. Als letzter Versuch in dieser 
Richtung wurde schließlich am 12. August 1930 die >Freie Par­
ten im direkten Auftrag Atatürks von einigen seiner engsten Mit­
arbeiter gegründet. Doch schon drei Monate später, am 17. 
November 1930, beschloß sie ihre >Selbstauflösung<.

»Diese kurze Episode demonstrierte die fundamentale 
Schwäche des Regimes in Ankara. Die Modernisierung, die von 
den Regierungen des Komitees für Einheit und Fortschritt vor 
dem Ersten Weltkrieg eingeleitet und von den Republikanern 
nach dem Krieg fortgesetzt worden war, hatte einen rechtlichen 
Rahmen politischer Partizipation geschaffen, ohne jedoch der 
Bauernschaft und den unteren städtischen Schichten sowie dem 
Kleinbürgertum politische Rechte zu gewähren.« 17 Es ist deshalb 
auch nicht verwunderlich, daß sich die >Freie Partei< zu einem 
Sammelbecken jedweder Opposition entwickelte, so daß die 
Partei gegen den Willen der Kemalisten zugleich die freie Markt­
wirtschaft und westlichen Liberalismus forderte, wie auch eine 
restaurative islamische Bewegung einleitete. Sie drohte rasch den 
Rahmen einer gelenkten Opposition zu überschreiten und wurde 
deshalb zur Selbstauflösung genötigtl8. In vieler Hinsicht war die 
>Freie Partei< deshalb eine verfrühte Vorläuferin von Menderes’ 
demokratischer Partei< (siehe Kapitel 4).

Deutlich wird an den gescheiterten Versuchen einer gelenkten 
Oppositionsgründung vor allem, daß nur durch das Einparteien­
system Atatürks sichergestellt werden konnte, daß die kemalisti- 
sche Linie sich durchsetzte. Linke und bürgerlich-liberale, aber 
vor allem islamisch-reaktionäre Oppositionsströmungen wurden 
dadurch ausgeschaltet, obwohl zumindest die letzteren über eine 
nennenswerte Massenbasis verfügtenl9.

Das Militär als Führungselite

Daß das Einparteiensystem der jungen Republik trotz zahlrei­
cher Widersprüche nicht an innerparteilichen Konflikten zer­
brach, lag einerseits sicherlich am umsichtigen Taktieren Ata­
türks, andererseits aber insbesondere daran, daß sich im Militär
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eine Führungselite fand, die bewußter Träger der kemalistischen 
Politik war. Die Notwendigkeit einer solchen Führungselite 
beschrieb Gerhard Weiher mit dem prägnanten Satz: »Mit der 
Etablierung eines republikanischen Nationalstaats war in der 
Türkei ein bürgerlicher Staat entstanden, ohne daß diesem eine 
bürgerliche Schicht als gesellschaftliches Substrat entsprochen 
hätte.«20 Damit ist auch das Dilemma der kemalistischen Politik 
vorgezeichnet: Wohl ist es möglich, innerhalb weniger Jahre 
einem Land wie der Türkei ein Rechtssystem überzustülpen, das 
laizistisch und westlich modernistisch ist, aber die ökonomischen 
und sozialen Voraussetzungen, die in den westlichen Industrie­
ländern dieses Rechtssystem erst entstehen ließen, entwickeln 
sich nicht innerhalb weniger Jahre.

Der Versuch der Kemalisten, durch eine streng etatistische 
Wirtschaftspolitik auch den ökonomischen Anschluß an das 
Niveau der Industrieländer zu erreichen, zeitigte im ersten Jahr­
zehnt der Republik im lndustriesektor nur wenig Erfolg, wäh­
rend die Landwirtschaft immer unrentabler wurde. Charakteri­
stisch für diese erste Phase in der Geschichte der modernen Tür­
kei ist: »Während die Bilanz der Jahre 1923-30 auf dem Gebiet 
der Reformen und radikalen Umwälzungen an der Basis keine 
bedeutenden Erfolge aufweist, sind die für die Schaffung des 
neuen türkischen Staates wichtigen Überbaureformen in dieser 
Phase verwirklicht worden.«21 Als Folge versuchte Atatürk, »die 
Voraussetzungen der Reformen im Unterbau durch Sicherstel­
lung der Reformen im Überbau zu erreichen. Gerade diese für 
die bürgerlich-revolutionäre Ideologie sehr typische Strategie 
verhinderte das Erreichen des angestrebten Zieles.«22 Letztlich 
läßt sich die Politik Atatürks in dieser Phase als eine Politik der 
verordneten Reformen beschreiben. Ein Reformwerk, das in den 
Augen westlicher Beobachter als ein Werk des Fortschritts er­
scheinen mußte, wobei allzuhäufig übersehen wurde, daß die 
ökonomischen und sozialen Voraussetzungen für eine positive 
Aufnahme dieser Reformen in der Bevölkerung fehlten und ver­
nachlässigt wurden. Sicherlich muß man den Kemalisten zuge­
stehen, daß sie subjektiv Reformen für die Menschen durchset­
zen wollten, aber sie taten dies gegen den Willen vieler.

Damit sind in groben Zügen die historischen Wurzeln für die 
heutigen Reislamisierungstendenzen beschrieben: Einerseits 
fand sich für den Befreiungskampf Atatürks eine Massenbasis
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unter den gesellschaftlich einflußreichen Schichten, und Atatürk 
verstand es, durch geschicktes Taktieren und gestützt auf das 
Einparteiensystem, seine Führungsposition zu behaupten. Ande­
rerseits verharrten große Teile der unteren gesellschaftlichen 
Schichten in ihrem islamischen Selbstverständnis und fügten sich 
nur oberflächlich betrachtet in das neue bürgerliche System ein. 
Eine bedeutsame Veränderung der ökonomischen und sozialen 
Basis, die die Grundhaltung der Bevölkerung hätte verändern 
können, fand nicht statt, so daß es für diese Schichten keinen 
Grund gab, die Überbaureformen zu akzeptieren. Im Gegenteil 
zeigten die Versuche, ein Mehrparteiensystem einzuführen, wel­
cher Sprengsatz sich unter der Oberfläche der straffen kemali- 
stischen Führung angesammelt hatte. Der Übergang zum 
Mehrparteiensystem nach dem Zweiten Weltkrieg mußte zum 
Ausbruch der angestauten Widersprüche führen.

Bevor wir jedoch diese Entwicklungslinie weiter verfolgen, 
wollen wir im nächsten Kapitel zunächst die einzelnen islami­
schen Strömungen und Gruppierungen vorstellen, die mit dem 
Übergang zum Mehrparteiensystem die Massenbasis für Reisla­
misierungstendenzen bildeten.

Ins
titu

t k
urd

e d
e P

ari
s



Kapitel 3
Der Volksislam in der Türkei

Unter Volksislam verstehen wir jene islamischen Traditionen, die 
sich in der einfachen Bevölkerung als religiöse Lebenshilfe zur 
Bewältigung des täglichen Lebens herausgebildet haben. Dieser 
Volksislam unterscheidet sich — nicht nur in der Türkei — deut­
lich vom orthodoxen Islam, wie er in Lehrbüchern, gleich wel­
cher Richtung, zu finden ist. Dieser Unterschied ergibt sich 
zunächst aufgrund der Bildungssituation der Bevölkerung: »Im 
türkischen Islam gibt es Dinge, die völlig unislamisch sind. Sie 
konnten in den Islam eindringen. weil das Volk wegen des gerin­
gen Bildungsniveaus nicht wußte, was zum Islam (dem dogma­
tisch reinen Islam) gehört und was nicht. Sie konnten keine isla­
mische Literatur lesen, weil sie überhaupt nicht lesen konnten.«1

Entsprechend dem Stadt-Land-Bildungsgefälle in der Türkei 
ergibt sich daraus die Feststellung, daß der Volksislam seine 
Hochburgen vor allem in ländlichen Gebieten hat. Zwar ist im 
Dorf die Moschee der Mittelpunkt des religiösen Lebens, und 
der Ortsgeistliche (hoca) spielt eine wichtige Rolle, aber die ein­
zelnen Verrichtungen für gute Ernten, gegen Krankheiten etc. 
entstammen nicht dem Koran, sondern lokaler Tradition. Bei­
spielsweise gibt es verschiedene Rituale gegen Unfruchtbarkeit: 
»Die Frau kann für sich beten lassen oder Amulette tragen und 
heilige Çrabstâtten besuchen. Sie kann einen Apfel vom Hoca 
mit Koransuren beschreiben lassen. Eine Hälfte des Apfels ißt 
dann ihr Mann, die andere Hälfte ißt sie.«2 Bei solchen Ritualen 
spielt zwar der Islam eine wichtige Rolle, dem orthodoxen Lehr­
gebäude jedoch sind sie fremd.

Auffallend ist weiterhin, daß die wissenschaftliche Türkei­
literatur sich mit der Darstellung und Systematisierung des 
Volksislam in der Türkei schwertut: Einzelne Darstellungen 
widersprechen sich, und die Zahl der verfügbaren Statistiken ist 
minimal. Dies ist zunächst der Tatsache geschuldet, daß die

Ins
titu

t k
urd

e d
e P

ari
s



offiziellen türkischen Statistiken über Gruppierungen innerhalb 
des Islam keine Aussage machen, da die türkische Republik — 
wie auch schon das Osmanische Reich — religiöse Differenzie­
rungen unter den Muslimen nicht anerkennt3. Ein weiterer 
Grund liegt sicherlich in dem breiten Spektrum volksislamischer 
Traditionen, das eine Aussage über den Volksislam in der Türkei 
unmöglich macht. Der nachfolgende Versuch einer Darstellung 
verschiedener Strömungen ist deshalb unter diesem Vorbehalt 
zu sehen.

Sunnitischer und alewitischer Islam
Traditionell gibt es in der Türkei zwei islamische Hauptrichtun­
gen: Rund vier Fünftel der türkischen Muslime sind Sunniten, 
ein Fünftel sind Alewiten.

Die Sunniten

Die Sunna (Pfad, Lebensführung) beinhaltet die überlieferten 
Aussprüche, Handlungen und Gepflogenheiten des Propheten 
Mohammed und seiner Gefährten. Für die Sunniten, die >Leute 
der Sunna<, bedeutet die Sunna eine dem Koran gleichwertige 
und authentische Erläuterung des Koran, die in gleicher Weise 
verbindliche Quelle für die religiöse Lebensführung ist.

Von den vier großen Rechtsschulen, die es innerhalb des Sun- 
nismus gibt, spielen in der Türkei zwei eine Rolle: Der hanefiti- 
schen Schule gehören mehrheitlich türkische Sunniten an, wäh­
rend die safiitische Schule vor allem unter kurdischen Sunniten 
verbreitet ist. Die Trennungslinie zwischen beiden Schulen ist 
also fast identisch mit der Nationalitätenfrage Kurden/Türken4.

Für die Sunniten läßt sich feststellen, daß die zahlenmäßige 
Stärke dieser Richtung die Form des islamischen Lebens in der 
Türkei prägt, während die Alewiten aufgrund ihrer Minderhei­
tenposition eine »sehr zurückgezogene Lebensweise«5 führen. 
Dementsprechend war der sunnitische Islam im Osmanischen 
Reich nicht nur die Basis des Völksislam, sondern zugleich in 
seiner orthodoxen Form die Herrschaftsideologie des Sultanats/ 
Kalifats. Auf den sunnitischen Islam gründete sich der religiöse
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Herrschaftsanspruch des Osmanischen Reiches. Dies wiederum 
wirkte sich auf den sunnitischen Volksislam aus: »Die Volks­
frömmigkeit spiegelt den hierarchischen Gesellschaftsaufbau 
wider. In einigen Gegenden Ostanatoliens herrschen noch heute 
feudale Strukturen vor. Diese Strukturen haben Auswirkungen 
bis in die Erziehung hinein, die von einer extremen Betonung 
von Disziplin und Gehorsam geprägt ist. Der gesellschaftliche 
Einfluß des Islam ist vor allem dort groß, wo der soziale Wandel 
gering und die traditionelle Orientierung vorherrschend ist, d. h. 
in den ländlichen Gebieten der Türkei.«6

Die Alewiten

Der Name >Alewiten< verweist auf Ali, den Schwiegersohn und 
Neffen des Propheten Mohammed. Er war im Jahre 656 zum 
Kalifen gewählt, aber fünf Jahre später erdolcht worden. Um die 
Frage seines Nachfolgers entbrannte ein Streit, ob dieser direk­
ter Nachfahre des Propheten und Alis sein solle oder durch 
Wahlen — nach Fähigkeit und Verdienst — zu ermitteln sei. 
Erstere Ansicht vertraten die Schiiten, letztere die Sunniten. Bis 
heute zieht sich diese Spaltung durch die islamische Welt, wobei 
die Hochburgen des Schiismus vor allem der Iran und Teile des 
Irak sind.

Da die Alewiten sich auf Ali berufen, sind sie in gewisser 
Weise eine Form des Schiismus, doch wäre es falsch, sie einfach 
mit den Schiiten zum Beispiel in Iran zu vergleichen, da ihre 
Minderheitenposition in Anatolien und der fehlende Kontakt zu 
anderen schiitischen Gruppen zu einer Sonderentwicklung 
führte:

»Eine schiitische Geistlichkeit war in dem streng sunnitischen 
Staat nicht möglich. Die Religionsausübung geschah also ohne 
Leitung ausgebildeter Theologen, was zu jener Anreicherung mit 
Elementen des Volksglaubens geführt haben mag, die zu den 
Legendenbildungen bei den Umwohnern reizte. Auch Moscheen 
finden sich in Alevidörfern in der Regel nicht.... Die Interpreta­
tion der Glaubensregeln ist nicht wie bei den Sunniten (und bei 
den persischen Muslimen, bei denen die Schia ja Staatsreligion 
ist) kanonisiert, sondern erfolgt durch die Gemeindemitglieder 
nach lockerer Tradition und nach dem Gewissen.«7
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Die Minderheitenrolle der Alewiten brachte es mit sich, daß 
sie jede Schwächung des sunnitischen Islam als Herrschaftsideo­
logie begrüßten, weil dies ihr Leben erleichterte. Zusammen mit 
ihrer praxisnahen, aufgeschlossenen und daher unorthodoxen 
Islamauffassung ergab es sich daher, daß die Alewiten den laizi­
stischen Islam< Atatürks mehrheitlich begrüßten. Sie stellten 
einen wichtigen Teil der ländlichen Massenbasis Atatürks. Ent­
sprechend ist auch ihr Verhältnis zu den Reislamisierungsten- 
denzen nach dem Zweiten Weltkrieg: »Dabei gehen die islami­
schen Tendenzen fast ausschließlich vom sunnitischen Teil der 
Bevölkerung aus, während die schiitischen Alewiten durch ihre 
stark reformierte Religionsauffassung für die reaktionären Ten­
denzen des Islam wenig ansprechbar sind.«8 Im Verständnis 
zahlreicher Türken werden die Alewiten heute häufig mit poli­
tisch links< gleichgesetzt.

Das traditionelle Spannungsverhältnis zwischen Alewiten und 
Sunniten in der Türkei wird noch verstärkt durch den Umstand, 
daß die Alewiten kein geschlossenes Siedlungsgebiet besitzen. 
Die meisten Alewidörfer finden sich in Mittelanatolien, doch 
während es Gegenden gibt, die nur sunnitisch sind, gibt es keine 
große Region, die nur alewitisch wäre. Kurz gesagt, es gibt 
immer sunnitische Nachbarn, wodurch das Gefühl der Alewiten, 
eine Minderheit zu sein, verstärkt wird9.

Dies führt zu einem wichtigen Punkt für die Reislamisierungs- 
tendenzen heute: Auch in den alewitischen Dörfern waren die 
meisten Bewohner Bauern und Landarbeiter. Die Unterdrük- 
kung und Rückständigkeit der Produktivkräfte war geradeso 
gegeben wie in den sunnitischen Nachbardörfern. Aber die sun­
nitischen Muslime besaßen vor dem Ersten Weltkrieg das reli­
giöse Privileg, daß ihr Glaube zugleich Herrschaftsideologie war. 
Selbst der ärmste Bauer konnte sich immer noch damit trösten, 
daß auch der Sultan seines Glaubens war, während die alewiti­
schen Bauern sich nie mit dem Sultanat zu identifizieren ver­
mochten. Es waren deshalb keineswegs nur ökonomische und 
soziale Privilegien, die gegen den Kemalismus verteidigt wurden, 
sondern auch eindeutig ideologisch-religiöse, die in der sunniti­
schen Tradition fortbestehen und unter manchen ihrer Anhänger 
den Wunsch erwecken, zum Osmanischen Reich zurückzukeh­
ren. Für die Alewiten hingegen ist der Traum von der alten 
>osmanischen Pracht< eher ein Alptraum.
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Damit unterscheiden sich die sunnitischen Reislamisierungs­
tendenzen in der Türkei in einem Punkt auch von fundamentali­
stischen Ideen in anderen Ländern der islamischen Welt: Das 
>Goldene Zeitalten, zu dem die Fundamentalisten in anderen 
Ländern zurückkehren wollen, wird mit der Entstehungszeit des 
Islam gleichgesetzt. Das osmanische Kalifat gilt diesen Funda­
mentalisten als eine Zeit des Niedergangs und der Knechtung 
der arabischen Völker. Sunnitische Fundamentalisten in der 
Türkei hingegen sehen in der Wiedererrichtung des osmanischen 
Kalifats ein wichtiges Ziel ihres Kampfes. Und diese Zielsetzung 
vermischt sich häufig mit dem Wunsch, die Türkei auch politisch 
wieder zu einem großen und mächtigen Reich zu machen, also 
mit Ideen des >Panturanismus< (siehe Seite 90).

Die Sonderstellung der Kurden

Die naheliegende Frage, ob der safiitische Sunnismus der Kur­
den ein Konfliktpotential gegenüber dem hanefitischen Sunnis­
mus der Türken bzw. gegenüber den Alewiten bedeuten konnte, 
trat historisch nicht als Problem auf, denn die Unterschiede in 
der Interpretation des Islam wurden völlig überdeckt von der 
Nationalitätenfrage.

Die Verfolgung und Unterdrückung der kurdischen Bevölke­
rung nach dem Vertrag von Lausanne fand im Nachhinein ihre 
ideologische Rechtfertigung in der Definition des »Nationalis­
mus« durch die Kemalisten. Der Nationalismus als einer der 
sechs Eckpfeiler der kemalistischen Ideologie fragte nicht nach 
Differenzen innerhalb des Islam, sondern verlangte rigoros, daß 
in den Grenzen der Türkei nur die türkische Nation existiere. 
Die Kemalisten unternahmen aufwendige »wissenschaftliche« 
Anstrengungen, um den »Nachweis« zu führen, daß die Kurden 
eigentlich »Bergtürken« seien. Sprachwissenschaftlich völlig 
unhaltbar behaupteten sie, das Kurdische sei ein degenerierter 
Dialekt des Türkischen. (Außerhalb der Türkei sind sich die 
Sprachwissenschaftler einig, daß das Türkische zur altai-ugri- 
schen Sprachfamilie gehört — verschiedene Turksprachen, das 
Finnische, Ungarische und Japanische gehören dazu —, während 
das Kurdische in seinen verschiedenen Ausformungen zur 
indoeuropäischen Sprachfamilie zählt und eng verwandt mit
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dem Persischen ist10.) Als Folge der Feststellung, daß es in der 
Türkei nur Türken geben dürfe, wurde gegenüber den Kurden eine 
Politik der Zwangsassimilierung verfolgt, die wiederum zu mehre­
ren Aufständen der Kurden führte. Der Engländer M. Philips 
Price, selbst ein persönlicher Freund vieler kemalistischer Führer 
und Kenner der kemalistischen Sichtweise, schrieb über die türki­
sche Kurdenpolitik seit 1925: »Viele kurdische Agas wurden 
gehenkt, und ganze Stämme ins Innere Anatoliens verschleppt. 
Dort wurden sie von türkischen Bauern umgeben, während ihre 
Heimat mit Türken besiedelt wurde. Die nationalistischen Türken 
weigern sich seit dieser Zeit, die Kurden als ein eigenes Volk 
anzuerkennen, obwohl jedermann weiß, daß sie ihre eigene Spra­
che haben.«11 Tausende Kurden kamen durch diese Zwangsum­
siedlungen und durch die Niederschlagung der Aufstände ums 
Leben. Daß die Führung dieser Rebellionen in der Hand der kur­
dischen Agas lag und der Islam als Ideologie dabei eine bedeu­
tende Rolle spielte, trifft zu. Der zentrale Faktor war jedoch die 
Nationalitätenfrage und ist es bis heute geblieben (siehe Seite 76).

Islamische Sekten
Aus dem Volksislam gingen immer wieder Sekten hervor, die für 
sich in Anspruch nahmen, den >wahren< Islam zu vertreten. Ein­
zelne dieser Sekten fanden auch am Hof des Sultan-Kalifen ihre 
Anhänger und Förderer, so daß sie auch eine politische Rolle 
spielten. Wir wollen im folgenden eine Unterscheidung dahinge­
hend vornehmen, ob die einzelnen Sekten schon in der Zeit des 
Osmanischen Reiches existierten oder erst als Antwort auf den 
Kemalismus entstanden sind. Diese Unterscheidung bedeutet 
nicht, daß die tradierten Sekten nicht in Opposition zum Kema­
lismus gestanden hätten, aber während sie ihr religiös-ideologi­
sches Denken auf die neue Situation umstellen mußten, was oft 
zu schwer durchschaubaren Konstrukten führte, konnten die 
neuentstandenen Sekten ihren Antikemalismus ohne Vorbela­
stung formulieren. Die neuentstandenen Gemeinschaften spie­
geln daher das ideologische Konzept offenkundiger wider, wes­
halb ihre Darstellung prägnanter das Wesen der Sekten in der 
türkischen Republik erkennen läßt.
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Tradierte Sekten

Allen diesen Sekten ist gemeinsam, daß sie sich über Jahrhun­
derte hinweg entwickelt haben, weshalb eine verläßliche Aus­
kunft über die Umstände ihrer Entstehung kaum zu erhalten ist. 
Immerhin ist in den meisten Fällen der Name ihres Gründers 
bekannt. Wir nennen nur die wichtigsten.

Der Orden der Bektâçî soll von Haci Bekta§ Veli gegründet 
worden sein, der im 13. Jahrhundert in Anatolien lebte. Bei den 
Bektâ§î ist auffallend, daß sie vorislamische Gedanken, islami­
sche Häresien und christliche Elemente aufgenommen haben. 
Sie berufen sich auf Ali, den Schwiegersohn des Propheten 
Mohammed, und bilden jene Sekte, die mit den Alewiten in 
Zusammenhang steht. Sie wurden wie alle anderen Orden und 
Sekten 1925 verboten, existieren jedoch vor allem in ländlichen 
Gebieten weiterl2.

Die tanzenden Derwische (Mevleviyye) haben ihr religiöses 
Zentrum in Konya, wo der Orden Mitte des 13. Jahrhunderts 
von Gelai al-Din (Celäleddin) Rumi gegründet wurde. Als Dich­
ter und Mystiker steht Rumi auch außerhalb der Türkei noch 
heute in hohem Ansehen. Die europäische Bezeichnung tan­
zende Derwische< bezieht sich auf die rituellen Tänze der 
Ordensmitglieder, die sich durch eine kreisende Tanzbewegung 
in Ekstase bringen. Die Derwische waren im Osmanischen Reich 
eng mit dem Sultanat/Kalifat verbunden. Ihre politische Vor­
machtstellung kam durch ihr Privileg, den Sultan bei seiner 
Amtseinführung mit dem Schwert zu umgürten, öffentlich zum 
Ausdruck. Mehrere Sultane sollen selbst Ordensmitglieder 
gewesen sein,3.

Der Nakybendi-Orüen wurde im 14. Jahrhundert von dem 
aus Buhara stammenden Muhammet Bahaüddin Nakgbend 
gegründetM. Er spielte eine führende Rolle bei den ersten Kur­
denaufständen 1925. Als Reaktion darauf wurden im selben 
Jahr alle Orden in der Türkei verboten, doch zumeist existierten 
sie in der Illegalität weiter. Im Zusammenhang mit der 
Gründung der >Freien Partei« kam es 1930 erneut zu einem 
Ordensaufstand gegen Atatürk. Er wurde angeführt von dem 
Nak§bendi-Derwisch Mehmet und seinen Brüdern. »Derwisch 
Mehmet verkündete in der Moschee, er werde nach dem Mor­
gengebet die Regierung in Ankara, stürzen und dem Sohn des
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Sultans Abdulhamid des II., Selim, zur Macht verhelfen. Als das 
Militär die aufgebrachte Menge zu bändigen versuchte, töteten 
die Derwische einen Offizier, sägten ihm den Kopf ab und ver­
suchten die Menge zur Konterrevolution aufzustacheln. Das Ziel 
dieses von Nak§bendi geleiteten Aufstandes wurde von dem 
damaligen Ministerpräsidenten Ismet Inönü kurz als Einfüh­
rung des Sheriatrechts, Umsturz der bestehenden sozialen und 
politischen Ordnung< bezeichnet.« 15 Auch heute noch besitzen 
Orden wie die tanzenden Derwische und die Nak$bendi in Krei­
sen islamischer Fundamentalisten in der Türkei einen Einfluß, 
der nicht unterschätzt werden darf (siehe Seite 93)lh.

Zum Schluß sei noch der Orden der Ticânîlik genannt. Er 
wurde im 18. Jahrhundert von Abiil Abbas Ahmed Tîcânî 
gegründet (und wird teilweise in der Literatur mit dem aus 
Nordafrika stammenden Orden der Tecânîyye verwechselt). 
Offiziell gehört es zu seiner Lehre, keine Politik zu betreiben, 
dennoch waren seine Anhänger die ersten, die sich nach dem 
Zweiten Weltkrieg und dem Übergang zum Mehrparteiensystem 
für die Abschaffung des Laizismus einsetzten. Sie veröffentlich­
ten Schriften gegen Atatürk und zerstörten Atatürk-Denkmäler. 
Ihre Rolle ging in der Folgezeit jedoch bis zur Bedeutungslosig­
keit zurück und wurde von anderen, neuentstandenen Sekten 
übernommenl7.

Neuentstandene Sekten

Die Nurculuk-Bewegang ist im Zuge der Reislamisierungsbe- 
strebungen nach dem Zweiten Weltkrieg entstanden. Ihr Grün­
dungsdalum wird zum Teil mit 1952 angegeben, doch höchst­
wahrscheinlich hat sie sich schon früher herausgebildet. Vom 
Leben ihres Gründers, Said Nurci, ist wenig bekannt, weshalb 
auch die Entstehungsgeschichte der Sekte im Dunkeln liegt. 
Bekannt ist, daß Said Nurci 1873 in Nurs (bei Bitlis in der Ost­
türkei) geboren wurde und islamische Theologie studierte. Seine 
über 150 Bücher und Broschüren sind heute als Flugschrift des 
Lichts< (Risale-i Nur) gesammelt und umfassen einige tausend 
Seitenl8.

Da nach Ansicht der Nurcular der Islam ein umfassendes 
System darstellt, hat er als Grundlage des Staatsaufbaus zu 
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dienen. Einer irgendwie gearteten Verfassung herkömmlicher 
Art bedarf es nicht: Basis des gesamten Rechtssystems sollte die 
Sharia sein. Für das Familienrecht bedeutet dies zum Beispiel 
die Forderung nach Zulassung der Polygamie|l). Da Said Nurci 
Bildung geringschätzte, wendet sich die Bewegung vor allem an 
einfache, ungebildete Menschen2".

Wenig bekannt ist über die Stellung der Kurden in dieser 
Bewegung. Die Herkunft Nurcis aus der Osttürkei und die Tatsa­
che, daß er teilweise auch als Said Kürdi bezeichnet wird, legen 
nahe, daß die Nurcular zwischen Kurden und Türken unter­
scheiden21. In Said Nurcis Risâle-i Nitr taucht auch regelmäßig 
die Anredeformel >Oh Türken und Kurden< auf22. Inwiefern 
diese Tatsache für die heutige Tätigkeit der Sekte von Bedeutung 
ist, läßt sich jedoch nicht sagen.

»In der heutigen Türkei fallen seine Anhänger durch ihre 
reaktionären Ziele auf. Ihr Hauptanliegen ist, einen Schulunter­
richt herbeizuführen, der nur auf dem Koran fußt. Als Fernziel 
wird die Errichtung eines islamischen Staates angegeben. Um 
dies zu erreichen, haben sie sich ... in Zellen organisiert, die über 
das ganze Land verteilt sind. Gleichzeitig versuchen sie, mit 
ihnen ergebenen Leuten die wichtigsten Bereiche der Verwal­
tung zu unterwandern. Ein Mitglied der Nurcu meinte 1968, daß 
sich ungefähr 500.000 bis 600.000 Türken in der sogenannten 
Nurculuk-Bewegung zusammengeschlossen hätten. Diese Ziffer 
ist sicherlich überzogen, doch können keine genauen Zahlen 
genannt werden, weil sich die Nurculuk-Bewegung wie ein 
Geheimbund organisiert hat. Als sicher gilt, daß die Nurcus 
heute in der Türkei Einfluß haben, denn die Schriften ihres 
Gründers können im Handel frei verkauft werden, und durch 
ihre Zeitschriften verbreiten sie offen ihr Gedankengut. Die Hal­
tung der Politiker gegenüber dieser Bewegung wurde zweifels­
ohne von taktischen Überlegungen beeinflußt; sie brauchen 
Wählerstimmen und nahmen deshalb eine tolerante Haltung 
ein.«23 Letzteres ist umso bedeutsamer, als durch ein Urteil des 
Revisionsgerichtes vom 20.9.1965 (Nr. 243-D1 und 131) die 
Anhängerschaft zur Nurculuk-Bewegung unter Strafe steht24.

Gründer der 5zz7ey//zmzcz/A'-Bewegung ist Süleyman Hilmi 
Tunälihan (Tunahan). Er wurde 1888 in Silistria (im heutigen 
Rumänien) geboren und starb 1959 in Istanbul. Tunalihan stu­
dierte an der Hochschule für islamische Theologie in Istanbul,
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war zeitweise Mitglied des Nakgbendi-Ordens und bis 1943 als 
Prediger tätig. Seine Mitgliedschaft im Nak§bendi-Orden macht 
verständlich, warum in der Literatur zum Teil die Süleymanctlar 
als von den Nakgbendi beeinflußt dargestellt werden, doch bil­
den sie auf jeden Fall eine eigenständige Sekte, die zu den Nak§- 
bendi auch heute noch in Konkurrenz steht (siehe Seite 93). 
Teilweise wird auch behauptet, die Süleymancilar stünden der 
Mahdi-Bewegung im Sudan nahe25.

Besonders auffallend an den Süleymancilar ist ihre Intellektu­
ellen- und Bildungsfeindlichkeit. Sie nehmen keine Intellektuel­
len in ihre Reihen auf, da diese nicht verschwiegen sein 
könnten26. Die von Atatürk eingeführte Lateinschrift lehnen sie 
grundsätzlich ab, und Frauen dürfen als einzige Lektüre nur den 
Koran lesen27.

Die Süleymancihk-Bewegung nennt als ihr Ziel, ein islami­
sches Heer aufzustellen und das Kalifat wieder zu errichten28. 
Wie militant der islamische Fundamentalismus dieser Sekte ist, 
zeigt das folgende Beispiel: »Die Süleymancilar haben in der 
Türkei vor und während des Zweiten Weltkrieges propagiert, 
Hitler sei ein Mohammedaner, er würde die Türkei erobern und 
die vom Christentum beeinflußte damalige gottlose Inönü- 
Regierung stürzen und einen islamisch-türkischen Staat grün­
den. Der Gründer des Süleymanismus, Tunahan, werde Ober­
haupt dieses islamisch-türkischen Staates sein. Aus diesem 
Grund wurde unter der Leitung des früheren Mufti von Jerusa­
lem eine Militäreinheit gegründet, die illegal aus der Türkei aus­
reiste und sich in Jugoslawien Hitlers islamischen SS-Einheiten 
anschloß.«29

Nach dem Zweiten Weltkrieg unterstützten die Süleymancilar 
zunächst die >Demokratische Partei< von Menderes, später ver­
schiedene Nachfolgeparteien. Um Wählerstimmen an sich zu 
binden, versprach 1977 die >Gerechtigkeitspartei< Demirels den 
Süleymancilar zwölf Sitze im Parlament, falls sie die >Gerechtig- 
keitspartei« aktiv unterstützten (siehe auch Seite 94)30.

Das heutige Gedankengut dieser Sekte läßt sich besonders 
deutlich anhand von Zitaten aus der Zeitschrift Anadolu (ihrem 
Sprachrohr in der Bundesrepublik Deutschland) darstellen. Im 
folgenden eine kleine Auswahl:

»Das türkische Volk ist ein Herrschaftsvolk ...«31
»Religion bedeutet Sheriat. Sheriat heißt Religion. ... Einige
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sagen, sie wollen die Religion, aber nicht Sheriat. Mit dieser 
Aussage lehnen sie auch die Religion ab. Ohne Sheriat kann es 
keine Religion geben, und ohne Religion kann es kein Sheriat 
geben...« ’2

»... Jemand, der sich als Mohammedaner bekennt, muß sich 
den Gesetzen und Regeln des Islam unterwerfen. Wenn er die 
Verbote der Religion mißachtet, wird er nach den weltlichen 
Regeln des Islam bestraft, z. B. wer Alkohol genießt, wird 
geschlagen; ein Ehebrecher wird gesteinigt oder geschlagen; 
Dieben werden die Hände abgehackt; Mördern wird der Kopf 
abgehackt... «

Als wichtige Gemeinsamkeit dieser Sekten ist eine mehr oder 
weniger deutlich ausgeprägte ablehnende Haltung gegenüber 
jedweder Modernisierung festzuhalten. Bildung und technische 
Entwicklungen gelten als Ausdruck der Gottlosigkeit. Nur was 
im Koran geschrieben steht, hat Gültigkeit. Die Frau hat sich 
bedingungslos dem Mann unterzuordnen. Sie halten damit die 
feudal-patriarchalische Ideologie des Osmanischen Reiches am 
Leben, die in der heutigen türkischen Gesellschaft dysfunktional 
geworden ist. Eine Anpassung an moderne Gegebenheiten 
findet kaum statt. Dies unterscheidet diese Sekten — wie noch 
darzulegen ist — von islamisch-fundamentalistischen Parteien in 
der Türkei.
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Kapitel 4
Sozioökonomische Krisen­
entwicklung und Reislamisierung

Ökonomisch-politische Probleme
nach dem Zweiten Weltkrieg
Atatürks Kemalismus sollte ein dritter Weg zwischen Kapitalis­
mus und Sozialismus sein und der Türkei die nationale Souve­
ränität und Unabhängigkeit — ökonomisch, politisch und militä­
risch — bringen. Gemäß dem Etatismus als einem der sechs 
Prinzipien des Kemalismus sollte auf wirtschaftlichem Gebiet ein 
großer industrieller Staatssektor entstehen, der jene Produk­
tionsbereiche abdecken sollte, die zur industriellen Entwicklung 
notwendig, aber für die Privatwirtschaft nicht lukrativ oder 
finanzierbar waren. Dies wiederum war gedacht als Vorausset­
zung für das Entstehen privater Industrien, einer eigenen türki­
schen Unternehmerklasse, einer nationalen Bourgeoisie. Das 
bereits erwähnte Dilemma, daß mit der Gründung der Republik 
Türkei ein bürgerlicher Staat entstanden war, ohne daß diesem 
eine bürgerliche Schicht als gesellschaftliches Substrat entspro­
chen hätte, schien damit lösbar.

Die Entstehung der >nationalen< Bourgeoisie

Nachdem in den zwanziger Jahren die Industrialisierung nur 
wenig vorangekommen war, bildete sich tatsächlich in den drei­
ßiger Jahren eine türkische Kapitalistenklasse heraus. Typisch 
für diese Klasse ist ihre Entstehung aus der Handelsbourgeoisie 
beziehungsweise dem Bankgeschäft und der allmähliche Über­
gang zur industriellen Produktion, indem Kapitalien aus dem 
Handels- und Bankgeschäft zum mittlerweile profitabel gewor­
denen Aufbau von Fabriken eingesetzt wurden.

Ein Musterbeispiel hierfür ist die Koç-Holding, heute einer 
der größten Konzerne in der Türkei.- Vehbi Koç gründete 1917
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ein lokales Handelshaus in Ankara, das sehr erfolgreich war. 
1928 eröffnete Koç das erste Büro für Außenhandel. Er erwei­
terte seine Handelstätigkeit auf verschiedene Branchen und 
gründete 1938 seine erste Aktiengesellschaft. Ab 1948 be­
schränkte er sich nicht mehr auf den Handel, sondern baute 
auch Fabriken auf. 1963 wurde die Koç-Holding gegründet. 
1976 kaufte diese die Mehrheit an der Garanti Bankasi, so daß 
ein großer Konzern entstanden war, der Waren herstellt, ver­
treibt und seine eigene Hausbank besitzt. 1976 bestand die Koç- 
Holding aus 59 verschiedenen Firmen. Neun davon zählten zu 
den hundert größten Unternehmen der Türkei. Die Holding 
selbst beschäftigt 26.000 Personen, doch kommen dazu noch 
etwa 50.000 Beschäftigte in 566 Betrieben, die nicht direkt zur 
Holding gehören, aber als Zulieferbetriebe von ihr abhängen1. 
Einen ganz ähnlichen Entwicklungsweg nahmen fast alle heute 
bedeutsamen Firmen in der Türkei.

Einerseits schien mit dieser Entwicklung die Überlegung der 
Kemalisten, durch einen starken Staatssektor eine Privatindu­
strie zu induzieren, aufzugehen. Doch andererseits verdankte 
diese neuentstandene >nationale< Bourgeoisie ihren Aufstieg 
zwar dem Kemalismus, hatte aber, durch Kriegsgewinne im 
Zweiten Weltkrieg noch zusätzlich erstarkt, kein Interesse an 
einer ökonomisch unabhängigen Türkei. Vielmehr versprachen 
sich ihre Vertreter einen weiteren, profitbringenden Auf­
schwung von einer Kooperation mit ausländischen Investoren, 
von einer engen Verflechtung des türkischen mit ausländischem 
Kapital. Und auch der starke Staatssektor war der neuen Kapi­
talistenklasse vielfach ein Dorn im Auge, besaß er bislang doch 
das Monopol für verschiedene Produktionen, die mittlerweile 
auch privatwirtschaftlich profitabel geworden waren. Das heißt, 
in der Türkei war in den dreißiger und vierziger Jahren eine 
ökonomisch starke, an politischem Einfluß interessierte Klasse 
herangereift, die die Unabhängigkeit und den Etatismus, zwei 
Kerngedanken des Kemalismus, ablehnte. Diese innere Ent­
wicklung traf mit einer außenpolitischen Situation zusammen, 
die der türkischen Bourgeoisie zusätzlichen Auftrieb ver­
schaffte.
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Die Einbindung in das westliche System

Aus dem Zweiten Weltkrieg waren die USA als die ökonomisch 
stärkste Siegermacht hervorgegangen. Um diese Führungsposi­
tion auszubauen, entwickelten sie bekanntlich ein Milliarden­
programm, den Marshall-Plan, mit dem sie allen für die USA 
strategisch interessanten Ländern umfangreiche Hilfe anboten, 
allerdings unter der Voraussetzung, daß diese Länder den wirt­
schaftlichen und politischen Neubeginn nach den Vorstellungen 
der Vereinigten Staaten ausrichteten. Diese Vorstellung fand in 
der Truman-Doktrin ihren Niederschlag. »Die Truman-Doktrin 
wurde letztlich entworfen, um den Status der Türkei und Grie­
chenlands als Länder der Freien Welt zu sichern ,..«2 Die Türkei 
mit ihrer Wächterfunktion am Bosporus und als Grenzland zu 
dem im Entstehen begriffenen ^sozialistischen Lager< war für die 
USA geostrategisch von besonderem Interesse. Dem Land 
wurde umfangreiche Hilfe auf wirtschaftlichem und militäri­
schem Gebiet angeboten, doch sie wurde an Bedingungen 
geknüpft, die den notwendigen Einfluß der USA sicherstellen 
sollten. Die USA boten Waffenlieferungen an, forderten im 
Gegenzug jedoch das Recht, auf türkischem Territorium militä­
rische Stützpunkte zu errichten. Das erste geheime bilaterale 
Militärabkommen wurde 1947 geschlossen. Weitere Verträge 
folgten, bis schließlich die Türkei 1952 Mitglied der NATO 
wurde3.

Außer militärischen Forderungen enthielt die Gewährung von 
US-Hilfe von Anfang an gezielte Bedingungen bezüglich der 
Entwicklungsrichtung der türkischen Wirtschaft. Die Pläne der 
USA sahen vor, die Türkei weiterhin im wesentlichen auf der 
Stufe eines Agrarlandes zu belassen. Deshalb waren Ideen von 
türkischer Seite, die den Aufbau einer Schwerindustrie vorsahen, 
in den Vereinigten Staaten nicht willkommen. Sie hielten es für 
nützlicher, wenn die Türkei einige Leichtindustrieprojekte in 
Angriff nähme; von einer umfassenden Industrialisierung woll­
ten sie nichts wissen. Da die Kreditvergabe an die Durchführung 
der amerikanischen Entwicklungsvorstellungen gekoppelt war 
und die Türkei dringend Kredite benötigte, beugte sich die türki­
sche Regierung dem Diktat. Zugleich entwickelte die erstarkte 
türkische Kapitalistenklasse die Forderungen der US-Wirt- 
schaftskreise zu einem eigenen Programm, da nur dadurch eine
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problemlose Zusammenarbeit mit ausländischem Kapital mög­
lich erschien. Politischer Träger dieser Programmatik wurde die 
>Demokratische Partei« unter Menderes4.

Das Mehrparteiensystem und die Islamisierung

Die Entstehung des Mehrparteiensystems

Nach dem Zweiten Weltkrieg entwickelte sich die Türkei nicht 
nur in Abhängigkeit von den westlichen Industrienationen unter 
der Führung der USA, sondern es wurde auch das von Atatürk 
eingeführte Einparteiensystem zugunsten einer Regierungsform 
aufgegeben, die sich an westlichen Demokratien orientierte. 
1946 wurde das Mehrparteiensystem eingeführt, doch bestim­
mend für diesen Schritt war nicht das Bestreben, dem Volk mehr 
Demokratie zu gewähren, sondern die Verschiebung innerhalb 
der Klassenstruktur der Türkei; der wachsenden Bedeutung der 
Bourgeoisie sollte damit politisch Rechnung getragen werden. 
»Nachdem 1945 die Gründung von Parteien zugelassen worden 
war, rief Celai Bayar, der bis dahin zum rechten Flügel der 
Republikanischen Volkspartei gehört hatte, am 7. Januar 1946 
die »Demokratische Partei« ins Leben. Diese war ein Sammel­
becken der Großgrundbesitzer und jener Elemente der Bour­
geoisie, die der Privatinitiative den Vorzug gegenüber dem 
Staatsdirigismus gaben und sich mit dem amerikanischen 
Großkapital zu liieren wünschten.«5 Bei den Wahlen im Mai 
1950 stellte sich die Demokratische Partei zum ersten Mal den 
Wählern und gewann auf Anhieb haushoch: Sie errang vier 
Fünftel der Parlamentssitze, so daß der Übergang vom Ein- zum 
Mehrparteiensystem zugleich auch die Ablösung der Republika­
nischen Volkspartei der Kemalisten von der Regierungsverant­
wortung mit sich brachte.

Die Selbstdarstellung der Parteien und der Islam

Hatte die Herausbildung des Mehrparteiensystems ihre Ursache 
in der erstarkten Bourgeoisie und dem Interesse der USA an der 
Stärkung dieser Klasse, so war damit dennoch nur eine Verschie­
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bung der Kräfteverhältnisse unter den Eliten des Landes einge­
treten. Um jedoch aus Wahlen siegreich hervorzugehen, mußte 
dieses Elitenproblem in massenwirksame Parolen und Pro­
gramme umgemünzt werden. Es galt für die konkurrierenden 
Eliten und Parteien, Themen zu finden, die sowohl ihren ökono­
mischen und politischen Zielen nicht widersprachen als auch 
Wählerstimmen einbringen konnten.

Die Liberalisierung der Wirtschaft und das Zurückdrängen 
des Etatismus waren die eigentlichen Ziele der Demokratischen 
Partei unter Menderes. Für die Mehrzahl der Wähler, insbeson­
dere die kleinen Bauern und Landarbeiter, war dies jedoch unin­
teressant. Also versprach die Demokratische Partei zusätzlich 
die Förderung der Landwirtschaft, mehr Steuergerechtigkeit und 
die Bekämpfung der Inflation und nahm damit brennende Pro­
bleme der Bauern und anderer einfacher Schichten in ihr Pro­
gramm auf6. Zweifelsohne hat diese Programmatik zu ihrem 
deutlichen Wahlsieg beigetragen, doch stellte sich nach der Wahl 
die Frage, ob und mit welchem Erfolg den Worten auch Taten 
folgen würden:

»Während der Regierungszeil der Demokratischen Partei von 
1950 bis 1960, mit Bayar als Staatspräsidenten und Menderes 
als Ministerpräsidenten, stellen wir tatsächlich eine diesem Pro­
gramm entsprechende Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik fest. 
Die Regierung widmete sich vor allem der Modernisierung der 
Landwirtschaft mit den hauptsächlich aus den USA importierten 
Traktoren und anderen technischen Geräten. ... Hierdurch 
konnte die landwirtschaftliche Produktion erheblich gesteigert 
werden, während die Produktivität (kg/Hektar) stagnierte.«7 
Doch zugleich ist auch festzustellen: »Noch krasser als in den 
vorangegangenen Jahren kamen die technischen, mechanischen 
sowie finanziellen Verbesserungen nicht der Masse der Bauern, 
sondern in erster Linie Großgrundbesitzern und Großbauern 
zugute.«8

Die Hoffnungen breiter Massen auf ökonomische Besserstel­
lung unter der neuen Regierung zerschlugen sich damit. Und 
zugleich wurde ein außerhalb der ökonomischen Programmatik 
liegendes Thema zum Propaganda- und Wahlkampfschlager der 
Demokratischen Partei: Menderes versprach, dem Islam wieder 
seine gebührende Stellung in der türkischen Gesellschaft zu ver­
schaffen.
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Diesem Trend zur Islamisierung der Gesellschaft folgend 
hatte die damals noch regierende Republikanische Volkspartei 
schon 1944 die Bildung einer Theologischen Fakultät an der 
Universität Ankara zugelassen und 1949 in den vierten und 
fünften Grundschulklassen den freiwilligen Religionsunterricht 
gestattet9. Mit dem Übergang zum Mehrparteiensystem ver­
stärkte sich dieser Trend deutlich. Von den 24 Parteien, die nun­
mehr gegründet wurden, hatten allein sieben als programmati­
schen Hauptpunkt die Reislamisierung. Als dann 1950 die 
Demokratische Partei die Wahlen gewann, war es eine ihrer 
ersten Maßnahmen, jenen Artikel 526 des türkischen Strafge­
setzbuches zu verändern, der bislang festgelegt hatte, daß der 
Aufruf zum Gebet (ezan) nur auf Türkisch (also nicht in Ara­
bisch) gesprochen werden dürfe. Weitere Änderungen folgten in 
rascher Reihenfolge: Der Koran und religiöse Sendungen durf­
ten wieder über den Rundfunk verbreitet werden. Der Religions­
unterricht an den Schulen wurde erweitert, und — im Gegensatz 
zur bisherigen Freiwilligkeit der Teilnahme — mußten nunmehr 
Eltern, die ihre Kinder nicht am Religionsunterricht teilnehmen 
lassen wollten, dies schriftlich begründenl(l.

Der Erfolg und die Popularität derartiger Maßnahmen 
machte deutlich, daß allein das Diktat des Einparteiensystems 
es bislang ermöglicht hatte, die islamischen Tendenzen unter 
Kontrolle zu halten: »Zwischen 1950 und 1960 wurden mehr 
Moscheen als Schulen gebaut. Ende der sechziger Jahre standen 
10.000 offiziellen Korankursen 40.000 private gegenüber. Man 
kann sagen, daß dieser Prozeß ein direkter Ausfluß des Mehr­
parteiensystems war; denn während Atatürk mit seiner Einpar­
teienherrschaft sich keiner pluralistischen Konkurrenz anderer 
politischer Programme zu stellen brauchte, geriet die Islamisie­
rung zuerst des Schulwesens und später anderer Bereiche in den 
fünfziger Jahren zu einem wahren Wahlkampfschlager: Die 
Rückkehr des Islam ins öffentliche Leben entsprach dem Willen 
des Volkes.«11

Die Islamisierung als einlösbares Wahlversprechen

Das Mehrparteiensystem hatte die Voraussetzungen geschaffen, 
daß der Volkswille sich zumindest in der Weise artikulieren

Ins
titu

t k
urd

e d
e P

ari
s



konnte, daß die Parteien auf Wahlkundgebungen und dann beim 
Wahlakt selbst erfuhren, was bei den Massen ankam. Da das 
Versprechen, die Gesellschaft zu islamisieren, sich als besonders 
massenwirksam erwies, wird der Beginn der Reislamisierungs­
tendenzen in der Türkei von verschiedenen Autoren mit dem 
Übergang zum Mehrparteiensystem gleichgesetztl2. Hier ist 
jedoch ein wichtiger Vorbehalt anzumerken:

Reislamisierung meint die Rückbesinnung auf islamische 
Werte und Traditionen (siehe Kapitel 1 ). Die bisherige Darstel­
lung legt jedoch nahe, daß diese Traditionen vielfach unter der 
Einparteienherrschaft fortexistiert haben, allerdings ohne sich 
artikulieren zu können. Der Übergang zum Mehrparteiensystem 
war sicherlich mit einer Islamisierung der Gesellschaft verbun­
den, die den Bedürfnissen und Wünschen breiter Bevölkerungs­
teile Rechnung trug. Es war eine Renaissance des Islam im 
öffentlichen Leben, aber wohl nur zum Teil eine Reislamisierung 
im Denken der Menschen, denn diese kehrten nicht zu etwas 
Vergessenem zurück, sondern fanden endlich die Möglichkeit, 
ihr ohnehin islamisches Denken und Fühlen öffentlich zu bezeu­
gen.

Die Islamisierung des öffentlichen Lebens war in diesem 
Sinne der erfolgreiche Versuch der Parteien, zusätzlich zu ihren 
eigenen Elitezielen massenwirksame Wahlversprechen zu finden, 
die die ökonomischen und politischen Zielsetzungen nicht stör­
ten und deshalb problemlos (und ohne hohen Kostenaufwand) 
einlösbar waren. Hierin liegt auch die >paradoxe< Programmatik 
der Demokratischen Partei begründet, die westlichen Liberalis­
mus mit der Islamisierung der Gesellschaft verband.

Wirtschaftskrisen und soziale Folgen

Die Strategie der Importsubstitution

Der kemalistische Weg, der grundlegend auf die Unabhängigkeit 
des Landes bedacht war, wurde nach dem Zweiten Weltkrieg 
verlassen. Die Entwicklungsstrategie der türkischen Bourgeoisie 
in Zusammenarbeit mit ausländischem Kapital führte zu einer
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verzerrten, von ausländischen Waren immer stärker abhängigen 
Wirtschaft. Dieser für zahlreiche Entwicklungsländer typische 
Weg besitzt einen charakteristischen ökonomischen Krisenme­
chanismus, der sich kurz so darstellen läßt:

Da die inländische Industrie und Landwirtschaft zahlreiche 
Waren aus dem Ausland beschaffen muß, führt jede Steigerung 
des Sozialprodukts auch zu einer Steigerung der Einfuhren. 
Um diese Einfuhren bezahlen zu können, wären ebenfalls stei­
gende Deviseneinnahmen des Landes notwendig. Die wich­
tigste Deviseneinnahmequelle zahlreicher Entwicklungsländer 
sind Exporte von Rohstoffen oder Agrarprodukten, deren 
Preise am Weltmarkt im Vergleich zu Industrieprodukten 
unterbewertet sind. Eine ausreichende Steigerung der Devisen­
einnahmen (sehen wir von den verschiedenen erdölexportie­
renden Ländern ab) ist deshalb meist nicht möglich, so daß 
Entwicklungsländer beständig mit dem Problem eines Zah­
lungsbilanzdefizits zu kämpfen haben. Zeitweilig läßt sich die­
ses Problem durch Schuldenaufnahme im Ausland auffangen, 
aber mit dem weiteren Ansteigen von Schulden und Defizit 
verliert das Land seine internationale Kreditwürdigkeit, Devi­
sen werden knapp, und zur Produktion notwendige Waren 
können nicht mehr in ausreichender Menge eingeführt werden. 
Das Sozialprodukt sinkt, die knappen Waren heizen die Infla­
tion an, und eine typische Entwicklungsländer-Wirtschaftskrise 
ist entstandenl3.

Die Nachkriegsentwicklung der Türkei hat drei solcher Krisen 
erlebt, in deren Folge jeweils (1960, 1971 und 1980) die Militärs 
die Macht übernahmen, dann aber nach einiger Zeit wieder in 
die Kasernen zurückkehrten. Neben dieser aktuellen Krisen- 
>lösung< entstand unter den großen Parteien im Laufe der Zeit 
aber auch ein Konsens des längerfristigen Krisenmanagements: 
Da die Wurzel der ökonomischen Krise in der Importabhängig­
keit der Türkei lag, entwickelten die Parteien und Regierungen 
Konzeptionen, die den Aufbau einer türkischen Industrie vorsa­
hen, die jene Waren herstellen sollte, die bislang eingeführt wer­
den mußten. Dieses Ziel wurde zusammengefaßt unter dem 
Begriff der Strategie der importsubstituierenden Investitionen. 
Das heißt, der türkische Staat sollte gezielt Investitionen unter­
stützen oder selbst vornehmen, um Fabriken zu errichten, deren 
Produkte ausländische Waren ersetzen konnten.
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Da das Ziel der Importsubstitution letztlich die ökonomische 
Unabhängigkeit des Landes sein sollte, stand diese Strategie real 
und in der Ideologie der jeweiligen Regierungen in der kemalisti­
schen Tradition. Aus der Erfahrung der wiederkehrenden Kri­
sen geboren, war die Importsubstitution konsensfähig unter den 
beiden großen Parteien (Republikanische Volkspartei CHP und 
Gerechtigkeitspartei AP) wie auch innerhalb der militärischen 
Elite, die mit der Machtübernahme in jeder Krise die Weichen 
für die folgenden Jahre stellte.

Die mit dem Auslandskapital verflochtene Großbourgeoisie 
hatte an einer konsequenten Importsubstitutionsstrategie kein 
Interesse: Sie profitierte von der Zusammenarbeit mit ausländi­
schem Kapital, war deshalb für mehr Liberalismus und mußte 
befürchten, daß im Rahmen der Importsubstitution entstehende 
Fabriken zu störenden Konkurrenten würden. Da die Großindu­
strie zugleich den Hauptträger der ökonomischen Prosperität in 
der Türkei bildete und über die fortgeschrittensten Technologien 
und Anlagen verfügte, war zu erwarten, daß ihre ökonomische 
und politische Machtposition eine konsequente Importsubstitu­
tionspolitik untergraben würde. In der Tat waren schon die 
ersten Pläne recht halbherzig, und in der Praxis zeigte sich, daß 
die Gratwanderung der Regierungen zwischen Importsubstitu­
tion und Liberalismus von der ursprünglichen Zielsetzung nur 
noch wenig übrigließ l4.

Besonders deutlich wurde diese Gratwanderung an dem letz­
ten und weitreichendsten Versuch, ein Konzept der Importsub­
stitution zu entwickeln: dem >Volkssektor<-Programm der CHP 
in den siebziger Jahren. Dieses Programm sah einerseits vor, 
der Armut auf dem Lande durch die Gründung von Bauern­
kooperativen zu begegnen, andererseits sollte eine Import­
substitutionsindustrie auf der Basis einer breiten Aktienstreu­
ung unter Arbeitern und Angestellten sowie durch Gastarbei­
terüberweisungen aus dem Ausland errichtet werden. Jedoch 
gelang es führenden Industriellen, an ihrer Spitze Vehbi Koç, 
sowie mit der Großindustrie verflochtenen Banken durch Täu­
schung und systematische Kredilverweigerung das Volkssektor- 
Programm zu sabotieren, obwohl im Parlament dafür eine 
Mehrheit vorhanden war. Der Importsubstitutionsstrategie 
erging es damit ebenso wie den verschiedenen Anläufen zu 
einer Landreform: Der Widerstand der Großindustrie be­
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ziehungsweise der Großgrundbesitzer ließ beide Projekte schei­
tern 15.

Die Folge: Ökonomische und soziale Polarisierung

Die Rückständigkeit weiter Teile der Landwirtschaft, von der 
einige Großgrundbesitzer profitierten, und die Industrieentwick­
lung gemäß den Interessen in- und ausländischer Großkapitalien 
führten zu einem Prozeß der sozialen und ökonomischen Polari­
sierung der Gesellschaft, der Marginalisierung weiter Teile der 
Bevölkerung. Einige Zahlen sollen dies veranschaulichen:

TABELLE 1
Zuwachs des Bruttosozialprodukts in der Türkei
von 1964 bis 1984

1964 4,0 % 1971 10,2 % 1978 3,0 %
1965 3,2 % 1972 7,5 % 1979 - 0,4 %
1966 12,0 % 1973 5,5 % 1980 - 1,1 %
1967 4,3 % 1974 7,4 % 1981 4,1 %
1968 6,6 % 1975 8,0 % 1982 4,6 %
1969 5,4 % 1976 7,7 % 1983 3,2 %
1970 5,7 % 1977 3,9 % 1984 5,7 %

Tabelle 1 verdeutlicht, daß die Türkei in den letzten zwei Jahr­
zehnten sehr wohl eine hohe ökonomische Prosperität aufzuwei­
sen hatte. Die Zuwachsraten des Bruttosozialprodukts lagen 
über dem Durchschnitt der Industrieländer! Andererseits führte 
die hohe Importabhängigkeit ab Mitte der siebziger Jahre zu 
rückläufigen Zuwachsraten und 1979/80 zu einem Sinken des 
Bruttosozialprodukts.

TABELLE 2
Anteil der Sektoren Landwirtschaft, Industrie und 
Dienstleistungssektor am Bruttoinlandsprodukt17

1962 1978
Landwirtschaft 40,0 % 22,2 %
Industrie 22,0 % 29,5 %
Dienstleistungssektor 38,0 % 48,3 %

100,0 % 100,0 %
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TABELLE 3
Zahl der Arbeitskräfte in Landwirtschaft, Industrie 
und Dienstleistungssektor18

Landwirtschaft
Industrie
Dienstleistungen

1962 1979
9.740.000 = 77,0 % 
1.295.000 = 10,3 % 
1.608.000 = 12,7 %

9.070.000 = 60,5 % 
2.491.000 = 16,6 % 
3.445.000 = 22,9 %

12.643.000 = 100,0 % 15.006.000 =100,0 %

Tabelle 2 und 3 verdeutlichen einerseits, daß auch heute noch 
die Türkei im wesentlichen ein Agrarland ist; über 60 Prozent 
der Beschäftigten sind in der Landwirtschaft tätig. Andererseits 
wird aber auch deutlich, daß die hohe Prosperität der letzten 
Jahrzehnte an der Landwirtschaft vorbeigegangen ist: Der Anteil 
der Landwirtschaft am Bruttoinlandsprodukt sank von 40,0 Pro­
zent auf 22,2 Prozent, obwohl die Zahl der landwirtschaftlich 
Beschäftigten nur geringfügig gesunken ist (von 9,7 auf 9,0 Mil­
lionen). Folge dieser Entwicklung waren sinkende Einkommen 
bei den landwirtschaftlich Beschäftigten und daraus resultierend 
eine hohe Landflucht. Um die Städte bildeten sich gecekondus 
(= über Nacht gebaute Hütten). Das offizielle Existenzminimum 
wurde 1973 mit 15.000 bis 25.000 türkische Lira beziffert. Von 
den 3,8 Millionen Familien, die in der Landwirtschaft tätig 
waren, mußten im selben Jahr 76,4 Prozent am oder unter die­
sem Existenzminimum leben Den Anteil der Slumbewohner 
an der Einwohnerzahl beziffern Roth/Taylan für Ankara mit 74 
Prozent, für Istanbul mit 49 Prozent und für Izmir mit 61 Pro­
zent20. Die offiziell registrierte Arbeitslosigkeit betrug 14,8 Pro­
zent im Jahr 1980 und 16,5 Prozent 198421. Verschiedene Schät­
zungen gehen jedoch realistischerweise von einer gut doppelt so 
hohen tatsächlichen Arbeitslosenquote aus22. Die Inflationsrate 
erreichte 1980 ihren Höhepunkt mit über 100 Prozent Jahres­
teuerung und liegt mittlerweile bei rund 35 Prozent.

Die genannten Zahlen zusammengenommen machen deutlich, 
daß — von einigen Großgrundbesitzern abgesehen — die land­
wirtschaftliche Bevölkerung von der ökonomischen Prosperität 
der letzten Jahrzehnte nicht profitierte; im Gegenteil wurde auf 
ihrem Rücken der Industrialisierungsprozeß ausgetragen. Es 
entstand damit einerseits eine Polarisierung zwischen Stadt und 
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Land, die sich in Landflucht und der Bildung von gecekondus 
niederschlug, andererseits schuf auch die hohe Dynamik der 
städtischen Entwicklung eine Polarisierung:

Der Vormarsch der Industrieholdings drängte den traditionell 
starken ökonomischen und politischen Einfluß der Kleinbour­
geoisie (Kleinunternehmer, Händler, Handwerker) zurück und 
überschwemmte den Markt mit großindustriell produzierten 
bzw. aus dem Ausland importierten Waren. Die einstmals relativ 
homogene städtische Bourgeoisie zerfiel in zwei Lager mit unter­
schiedlichen Interessen: Die Großindustrie profitierte von der 
Konzentration der Kapitalien und der Auslandsverflechtung, die 
Kleinbourgeoisie sehnte sich zurück nach jenen Zeiten, als 
dezentrale und autonome Produktion gesichertes Einkommen 
und politischen Einfluß ermöglichten. Zugleich begann mit die­
sem Prozeß der großindustriellen Kapitalisierung des Landes 
auch die Herausbildung einer Industrie-Arbeiterklasse, deren 
ökonomische Situation wir nun betrachten:

TABELLE 4
Reallohnentwicklung 1960 bis 1984
(inflationsbereinigter durchschnittlicher Tageslohnindex)23

1960 25.5 1973 34.7 1979 31.9
1962 27.4 1974 35.2 1980 23.9
1965 32.0 1975 36.5 1981 22.1
1967 31.0 1976 41.8 1982 21.2
1970 35.3 1977 42.1 1983 22.5
1972 32.0 1978 36.9 1984 21.4

Tabelle 4 verdeutlicht, daß die Arbeiterklasse im Unterschied zu 
den landwirtschaftlich Beschäftigten eine andere ökonomische 
Entwicklung durchlaufen hat: Die Reallöhne stiegen von 1960 
(25.5) bis 1977 (42.1) kräftig an. Das heißt, die Arbeiterschaft 
profitierte mit von der ökonomischen Prosperitätsphase. In der 
Krise nach 1977 wurde sie jedoch am stärksten betroffen; inner­
halb von vier Jahren sanken die Reallöhne unter den Stand von 
1960, und diese Tendenz hält, wenn auch weniger drastisch, 
nach wie vor an.

Damit ergibt sich folgendes Bild: Die aus dem Osmanischen 
Reich ererbte Wirtschaftsstruktur der modernen Türkei wurde 
nach dem Zweiten Weltkrieg weitgehend zerstört, dafür eine ver­
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zerrte kapitalistische Wirtschaftsstruktur errichtet. Für jene 
Menschen, auf deren Rücken beständig diese Entwicklung aus­
getragen wurde, steht zu erwarten, daß sie sich von einer Rück­
kehr zur alten osmanischen >Pracht< eine Besserung erwarten, 
daß ihre grundlegende politische Haltung konservativ ist und sie 
deshalb auch für Reislamisierungstendenzen empfänglich sind. 
Die Arbeiterklasse, die über Jahre hinweg von der Kapitalisie­
rung profitierte, dann aber auch deren Kehrseite zu spüren 
bekam, müßte vom Ökonomischen her betrachtet für Ideen der 
Verbesserung beziehungsweise der Überwindung des Kapitalis­
mus, für eine fortschrittliche politische Haltung empfänglich 
sein. Wir werden noch untersuchen, ob eine solche These verifi­
zierbar ist.

Nicht nur in der Ökonomie, auch im sozialen Leben hinterließ 
die fortschreitende Kapitalisierung tiefgreifende Veränderungen. 
Am Beispiel der Familienstruktur sei dies verdeutlicht: »Eine im 
Jahre 1968 von Soziologen der Universität Ankara durchge­
führte Repräsentativuntersuchung über die Verteilung der Fami­
lienformen in allen Regionen der Türkei brachte das für man­
chen überraschende Resultat, daß nur noch eine Minderheit 
der türkischen Bevölkerung in einer Großfamilie, bestehend aus 
drei Generationen, zusammenlebt und den gemeinsamen Besitz 
bewirtschaftet. ... Auch in der Türkei ist also die Klein- und 
Kernfamilie, zu der lediglich Eltern und unverheiratete Kinder 
gehören, der dominierende Familientypus. ... (Die) Marginali- 
sierungs- und Proletarisierungsprozesse im türkischen Dorf 
haben der traditionellen Familienform bei der Mehrheit der 
Dorfbevölkerung die ökonomische Basis entzogen.«24 Aller­
dings ist auch heute noch ein deutliches Gefälle zwischen der 
Familienstruktur in entwickelten und wenig entwickelten Gebie­
ten festzustellen: In entwickelten Gebieten beträgt die durch­
schnittliche Zahl der erwachsenen Familienmitglieder 5,7 Perso­
nen, während es in wenig entwickelten Gebieten 7,1 Personen 
sind25.

Dabei kann diese Auflösung der traditionellen patriarchali­
schen Familienstruktur einerseits als Befreiung aus familiären 
Zwängen und Verpflichtungen empfunden werden, wie dies bei 
der Oberschicht und oberen Mittelschicht der Fall war und ins­
besondere auch unter zahlreichen Intellektuellen, andererseits 
stellt sie für die ländliche Bevölkerung in der Mehrzahl eine
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zwar unvermeidliche, von der Ökonomie diktierte Entwicklung 
dar; doch ohne daß an die Stelle des sozialen Netzes >Großfami- 
lie< ein modernes (Ver)Sicherungssystem getreten wäre, wird die 
Auflösung der traditionellen Familienstruktur von diesen Men­
schen als bedrohlich empfunden. Nicht nur die ökonomische 
Entwicklung, sondern auch die sozialen Umwälzungen im 
Gefolge der Kapitalisierung schufen damit Voraussetzungen und 
einen Nährboden für eine politische und ideologische Polarisie­
rung, denn die etablierten Institutionen und Parteien erwiesen 
sich in den Augen großer Bevölkerungsteile als unfähig, die 
bedrohliche Verschlechterung der ökonomischen und sozialen 
Lage aufzuhalten.

Die Militärs als Hüter des Kemalismus?
Die Gratwanderung zwischen Liberalismus und Importsubstitu­
tion, die die beiden großen Parteien gemeinsam hatten, ent­
sprach der Notwendigkeit, einerseits den Zielen der ökonomisch 
und politisch einflußreichen Großindustrie nachzukommen, 
andererseits eine Politik zu betreiben, die durch Krisenvermei­
dung die Masse der Wähler an die jeweilige Partei binden sollte. 
Mit dem Einsetzen der tiefen Wirtschaftskrise Mitte der siebzi­
ger Jahre und der damit verbundenen Marginalisierung großer 
Bevölkerungsteile wurde diese Gratwanderung immer schwieri­
ger. Die wechselnden Regierungskoalitionen verwalteten nur die 
Wirtschaftskrise und entwickelten eine ausgefeilte Bestechungs­
technik, um auch in der Krise Wähler an sich zu binden:

»Die langen Warteschlangen vor den Ministerien, wo viele 
geduldig mit kleinen Empfehlungskärtchen lokaler Parteifunk­
tionäre und Abgeordneter Einlaß begehrten, war ein gewohntes 
Straßenbild Ankaras nach jeder Wahl. Ob es um eine Arbeit in 
einem staatlichen Produktionsbetrieb ging oder um eine Stelle 
als Hausmeister in der Verwaltung, die Parteien zeigten sich 
erkenntlich. Nach jeder Wahl blähte sich die staatliche Beschäfti­
gung auf ...«26 Die jeweiligen Regierungen schütteten Gelder 
und Subventionen aus, um die Wahl zu gewinnen, obwohl diese 
Gelder in der Staatskasse real nicht vorhanden waren. Die Quit­
tung bekam die Bevölkerung in Form einer immer höheren
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Inflationsrate, die die Wahlgeschenke binnen kurzem wieder auf­
fraß. Das Wahlversprechungskarussell konnte erneut beginnen.

ln dieser Situation gewannen die beiden kleinen Parteien (die 
Nationale Heilspartei MSP und die Nationale Aktionspartei 
MHP; siehe Kapitel 6) an Bedeutung. Wähler, die sich von den 
großen Parteien betrogen fühlten, wandten sich ihnen zu. Ihre 
rückwärtsgewandten Ideologien versprachen, zur alten osmani­
schen >Pracht< zurückzukehren, und zwar in doppelter Hinsicht: 
Die Türkei sollte wieder ein türkisches Großreich werden (Pan- 
turanismus), und sie sollte wieder ein mächtiger, das heißt isla­
mischer Staat werden (islamischer Fundamentalismus). Gerade 
die Verschmelzung beider Ideen erwies sich als besonders 
erfolgreich. Zugleich wurden MSP und MHP durch ihre Erfolge 
zum Zünglein an der Waage im Parlament.

Aus der Sicht der Großindustrie war dies ein unerträglicher 
Zustand. Rahmi Koç aus der Führungsmannschaft der mächti­
gen Koç-Holding erklärte rückblickend auf den Militärputsch 
vom 12. September 1980: »Der Unterschied ist folgender: Vor 
dem 12. September waren wir gezwungen, alles in einem demo­
kratischen System zu tun. Dies machte es notwendig, Monate 
damit zu verbringen, Beschlüsse zu fassen und Ausführungsbe­
stimmungen für Gesetze zu erstellen. Daß heißt, alles konnte nur 
schwierig und langwierig verwirklicht werden, und alles wurde 
von der politischen Seite betrachtet. Der Unterschied unter der 
Militärregierung ist der, daß es nicht die Schwierigkeit gibt, daß 
die gefällten Beschlüsse durch das Parlament müssen. Deshalb 
kann man sehr schnell Vorgehen.... Das wichtigste ist, daß hier­
bei die Politik kein Thema ist. Denn die Militärregierung hat 
keine Sorge um Sitzverluste im Parlament oder um Wählerver­
luste.« 27

Nicht nur in diesem Punkt waren sich die industrielle und die 
militärische Elite einig; auch die übrigen Zielsetzungen der Mili­
tärs, die zu ihrem Putsch führten, entsprachen den Vorstellungen 
der Großindustrie. Dies gilt insbesondere für die Stellung beider 
Gruppen zu den Forderungen des Internationalen Währungs­
fonds (IWF): Als Ende der siebziger Jahre die Türkei internatio­
nal zahlungsunfähig geworden war, verordnete der IWF dem 
Land eine grundlegend neue Wirtschaftspolitik. Hatte bislang 
die offizielle Politik der Türkei in der Importsubstitutionsstrate­
gie bestanden, also in dem Versuch, mit untauglichen Mitteln
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einen durchaus richtigen Anspruch auf mehr Unabhängigkeit zu 
verwirklichen, so besteht die neue Wirtschaftspolitik des Mone­
tarismus darin, die Abhängigkeit als unabänderlich zu betrach­
ten und sich auf neue Weise damit zu arrangieren. Statt Einfuh­
ren durch eigene Produktion überflüssig zu machen, sollten nun­
mehr die Importe durch steigende Exporte bezahlbar gemacht 
werden. Von der Großindustrie wie von den Militärs wurde die­
ses Eingreifen des IWF ausdrücklich begrüßt, und als die letzte 
zivile Regierung unter Demirel mit der Durchsetzung dieser 
Politik Schwierigkeiten hatte, putschten die Militärs, um in der 
Folgezeit konsequent die IWF-Forderungen in die Tat umzuset­
zen28.

Diese Parallelität der Interessen von militärischer und indu­
strieller Elite hat eine ihrer wichtigsten Ursachen in der Einbin­
dung der Militärs in das großindustrielle System, die sich in den 
siebziger Jahren vollzogen hatte:

1974 wurde die >OYAK-Yatirim ve Holding AS< gegründet. 
Sie bildet den militäreigenen Großkonzern. Die Militärs profitie­
ren durch ihre Holding direkt von den Gewinnen in- und auslän­
discher Firmen. Ursprünglich war die OYAK 1961 als >Armee- 
Hilfsorganisation< gegründet worden und hatte die Aufgabe, den 
Berufssoldaten Sozialhilfe zu leisten. Für diesen Zweck wurde 
vom Gehalt jedes Soldaten ein gewisser Prozentsatz einbehalten 
und an die OYAK abgeführt. Bei ihrer Gründung verfügte sie 
über ein Grundkapital von 44 Millionen türkischer Lira. Das 
Kapital wuchs rasch, und die OYAK begann, es gewinnbringend 
in Firmenbeteiligungen anzulegen. 1977 wies sie eine Bilanz­
summe von 34 Milliarden Lira auf. Im gleichen Jahr lag der 
erwirtschaftete Gewinn bei 206 Millionen Lira und war damit 
höher als der der I§-Bankasi-Holding, einer der größten Gesell­
schaften in der Türkei überhaupt29.

Seit Atatürk hatte die militärische Elite in der Türkei eine 
klare laizistische Position (d. h. Antifundamentalismus) und eine 
ebenso entschiedene Position gegen den Panturanismus einge­
nommen: »In seiner stringenten, auf die Landesgrenzen bezoge­
nen Form wird Atatürks Nationalismusbegriff voran von den 
Militärs vertreten, während sich bei politischen Parteien andere 
Elemente dieses Terminus hinzugesellen.«30 Diese beiden 
Punkte der kemalistischen Ideologie, mit denen auch die Groß­
industrie einverstanden war, hatten mit der Entwicklung der
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OYAK-Holding auch ihre »materielle Basis« erhalten; die Mili­
tärs waren in das westliche Industriesystem integriert. Es war 
deshalb zu erwarten, daß der dritte Putsch der Militärs im Sep­
tember 1980 dazu dienen würde, die letzten Schranken nieder­
zureißen, die noch aus der Zeit des Bemühens um mehr ökono­
mische Unabhängigkeit des Landes übriggeblieben waren. Mit 
anderen Worten, die Militärs hatten im Laufe ihrer Entwicklung 
von der alten kemalistischen Ideologie nurmehr deren bürger­
lich-nationale Komponente beibehalten, die antiimperialistische, 
auf Unabhängigkeit bedachte Tradition aber über Bord gewor­
fen. Sie waren vom Hüter des Kemalismus zu Hütern der Groß­
industrie geworden.

Diese Verschiebungen innerhalb der politischen Eliten und 
ihrer Ideologien sollen nun auf ihre Auswirkungen auf die Masse 
der Bevölkerung untersucht werden.

Ins
titu

t k
urd

e d
e P

ari
s



Ins
titu

t k
urd

e d
e P

ari
s



Kapitel 5
Die Reislamisierung: Warum keine 
Linksentwicklung ?

Über fünfunddreißig Jahre abhängiger Entwicklung in der Tür­
kei hatten eine Situation geschaffen, in der die wachsende 
Unrentabilität der Landwirtschaft für viele Kleinbauern und 
Landarbeiter nur den Ausweg der Landflucht ließ. Die Bildung 
von gecekondu-Slums in den Städten, die wachsende Arbeits­
losigkeit und der damit einhergehende Verfall des traditionellen 
sozialen Gefüges mußten viele Betroffene als existentielle 
Bedrohung empfinden. Die beiden großen, etablierten Parteien 
(CHP und AP), die über Jahrzehnte hinweg eine Politik be­
trieben hatten, an deren Ende die Wirtschaftskrise der späten 
siebziger Jahre stand, hatten in den Augen vieler versagt. Daß 
zahlreiche Menschen in dieser Situation nach einer ideologi­
schen und politischen Alternative Ausschau hielten, war zu 
erwarten. Daß diese Alternative zunächst weitgehend im parla­
mentarischen Rahmen gesucht wurde und in Richtung einer 
Reislamisierung ging, bedarf einer weiteren Erklärung.

Zunächst zur Frage des parlamentarischen Rahmens. Das tür­
kische Parlament glich Ende der siebziger Jahre eher dem mit­
telprächtig inszenierten show-down eines Western als einem 
Organ der Volksvertretung: Berichte über Rangeleien und Rau­
fereien im und vor dem Plenarsaal, >Palast<intrigen, Korruption 
und Verleumdungen waren an der Tagesordnung. Die Arbeits­
und Beschlußunfähigkeit des Parlaments zeigte sich schließlich 
in der Tatsache, daß in über einhundert (!) Wahlgängen kein 
neuer Staatspräsident gewählt werden konnte. Die einzelnen 
Wahlgänge gerieten zur Farce: Eine Parlamentarierstimme 
wurde zuletzt mit fünf Millionen Lira (ca. 110.000 DM) gehan­
delt, und verschiedentlich erhielten auch ausländische Staatsbür­
ger Stimmen, so Ernest Hemingway und Brigitte Bardot, die es 
auf zwanzig Stimmen brachte *.
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Doch schon in den Jahren davor war allgemein bekannt, daß 
Korruption und Vetternwirtschaft eine der Arbeitsgrundlagen 
für die Regierungsbildung und Beschlußfassung waren. Sicher­
lich war dies dem Ruf des Parlaments abträglich, vor allem aber 
dem Image der beiden großen, das Parlament dominierenden 
Parteien. Andererseits beförderte diese Tatsache die Meinung, 
nicht der politische Kurs der Türkei an sich, sondern dessen 
korruptionsverfälschte Durchführung sei die Wurzel des Übels. 
Nicht die Problematik der abhängigen Entwicklung, der ökono­
mischen Basis, wurde zum Gegenstand der Kritik, sondern die 
fehlende >Moral< der Politiker, der korrupte ideologisch-politi­
sche Überbau.

Parteien wie die MSP und MHP konnten sich deshalb profi­
lieren, indem sie die Korruption anprangerten und versprachen, 
im Falle ihres Wahlsieges eine >saubere< Politik zu betreiben. Die 
Praxis der offenkundigen Korruption bei den großen Parteien 
schuf also eine Situation, in der zunächst der parlamentarische 
Rahmen kaum in Frage gestellt wurde. Erst mit dem Fortschrei­
ten der Wirtschaftskrise und dem Zerfall des Parlamentarismus 
insgesamt entstand für außerparlamentarische Aktivitäten eine 
größer werdende Massenbasis.

Damit ist auch ein erster Gesichtspunkt für die Dominanz der 
Reislamisierung als Alternative zur bestehenden Politik benannt, 
denn MSP und MHP mit ihrer fundamentalistischen Program­
matik waren im parlamentarischen System etabliert und dort 
zugleich in der Rolle der Außenseiter, also geeignet, eine parla­
mentarische Alternative vorzustellen. Doch dieser Umstand 
begünstigte zwar den Zulauf zu MSP und MHP, erklärt aber 
nicht, warum gerade fundamentalistische Parteien sich parla­
mentarisch etablieren konnten. Entscheidend hierfür scheint uns 
die spezifische Form der Modernisierung in der Türkei zu sein.

Faktoren der Reislamisierung
Eine sozioökonomische Krise wie jene in den siebziger Jahren in 
der Türkei radikalisiert die von Verelendung betroffenen Massen 
und macht sie für extreme Ideologien empfänglich, weil die 
Herrschenden in ihren Augen versagt haben. Damit tritt auch
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eine scharfe Polarisierung auf: Da der gegenwärtige Zustand 
abgelehnt wird, findet entweder eine Rückbesinnung auf angeb­
lich bessere frühere Zeiten statt, oder es wird die Forderung 
erhoben, alles grundlegend neu und besser zu machen. Die Ent­
scheidung, ob in diesem Sinne eine rückwärtsgewandte oder eine 
nach vorn weisende Ideologie bevorzugt aufgegriffen wird, hängt 
von einer Vielzahl von Faktoren ab. Die Trennungslinie zwi­
schen rückwärtsgewandler und fortschrittlicher Ideologie läßt 
sich jedoch ansatzweise so ziehen:

Die sozioökonomische Krise kann von den davon betroffenen 
Massen subjektiv auf zwei Arten aufgefaßt werden:

a) Früher ging es uns besser, heute geht es uns schlecht. Dar­
aus resultiert der Wunsch, zu den alten, angeblich besseren Zei­
ten zurückzukehren.

b) Zwar geht es uns heute besonders schlecht, aber daß es 
unsereinem schlecht geht, war schon immer so. Wenn diese 
Menschen nicht in Lethargie verfallen, sind sie der Ansicht, es 
müsse alles neu und anders werden.

Dieses subjektive Empfinden spiegelt die objektive Entwick­
lung einzelner Bevölkerungsgruppen wider, aber nicht in der 
einfachen Weise, daß beispielsweise allein der ökonomische 
Faktor bedeutend wäre. Die verschiedenen Ebenen, die berück­
sichtigt werden müssen, sollen an drei Beispielen verdeutlicht 
werden:

Ökonomisch gesehen, ist zu unterscheiden zwischen Verelen­
dung und Marginalisierung. Verelendung verschlechtert die 
gewohnte ökonomische Situation, während Marginalisierung die 
Betroffenen aus einer vertrauten Umwelt in ein völlig unbekann­
tes Elend stößt. Daraus wird deutlich, daß marginalisierte Men­
schen eher den subjektiven Eindruck haben, früher sei alles bes­
ser gewesen. Der Zulauf, den die linke Gewerkschaft DISK im 
Laufe der Krisenentwicklung hatte, ist ein Beispiel für die 
Bedeutung der ökonomischen Verelendung, denn die Arbeiter­
klasse, die über Jahre hinweg von der ökonomischen Prosperität 
der Groß- und Mittelindustrie profitieren konnte (siehe Kapitel 
4), konnte kaum ein Interesse daran haben, den vorindustriellen 
Zustand des Osmanischen Reiches wieder einzuführen. Umge­
kehrt ist der Zulauf, den MSP und MHP unter den Kleinhänd­
lern der Großstädte hatten (siehe Kapitel 6), ein Beispiel für die 
ökonomische Marginalisierung, die Ruinierung eines altherge­
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brachten Händlerstandes zwischen den Mahlsteinen der Indu­
strialisierung.

Der ökonomische Krisenprozeß wirkt sich auch direkt auf die 
sozialen Beziehungen der Menschen aus. Eine zentrale Rolle in 
der Türkei der siebziger Jahre spielte dabei die Zerstörung der 
traditionellen Großfamilienstruktur, die insbesondere aufgrund 
der Landflucht erfolgte. Damit einher ging auch ein Aufweichen 
der Geschlechterrollen. Politik ist in einer patriarchalisch-isla­
misch tradierten Gesellschaft wie der Türkei Männersache. Der 
Mann ist der Herr im Haus. Der Verlust bzw. die Aufweichung 
dieses Privilegs durch Landflucht und andere Marginalisierungs- 
prozesse wiegt für viele Männer schwerer als ökonomisches 
Elend. Insofern gilt auch hier die Unterscheidung von »Verelen­
dung« und »Marginalisierung« im übertragenen Sinne: Die Zer­
störung der Männerprivilegien innerhalb weniger Jahre oder 
Jahrzehnte fördert die Männersehnsucht nach der »guten, alten 
Zeit«. Nur dort, wo — nicht durch die Krise diktiert — ein Prozeß 
der Gleichberechtigung von Mann und Frau (z. B. in Teilen der 
städtischen Mittelschicht) in Gang gekommen ist, wird ein Fort­
schreiten dieser Entwicklung nicht als bedrohlich empfunden 
und werden Angriffe auf die Rechte der Frauen zuriickgewiesen 
werden.

Herrschaft wird erträglich durch Ideologien (insbesondere in 
ihrer religiösen Ausformung). In Kapitel 3 hatten wir dies schon 
anhand des Gegensatzes von Sunniten und Alewiten angespro­
chen. Die sozioökonomische Krise erweckte allgemein gesagt 
unter den Sunniten den Wunsch, zurückzukehren zu jener Zeit, 
als der sunnitische Islam noch Herrschaftsideologie war, wäh­
rend die Alewiten dies als Bedrohung empfinden mußten und 
deshalb als links eingestuft wurden.

In diesen Bereich der ideologischen Faktoren gehört auch das 
Phänomen, daß nicht nur Teile der marginalisierten Massen für 
Reislamisierungstendenzen empfänglich sind, sondern diese 
Tendenzen sich auch innerhalb der Mittel- und Oberschicht zei­
gen. Sehen wir dabei von dem Fall einer kurzen koketten 
Modeerscheinung ab (den es sicher auch gibt), so treffen wir auf 
Menschen überdurchschnittlicher (Aus)Bildung, die, gerade weil 
sie die tradierte und die westliche Kultur gleichermaßen kennen, 
zur Reislamisierung neigen. Sie bilden (siehe Kapitel 6) die Füh­
rungselite innerhalb fundamentalistischer Parteien. Ihre Beweg­
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gründe hin zur Reislamisierung unterscheiden sich von denen 
der Marginalisierten und ergeben sich aus ihrer bikulturellen 
Erfahrung, die im zweiten Hauptteil (Reislamisierung unter Tür­
ken in der BRD) ebenfalls eine Rolle spielen wird.

Die genannten Beispiele auf ökonomischer, sozialer und ideo­
logisch-religiöser Ebene verdeutlichen das Faktorenbündel, 
unter dem sich die Massen für eine rückwärtsgewandte oder 
fortschrittliche Ideologie entscheiden. Dabei dürfte es in einer 
heterogenen Gesellschaft wie der Türkei der siebziger Jahre nur 
eine kleine Personengruppe geben, bei der alle Faktoren nur in 
die eine oder in die andere Richtung deuten. Für die große 
Mehrzahl der Bevölkerung ist anzunehmen, daß die einzelnen 
Faktoren teilweise im Widerspruch zueinander stehen und in 
einem jeweils unterschiedlichen Geflecht von Ansichten und 
Verhaltensweisen der Betroffenen zum Ausdruck kommen. In 
diesem Fall ist es von großer Bedeutung, inwiefern es den Ideo­
logieträgern rückwärtsgewandter oder fortschrittlicher Organisa­
tionen gelingt, ihr jeweiliges Programm den Massen als attraktive 
Alternative zum bestehenden Zustand zu vermitteln.

Wir wollen nun vor diesem Hintergrund wichtige Punkte benen­
nen, die in der Türkei der siebziger Jahre für oder gegen eine rück­
wärtsgewandte bzw. fortschrittliche Ideologie wirksam waren.

Das nationalistisch -fundamentalistische
Potential
Die Wahlen von 1977 brachten den beiden nationalistisch-fun­
damentalistischen Parteien MSP und MHP zusammengerechnet 
fünfzehn Prozent der Wählerstimmen ein (siehe Kapitel 6). Der 
Traum von der Machtübernahme der Fundamentalisten auf par­
lamentarischem Weg war damit nicht zu verwirklichen. Wohl 
aber gewann insbesondere die MHP dadurch an Einfluß, daß sie 
die Pattsituation der beiden großen Parteien ausnutzte. Wo 
MHP und MSP an der Regierung beteiligt wurden, ließen sie 
sich ihre Arbeit als >Mehrheitsbeschaffer< im Parlament kräftig 
honorieren: In allen Regierungen der Nationalen Front« (AP 
mit MSP und/oder MHP) wie auch unter der CHP/MSP-
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Koalition hatten die kleinen Parteien überproportional viele 
Ministerposten erhalten. Dies gab ihnen die Möglichkeit, an ihre 
Anhänger Posten im Staatsapparat und in den Staatsbetrieben 
zu verschachern, wodurch ihr Einfluß stieg.

Zugleich verlegten MHP und MSP einen Teil ihrer Auseinan­
dersetzungen mit >den Linkem auf die Straße, wobei es zur 
Logik der fundamentalistischen Ideologie gehört, daß jedes 
Bekenntnis zum Laizismus schon ausreichend ist, um den 
Betreffenden als >links< bzw. »kommunistisch* einzustufen. Mit 
Morden und willkürlichen Attentaten sollte der politische Geg­
ner eingeschüchtert werden.

Ein Musterbeispiel hierfür war die Ermordung von Abdi 
Ipekci, dem Chefredakteur der liberalen Massenzeitung Milliyet, 
am 1. Lebruar 1979. Er wurde von dem MHP-Mitglied und spä­
teren Papstattentäter Mehmet Ali Agca erschossen. Nach dem 
Attentat auf Ipekci wurde Agca verhaftet und vor Gericht 
gestellt. Seine Flucht Ende November 1979 aus dem Gefängnis 
Kartal-Maltepe, das als eines der bestbewachten in der Türkei 
gilt, war offenkundig nur möglich durch Helfer innerhalb und 
außerhalb der Haftanstalt. Sie ist ein Beleg für die Durchsetzung 
des türkischen Militär- und Polizeiapparates mit Anhängern der 
MHP. Entsprechend äußerte sich damals auch der zuständige 
Militärstaatsanwalt: »Die Befreiung war das Werk einer weitver­
zweigten Geheimorganisation, die tief in den Staatsapparat hin­
einreicht.« 2

Als externer, aber nicht unwichtiger Faktor ist an dieser Stelle 
noch zu nennen, daß die türkischen Fundamentalisten Geld und 
logistische Hilfe von verschiedenen Seiten bekamen. So ist 
bekannt, daß die Nurculuk-Bewegung und weitere Gruppen die­
ser Art insbesondere von den Ölkonzernen Shell und Aramco 
unterstützt wurden3. Roth und Taylan nennen verschiedene 
Quellen für die Unterstützung der MHP durch CIA-Agenten 4. 
Doch so interessant es zu wissen ist, welche Geldquellen die 
Fundamentalisten hatten, so sagt dies andererseits nur wenig 
über die Ursachen ihres Einflusses in der Bevölkerung aus. 
Die entscheidende Rolle hierbei spielt die Ideologie des Funda­
mentalismus, während die finanziellen Möglichkeiten zu ihrer 
Verbreitung weniger wichtig sind.

Deshalb ist an dieser Stelle für den Einfluß der rückwärtsge­
wandten Ideologie des Fundamentalismus noch ein Punkt her- 
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auszustellen: Die Geschichte der modernen Türkei war über 
lange Jahre hinweg von einem strengen Einparteiensystem 
dominiert, und aufgrund des Etatismus war ein starker Staats­
sektor entstanden, der sich nach dem Zweiten Weltkrieg immer 
mehr aufblähte und damit bürokratisch und ineffizient wurde. 
Beide Erscheinungen werden nun von konservativer Seite als 
typische Fehler auch der sozialistischen Länder kritisiert. Den 
türkischen Fundamentalisten fiel es damit leicht, den Kemalis­
mus als >links< bzw. >kommunistisch< zu diffamieren. Zusammen 
mit der Ummünzung des Laizismus als >Atheismus< war damit 
ein umfassendes Feindbild entstanden, das an realen Tatbestän­
den anknüpfte und diese im Sinne des Fundamentalismus 
umdeutete.

Die Fehleinschätzung der Linken
Nach wie vor ist die Türkei ein vorwiegend agrarisch geprägtes 
Land, dessen Entwicklungsdynamik jedoch im wesentlichen von 
den Interessen der Großindustrie geprägt wird. Die Zahl der 
Arbeiter beträgt nur rund ein Viertel der landwirtschaftlich täti­
gen Bevölkerung, wobei ein Großteil der Arbeiterklasse in 
Klein- und Kleinstbetrieben beschäftigt ist. Es ist deshalb nicht 
verwunderlich, daß der Einfluß der Arbeiterbewegung auf das 
politische Geschehen selbst in den siebziger Jahren noch ziem­
lich gering war. Rechte wie das Streikrecht und die Gewerk­
schaftsfreiheit wurden 1961 in der Verfassung verankert, ohne 
daß die Arbeiterbewegung sie hätte erkämpfen müssen''. Von 
der Entwicklungsdynamik der Großindustrie in den sechziger 
und siebziger Jahren profitierten auch die Arbeiter (siehe Kapi­
tel 4). Zugleich jedoch setzte unter den Bauern und Landarbei­
tern der Prozeß der Marginalisierung und Landflucht ein. Diese 
marginalisierten Massen bildeten ein breites Potential für rück­
wärtsgewandte, islamisch-fundamentalistische Ideen, während 
die Arbeiterklasse als traditioneller Träger fortschrittlich-sozia­
listischer Ideen nur punktuell die >Schule des Klassenkampfes< 
durchlaufen hatte. Bedeutende und weitblickende Führungsper­
sönlichkeiten konnten aus dieser Arbeiterbewegung nur schwer­
lich hervorgehen.
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Aber nicht nur die Arbeiterbewegung war in der Türkei 
schwach, es fehlte auch eine Tradition linker, sozialistischer 
Organisationen. Die ersten marxistischen Zirkel entstanden in 
den sechziger Jahren an den Hochschulen. Das Charakteristi­
kum dieser Gruppen war ihre Zersplitterung und die oftmals 
akademische Abgeschiedenheit von jeder realpolitischen Ent­
wicklung. Mit dem relativen Aufschwung der linken Gewerk­
schaft DISK in den siebziger Jahren fand eine Verschmelzung 
der Gewerkschaftsführung mit den linken Gruppierungen statt. 
Einzelne Organisationen verzeichneten daraufhin einen Mitglie­
derzuwachs. Neben der moskautreuen, reformistischen kom­
munistischen Partei der Türkei< (TKP) dürfte die zahlenmäßig 
stärkste Gruppierung >Devrimci Yol< (Revolutionärer Weg) 
gewesen sein. Ablesen läßt sich ihr Einfluß am ehesten an der 
Auflage ihres vierzehntäglich erschienenen Zentralorgans, die 
auf 100.000 Exemplare geschätzt wird6.

Einen weitergehenden Einfluß verbaute sich die türkische 
Linke einerseits durch ihr sektiererisches Wesen, wobei immer 
wieder Auseinandersetzungen unter linken Gruppen auch 
bewaffnet ausgetragen wurden, andererseits aufgrund der völli­
gen Verkennung der tatsächlichen politischen Situation: Es gab 
keine linke Organisation in der Türkei der siebziger Jahre, die 
nicht der Ansicht gewesen wäre, eine proletarische Revolution< 
stünde unmittelbar bevor und es gelte deshalb, die Massen auf 
den bewaffneten Kampf vorzubereiten oder ihn stellvertretend 
zu beginnen. »Um neue Anhänger zu gewinnen, bewies jede 
Organisation ihren Mut in einer Art und Weise, die, da sie 
darauf abzielte, militante Anhänger zu gewinnen, interessierte 
Arbeiter und Bauern vor den Kopf stieß.«7 Daß die türkische 
Linke bei diesem Vorgehen für die Masse der Bevölkerung 
weder attraktiv war noch eine Alternative darstellen konnte, 
leuchtet ein.

Neben dieser allgemeinen Charakterisierung ist jedoch ande­
rerseits festzustellen, daß es für einige linke Gruppen (Devrimci 
Yol u.a.) ein wichtiges Bindeglied zwischen dem sozialistischen 
Ziel und der aktuellen Situation gab. Dieses Bindeglied wurde 
von der realen politischen Entwicklung diktiert: Die Stoßtrupps 
der MHP (>Graue Wölfe<) überzogen das Land mit einer Terror­
welle. Bei allem, was man den Linken an Fehlern anhaften kann 
und muß, dieser Terror war nicht die Antwort auf linke Fehler,
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sondern ein eigenständiges Konzept der MHP zur Destabilisie­
rung des Landes, um dadurch Einfluß zu gewinnen. Und die 
MHP vollzog (wie schon dargelegt) insbesondere unter den 
Regierungen der »Nationalen Front« ihren Terror mit (teilweiser) 
Billigung der Staatsorgane. Insofern gab es ein reales Interesse 
verschiedener Bevölkerungskreise (z. B. alewitischer Wohnge­
biete) an einer wirksamen Verteidigung gegen Überfälle der 
»Grauen Wölfe«. Wo linke Gruppierungen die Organisation die­
ses Widerstandes übernahmen (wie in dem bekannt gewordenen 
Fall der Kleinstadt Fatsa am Schwarzen Meer), gewannen sie 
auch an Einfluß. Aber dieser Einfluß basierte nicht auf ihrer 
Programmatik, sondern einzig darauf, daß niemand anders sich 
gegen den rechten Terror engagierte. Der Putsch im September 
1980, mit dem die Militärs auf ihre Weise für Ruhe in den Stra­
ßen sorgten, setzte dementsprechend auch den Einfluß dieser 
linken Gruppierungen zurück.

Die Eskalierung der Gewalt und die Militärs 
als >Retter in der Not<
Die genannten Punkte zeigen, daß einerseits die rückwärtsge­
wandte Ideologie der Fundamentalisten die größere Attraktivität 
gegenüber einer fortschrittlichen Ideologie besaß. Andererseits 
mußten MSP und MHP erkennen, daß sie auf parlamentari­
schem Weg zwar einen gewissen Einfluß gewinnen konnten, eine 
Machteroberung jedoch nicht möglich war. Die Verlagerung des 
»Machtkampfes« auf die Ebene von Slraßenschlachten brachte 
zwar Sympathie bei den militanten Fundamentalisten, die bereit 
waren, auch Opfer für »ihre Sache« zu bringen. Für eine Mehr­
heit der Bevölkerung jedoch war ein Leben unter der Eskalation 
der Gewalt auf der Straße unerträglich: In den Wochen vor dem 
Putsch kamen täglich etwa zwanzig Menschen bei bewaffneten 
Auseinandersetzungen ums Leben. In zahlreichen Fällen wagten 
Eltern es nicht mehr, ihre Kinder zur Schule zu schicken, weil sie 
Angst haben mußten, daß die Kinder Opfer einer Schießerei 
oder eines Bombenattentats würden.

Für die Militärs war seit 1977 klar, daß sie im Bedarfsfall 
durch einen Putsch die Macht übernehmen würden. Die Putsch­
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plane dafür lagen bereit8. Der Putschzeitpunkt im September 
1980 erwies sich im Nachhinein als taktisch optimal gewählt: 
Von der Eskalation der Gewalt zermürbt, ging nach dem Putsch 
ein Aufatmen durch die Bevölkerung. Die Militärs hatten nicht 
nur die Macht übernommen, sie konnten auch einer großen 
Massenbasis sicher sein. Dies war die denkbar beste Vorausset­
zung zur Durchsetzung der Forderungen des IWF und der Ziele 
der industriellen Elite. Die Linke wie auch die extremen Funda­
mentalisten hatten sich diskreditiert, selbst Berichte über Folter 
und Hinrichtungen an deren Mitgliedern in den Gefängnissen 
stießen bei einem Großteil der Bevölkerung nicht auf Empö­
rung. Es galt nun für die Militärs, diese Massenbasis durch 
geschicktes Vorgehen zu erhalten.

Die offizielle Sichtweise des Extremismus

In diesem Zusammenhang ist von Interesse, daß die Militärs 
nach ihrer Machtübernahme auch eine spezielle offizielle Sicht­
weise des Extremismus der siebziger Jahre entwickelten, deren 
propagandistische Verbreitung im In- und Ausland den Blick auf 
die tatsächlichen Ereignisse versperrt. Der Vorsitzende des 
Nationalen Sicherheitsrates, General Evren, hat diese Sichtweise 
in zahlreichen Reden und Pressekonferenzen ausführlich darge­
legt9. Dabei bezeichnen sich die Militärs als >Retter in der Not< 
und verweisen vor allem auf drei Übel :

1. Anarchismus, Terrorismus und Separatismus, die das Land 
ins Chaos stürzten und den Bestand der Nation gefährdeten;

2. die Handlungsunfähigkeit des Parlaments und der Zerfall 
des parlamentarischen Systems;

3. die tiefe Wirtschaftskrise, insbesondere die hohe Inflations­
rate, die allgemein als besonders bedrückend empfunden wurde.

Diese Begründung wurde von einem Großteil der Bevölke­
rung akzeptiert, vor allem deshalb, weil sie phänomenologisch 
zutreffend die Situation vor dem Putsch beschreibt. Wichtig in 
diesem Zusammenhang ist die Gewichtung, die der Nationale 
Sicherheitsrat innerhalb dieser drei Faktoren vornimmt:

Die Ursache der Wirtschaftskrise wird im Verfall des parla­
mentarischen Systems gesehen. Wesentliche Punkte wie die 
ungünstige Entwicklung der Zahlungsbilanz und das Scheitern 
der Importsubstitutionsstrategie tauchen in dieser Darstellung

Ins
titu

t k
urd

e d
e P

ari
s



nicht oder nur beiläufig auf. Der Verfall des Parlamentarismus 
seinerseits wird auf das Wirken des Terrorismus zurückgeführt. 
Auch hier wird von zahlreichen wichtigen Faktoren abgesehen. 
Zum einen war das Land infolge der Wirtschaftskrise zahlungs­
unfähig geworden, der mögliche Handlungsspielraum des Parla­
ments war extrem eingeengt. Zum anderen hatte in der Mehrzahl 
der Provinzen, insbesondere in den >Hochburgen des Anarchis­
mus^ das Parlament keine Verfügungsgewalt mehr, denn diese 
Provinzen standen unter Kriegsrecht, also unter der Herrschaft 
der Militärs.

So bleibt die Frage, woher der Terrorismus rührte, der als 
eigentliche Ursache der Krise gesehen wird. In der Logik der 
Militärs handelt es sich um ein internationales Phänomen, das 
zum einen von außen kommend auch die Türkei der siebzi­
ger Jahre überflutete, das zum anderen aus der türkischen 
Nation fremden Ideologien herrühre. Ohne Namensnennung 
wird aus den Reden Evrens dennoch deutlich, daß der inter­
nationale Terrorismus seinen Ausgangspunkt in Moskau habe, 
während westlichen Industrieländern (gemeint sind vor allem 
Frankreich und die BRD) der Vorwurf gemacht wird, zu 
nachsichtig mit Terroristen umzugehen, ihnen Unterschlupf zu 
gewähren.

Nun ergibt sich in der Argumentation des Sicherheitsrates 
eine Schwierigkeit: Sie ist allenfalls für den >Linksterrorismus< 
(einschließlich des als >Separatismus< apostrophierten kurdi­
schen Widerstandes) schlüssig. Ihre Massenbasis hatten die Mili­
tärs aber gerade dadurch erreicht, daß sie den Putsch als Rettung 
aus dem >Rechts-Links-Terrorismus< propagierten. Als Ausweg 
aus diesem Widerspruch findet sich in der Argumentation eine 
Doppelstrategie:

a) Der Linksterrorismus wird als weit umfänglicher und 
gefährlicher dargestellt als der Rechtsterrorismus. Aufschluß­
reich ist hier eine Gegenüberstellung der offiziellen Sichtweise 
mit der Darstellungeines ausländischen Beobachters:

»Vor dem 12. September gab es drei Alternativen. Es könnte 
ein Bürgerkrieg entstehen. Linke und Rechte könnten die Macht 
ergreifen. Ich muß aber gleich anmerken, daß die Linke stärker 
war, d.h. sie könnte die Macht eher ergreifen.« 10

Dem steht der Bericht des Nahostkorrespondenten der Neuen 
Zürcher Zeitung gegenüber (der sich durch weitere Berichte
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stützen läßt): »... Rund drei Viertel aller Morde gehen auf das 
Konto von Rechtsextremisten. Das heißt, trotz allen Versuchen 
der Nationalen Aktionspartei (NAP), dies abzustreiten, auf 
Leute, die der Partei von Oberst Türkesch nahestehen oder ihr 
angehören. Es handelt sich bei vielen dieser Morde um kaltblü­
tige Versuche, die Linke zu provozieren. Die Terroristen schie­
ßen auf Linksdemonstranten, auf Arbeitervertreter, auf Linksin­
tellektuelle, auf Intellektuelle überhaupt, auf führende Mitglieder 
der Regierungspartei Ecevits, deren sozialdemokratische Aus­
richtung von der NAP immer wieder als >kommunistisch< ver­
schrien wird. Sie schießen ferner auf Mitglieder der ethnischen 
und religiösen Minderheiten, auf Kurden, Araber, Alewiten, die 
in vielen Fällen der türkischen Linken nahestehen, weil es sich 
um Gemeinschaften handelt, die sich über eine Diskriminierung 
von seiten des Staatsvolkes der türkischen Sunniten beklagen. 
Bei dem verbleibenden Viertel des Terrorismus handelt es sich 
um Leute der Linken, die sich offensichtlich provozieren lassen. 
Wenn man von der Ermordung von Mitgliedern und Sympathi­
santen der NAP liest, kann man mit großer Wahrscheinlichkeit 
annehmen, daß es sich um Rachemorde handelt ...«*'

b) Neben die Behauptung, der Linksterrorismus sei umfängli­
cher gewesen als der Terror von rechts, tritt als zweite Behaup­
tung immer wieder, auch der Rechtsextremismus sei letztlich ein 
Ausfluß des internationalen Terrorismus. Besonders deutlich 
wird es auch hier wieder am Beispiel des Papstattentäters Meh­
met Ali Agca. Nach seiner Festnahme in Rom brachte er die 
These auf, hinter dem Attentat habe der bulgarische Geheim­
dienst gestanden. Agca, der sich mittlerweile für die Reinkarna- 
tion Christi hält, ist der einzige Zeuge für diese Behauptung, 
aber für den Nationalen Sicherheitsrat war seine Aussage will­
kommenes Illustrationsmaterial für die Zuständigkeit Moskaus 
auch für den türkischen Rechtsextremismus.

Diese offizielle Sichtweise des Extremismus ist also nicht nur 
ein Filter, der sich vor einen Teil der Berichterstattung über den 
türkischen Extremismus verfälschend schiebt, es ist auch eine 
die Tatsachen mißachtende Ideologie, die mit dem Putsch zur 
offiziellen Staatsideologie wurde.
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I Die besondere Rolle des türkischen Nationalismus
' und die Unterdrückung der Kurden

Bei allen sonstigen Gegensätzen gibt es unter den Türken in der 
Türkei einen weitreichenden Konsens des türkischen Nationalis­
mus. ln seiner auf das Staatsgebiet der heutigen Türkei bezoge­
nen Form findet er sich am ausgeprägtesten bei den Militärs, die 
sich als Hüter des Kemalismus verstehen. Als Panturanismus 
taucht er im Spektrum der nationalistisch-fundamentalistischen 
Parteien auf. Und selbst auf der Linken ist er im Sinne eines »lin­
ken Kemalismus« verbreitet. Ein Schulunterricht, in dem Lesen

« und Schreiben anhand von Sätzen wie »Glücklich, wer ein Türke
ist!« erlernt werden, trägt das seine zur nationalen Ideologie bei.

Dieser Konsens des türkischen Nationalismus wurde in den
) letzten Jahren einerseits am Zypernkrieg deutlich, für den die

Regierung Ecevit (CHP) Zustimmung auch von (extremen) poli­
tischen Gegnern erhielt. (Bis heute existiert auch unter der türki­
schen Linken keine kritische Geschichtsschreibung dieses Kon­
flikts, ja sogar eine weitreichende Scheu, sich überhaupt mit die-

; sem verdrängten Thema zu befassen.)
Besonders offenkundig wurde der nationale Konsens jedoch

! anhand des Putsches im September 1980. Als die Militärs nicht
mehr als Kriegsrechlskommandantur in einzelnen Provinzen

1 auftraten, sondern sich gesamtiiational für den »Retter in der
Not« erklärten, fiel es ihnen nicht schwer, ihre Herrschaft zu 
errichten. Die Streikfront (vor dem Putsch standen rund 85.000 

i Arbeiter im Streik) brach zusammen, Proteste unterblieben weit­
gehend:

i »Die Zustimmung der Massen drückte sich besonders drama-
‘ tisch in dem Echo aus, das die Aufforderung der militärischen
: Autoritäten an die besonders erfahrenen und militanten Teile
' der Arbeiterklasse, organisiert in der DISK (Vereinigung der

revolutionären Arbeitergewerkschaften), erhielt. Nachdem das 
Exekutivkomitee der DISK und die Präsidenten ihrer Mitglieds-

[ gewerkschaften verhaftet worden waren, brachten die Istanbuler
j Kriegsrechtsbehörden in Presse, Radio und Fernsehen einen
! Aufruf heraus, die Gewerkschaftsaktivisten der DISK auf allen

Ebenen, vom Betriebsobmann bis zum Ortsfunktionär und
> Gewerkschaftsrepräsentanten in den.Fabriken, sollten sich den

Militärbehörden stellen. Vor Ablauf des Ultimatums reagierten

Ins
titu

t k
urd

e d
e P

ari
s



tausende Arbeiter positiv auf diese Aufforderung und bildeten 
lange Schlangen vor dem Hauptgebäude (und berüchtigten 
Gefängnis) der Istanbuler Kriegsrechtskommandantur.« 12 Dieser 
offenkundige Konsens des türkischen Nationalismus war neben 
der Eskalation der Gewalt ein zentraler Faktor für die breite 
Zustimmung zum Putsch.

Allerdings gilt dieser nationale Konsens nicht für die Kurden 
in der Türkei. Während selbst DISK-Gewerkschafter sich frei­
willig der Militärautorität unterordneten, konnten die Streit­
kräfte ihre Ziele im kurdischen Südosten des Landes nur mit 
großangelegten, rücksichtslosen Militäraktionen durchsetzen, 
ohne jedoch wirklich Herr der Lage zu werden. Nach wie vor 
operiert in den Bergen des Südostens eine zahlenmäßig schwer 
zu schätzende Guerilla, ist der kurdische Widerstand nicht 
gebrochen

Dieser wesentliche Unterschied wirkt sich auch auf die Frage 
der Reislamisierung aus. In Tiirkisch-Kurdistan besteht das glei­
che Zahlenverhältnis von Sunniten und Alewiten wie in der übri­
gen Türkei. Die Marginalisierung und Landflucht ist besonders 
hoch. Türkisch-Kurdistan ist das Armenhaus des Landes und 
kaum industrialisiert. Eine Arbeiterklasse fehlt weitgehend. 
Diese Faktoren würden nach dem bisher Dargelegten auf einen 
Nährboden für Reislamisierungstendenzen deuten. Doch zu die­
sen Fakten kommt die besondere Situation der nationalen 
Unterdrückung hinzu: Einerseits existiert die Erfahrung aus den 
zwanziger und dreißiger Jahren, als unter Führung der kurdi­
schen Großgrundbesitzer und mit islamisch-fundamentalisti­
scher Ideologie der Widerstand organisiert wurde und scheiterte 
(siehe Kapitel 2). Andererseits haben sich mittlerweile viele 
Großgrundbesitzer zu ihrem Vorteil mit der Regierung in 
Ankara arrangiert, so daß der Widerstand nur gegen die Groß­
grundbesitzer und damit gegen tradierte Strukturen möglich 
ist. Beide Punkte zusammengenommen machen verständlich, 
warum der kurdische Widerstand heute eine Domäne der Lin­
ken geworden ist.

Zugleich wirft die aktuelle Entwicklung im türkischen Teil 
Kurdistans aber auch ein Schlaglicht auf die Schwierigkeiten und 
Probleme des Widerstandes, wie sie sich insbesondere aus der 
Aufteilung des kurdischen Gebietes auf mehrere Länder (Irak, 
Iran, Türkei sowie Syrien und die Armenische Sowjetrepublik
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der UdSSR) ergibt. Um dies zu verdeutlichen, ist ein kurzer 
Blick auf die Situation der Kurden im irakisch-iranischen Krieg 
notwendigl4.

Neben dem Schalt al-Arab, dem gemeinsamen Unterlauf von 
Euphrat und Tigris, ist Irakisch- und Iranisch-Kurdistan mittler­
weile zu einem Hauptkampfgebiet im Golfkrieg geworden. Wäh­
rend Irak und Iran im jeweils eigenen Land die Kurden als 
>Unruheherd< verfolgen, besteht die Politik gegenüber den Kur­
den im gegnerischen Land in einer taktischen Unterstützung, um 
damit den Kriegsgegner durch eine zweite Front zu schwächen. 
Kurdische Organisationen in beiden Ländern stehen deshalb in 
dieser Situation vor der Wahl, entweder mit dem Rücken zur 
Wand einen aussichtslosen Kampf zu führen, oder aber mit der 
Regierung des jeweiligen Nachbarlandes zu kooperieren und 
dadurch in den Besitz von Waffen, Nachschub und Lebensmit­
teln zu gelangen. Der Vorsitzende der iranischen Demokrati­
schen Partei Kurdistans, Ghassemlou, faßte in einem Interview 
dieses Problem folgendermaßen zusammen: »Wenn Sie auf die 
Landkarte Kurdistans sehen, erkennen Sie, daß wir — geopoli- 
tisch gesprochen — umzingelt sind. Geographisch haben wir kei­
nen Zugang zum Meer. Politisch sind wir umgeben von mehr 
oder weniger feindlichen Ländern.... Wenn ein Land uns bedin­
gungslos Bewegungsfreiheit anbietet, dann kooperieren wir mit 
ihm, wie wir das mit der irakischen Regierung tun.«l? Im glei­
chen Sinne wird von der irakischen Demokratischen Partei Kur­
distans im Hinblick auf die Unterstützung der Regierung in 
Teheran argumentiert. Zwangsläufig ist jedoch diese Koopera­
tion über Kreuz< auch mit dem Ergebnis verbunden, daß iraki­
sche und iranische Kurden sich als Feinde gegenüberstehen. Ein 
gesamtkurdischer Widerstand ist deshalb auf absehbare Zeit 
nicht in Sicht.

Gleichzeitig ist damit aber auch eine Situation gegeben, in der 
ein gemeinsames Vorgehen Iraks und Irans gegen die Kurden 
insgesamt durch den Krieg verhindert wird; im Gegenteil ist ins­
besondere entlang der irakisch-türkischen Grenze eine Unter­
stützung des kurdischen Widerstandes in der Türkei durch die 
von Teheran unterstützten Kurden Iraks möglich geworden. 
Bewaffnete kurdische Operationen im Südosten der Türkei 
haben deshalb zugenommen. Doch der externe Faktor des ira­
kisch-iranischen Krieges, der diese Entwicklung beförderte,
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macht auch verständlich, warum nicht jene kurdischen Organisa­
tionen, die in der Türkei über eine Massenbasis verfügen, 
Hauptträger dieser Operationen sind, sondern sektiererische 
Militante (insbesondere der PKK)lh, die ohne den externen 
Faktor des Golfkrieges kaum eine nennenswerte Rolle spielen 
würden.

Für die türkische Regierung kam diese Entwicklung wie geru­
fen: Gerade ihre bewußt neutrale Haltung, die hohe Exporte in 
beide kriegführenden Länder ermöglicht, bot ihr die Möglich­
keit, im eigenen Land eine Großoffensive gegen die Kurden zu 
starten. Mittlerweile kämpfen im Südosten der Türkei in einem 
unerklärten Krieg über 100.000 Soldaten, wobei die Bombardie­
rung von Dörfern und andere Greueltaten zum Alltag gehören. 
Zwischen Irak und der Türkei besteht ein Abkommen, kurdi­
sche >Separatisten< auch über die Grenze hinweg verfolgen zu 
können.

Vor allem aber benutzt die türkische Regierung die Situation 
in Türkisch-Kurdistan als Vorwand, um durch die Beschwörung 
der ^separatistischen Gefahr« Wasser auf die Mühlen des türki­
schen Nationalismus zu lenken und damit ihre Massenbasis zu 
stabilisieren.
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Kapitel 6
MSP und MHP : Die Parteien des 
islamischen Fundamentalismus

Seit der Einrichtung des Mehrparteiensystems spielte die Reli­
gion als Ausdruck der sozialen und kulturellen Widersprüche, 
die sich aus dem ökonomischen Stadt-Land-Gefälle ergaben, 
eine wichtige Rolle im Wettbewerb der Parteien um Wählerstim­
men. Die Gerechtigkeitspartei (AP) unter Süleyman Demirel 
versuchte die ländlichen Massen für sich zu gewinnen unter 
anderem mittels der Strategie, sich als Verfechterin des Islam zu 
präsentieren. In diesem Zusammenhang wurde beispielsweise 
die Tatsache propagiert, daß Demirels Vater eine Pilgerreise 
nach Mekka unternommen habe und daß in der Familie Demirel 
täglich der Koran gelesen werde '. Gleichzeitig wurde der Islam 
zunehmend als Gegenkraft zu Reformbestrebungen, zu soziali­
stischen und kommunistischen Strömungen und Parteien, die im 
Entstehen begriffen waren, herausgestellt.

Die Republikanische Volkspartei (CHP), die zuvor wegen 
ihres Säkularismus als >anti-religiös< bezeichnet worden war, 
wurde nun zwecks Diffamierung bei den Wählern als kommuni­
stisch orientiert und deshalb anti-religiös attackiert. Um den 
Islam nicht alleine den konservativen Kräften als Legitimations­
instrument zu überlassen, änderte die CHP unter der Führung 
von Bülent Ecevit ihre Haltung insoweit, als die Parteikandida­
ten vor den Wahlen von 1969 aufgefordert wurden, nicht länger 
religiöse und konservative Positionen gleichzusetzen, wie dies zu 
den Grundsätzen der kemalis^ischen Linie gehört hatte2.

Während bis Milte der sechziger Jahre entsprechend der 
kemalistischen Sichtweise, daß es in der Türkei keine Klassen­
gegensätze gäbe, die Auseinandersetzungen zwischen Säkularis­
mus und Anti-Säkularismus einen Ersatz darstellten für ideolo­
gische Auseinandersetzungen entlang der Klassenfronten, traten 
in der freieren politischen Atmosphäre der zweiten Hälfte der
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sechziger Jahre politische Ideologien in den Vordergrund und 
verringerten die Bedeutung der Religion als politischer Ersatz­
ideologie und als Thema der beiden großen Parteien3. Die Aus­
nutzung des Islam zwecks politischer Profilierung verschob sich 
auf die neuentstandenen Parteien MSP und MHP.

Die Nationale Heilspartei (MSP)
Obwohl in der Geschichte der türkischen Republik verschiedene 
Parteien versucht hatten, den Einfluß der Religion zur Erweite­
rung ihres Wählerpotentials zu nutzen, konnte erstmals mit der 
Gründung der Nationalen Heilspartei MSP (1972) als einer 
explizit religiösen Partei und ihrem Auftreten bei den Parla­
mentswahlen 1973 die Bedeutung der Religion für die türkische 
Wählerschaft genauer eingeschätzt werden. »Mit der Gründung 
dieser Partei fand das islamisch-traditionelle Element die Mög­
lichkeit, sich öffentlich politisch zu artikulieren und darüber 
hinaus ein Wählerpotential bei der bäuerlich-kleinstädtischen 
Bevölkerung, meist in den wirtschaftlich benachteiligten Regio­
nen Zentral- und Ostanatoliens, für sich zu gewinnen.«4

Bei den Wahlen 1973 gewann die neugegründete Partei auf 
Anhieb 11,8 Prozent der Stimmen und 48 Sitze in der National­
versammlung. In einer Befragung über ihre Wahlmotive gaben 
42,5 Prozent der MSP-Wähler an, die Partei wegen ihrer religiö­
sen Orientierung gewählt zu haben. Weitere 12,3 Prozent hatten 
für die MSP gestimmt aus Protest gegen die Politik der Gerech­
tigkeitspartei Demirels, die eine >Partei von Freimaurern< gewor­
den sei, was bedeutete, daß sie ihnen nicht >islamisch< genug 
schien5. Die MSP verstand sich also nicht nur selbst als eine reli­
giöse Partei, auch die Mehrzahl der Wähler teilte diese Meinung 
und wählte deshalb MSP.

Im Januar 1974 trat die MSP in eine Koalition mit der CHP 
Ecevits ein, in der sie sieben Ministerposten erhielt, darunter 
sehr einflußreiche: neben dem des stellvertretenden Ministerprä­
sidenten (Erbakan) den des Innen- und des Justizministers. Hin­
tergrund dieser Koalitionsbildung war zunächst, daß beide gro­
ßen Parteien allein keine Mehrheit im Parlament besaßen. Von 
seiten der MSP war der Koalitionseintritt mit der als >atheistisch<
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verschrienen CHP vor allem begründet durch die Möglichkeit, 
der Innenpolitik ihren Stempel aufzudrücken. Die Besetzung des 
Innen- und Justizministeriums mit einem MSP-Minister bot 
dafür ausreichend Gelegenheit6.

Für die Partei Ecevits war diese Koalition nicht nur ein not­
wendiges Zweckbündnis, sie bot auch die Chance, die Ressenti­
ments zu überwinden, die die überzeugten Anhänger des Islam 
ihr als kemalistische Partei entgegenbrachten. Doch bereits nach 
sieben Monaten scheiterte die Koalition in erster Linie an der 
Zypern-Frage. Die MSP verlangte nach der Intervention die 
Besetzung ganz Zyperns vor der Aufnahme von Verhandlungen 
mit Griechenland. Dem wollte die CHP nicht nachkommen.

Nach dem Scheitern der CHP/MSP-Koalition bildete die 
Heilspartei im März 1975 mit der konservativen Gerechtigkeits­
partei, der Republikanischen Vertrauenspartei und der Nationa­
len Aktionspartei MHP mit ihrem »Führer« Türke§ die erste 
Regierung der »Nationalen Front«.

Bei den Wahlen 1977 sank der Stimmenanteil der MSP auf 
8,6 Prozent. Damit verringerte sich ihre Abgeordnetenzahl von 
48 auf 24, während die MHP ihre Mandate großenteils auf 
Kosten der MSP von drei auf sechzehn erhöhen konnte7. Im Juli 
1977 bildeten die Gerechtigkeitspartei, MSP und MHP die 
zweite Koalition der »Nationalen Front«, die aber bereits im 
Dezember durch eine Vertrauensfrage der CHP gestürzt wurde. 
Durch diese Rolle als »Zünglein an der Waage«, die in den wech­
selnden Koalitionen deutlich wurde, war die MSP innerhalb der 
Regierungen, an denen sie beteiligt war, personell stärker reprä­
sentiert, als es ihrem Stimmenanteil entsprach; ein Umstand, der 
CHP und AP jeweils zwang, auf Ideologie und Programmatik 
der Fundamentalisten Rücksicht zu nehmen.

Den Endpunkt in der Geschichte der MSP markiert die Groß­
demonstration am 6. September 1980 in Konya. Auf Transpa­
renten und in Sprechchören wurde von Demonstrationsteilneh­
mern die Einführung des Scheriat-Rechts gefordert. Teilnehmer 
trugen demonstrativ Turban bzw. Fez und erhoben sich nicht, als 
die türkische Nationalhymne gespielt wurde. General Kenan 
Evren, der Vorsitzende des Nationalen Sicherheitsrates, der 
sechs Tage später die Macht übernahm, bezeichnete die MSP- 
Demonstration von Konya als den »Strohhalm, der dem Kamel 
das Genick brach«8. So war diese Demonstration zwar sicher
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nicht der Grund für den Militärputsch (siehe Kapitel 7), wohl 
aber ein willkommener Anlaß.

Ideologie und Programm der MSP

Bevor wir Ideologie und Programm der MSP vorstellen, sind 
zwei Vorbehalte anzumerken:

1. Vor der Gründung der MSP 1972 hatte ihr Vorsitzender 
Necmettin Erbakan im Januar 1970 schon einmal versucht, eine 
islamisch-fundamentalistische Partei ins Leben zu rufen. Diese 
hatte sich >Partei der Nationalen Ordnung< genannt, war aber 
bereits im Mai 1971 vom türkischen Verfassungsgericht wegen 
Verstoßes gegen das Prinzip des Laizismus verboten worden9. 
Als Absicherung gegen ein Verbot auch der MSP bestand die 
Strategie der Parteigründer darin, programmatische Aussagen 
sehr vorsichtig zu formulieren und immer wieder zu betonen, 
daß die MSP nur im Rahmen der türkischen Verfassung ihre 
Ziele zu erreichen suche. Vorfälle wie die Demonstration in 
Konya und Reden einzelner MSP-Politiker machen jedoch deut­
lich, daß diese Taktik nichts an den fundamentalistischen Inhal­
ten geändert hat. Programmatische Aussagen der MSP sind des­
halb nur beschränkt aussagefähig über die tatsächlichen Ziele 
dieser Partei.

2. Da die MSP die erste islamisch-fundamentalistische Partei 
der Türkei war, die auch den Sprung ins Parlament schaffte, 
entwickelte sie sich zum Sammelbecken verschiedener Strömun­
gen des Fundamentalismus. Einzelne Sekten unterstützten die 
MSP, und die städtischen bzw. ländlichen Wähler der Partei 
unterschieden sich in ihren Interessen. Dem mußte in der Pro­
grammatik Rechnung getragen werden, so daß die heterogene 
Mitglieder- und Wählerstruktur auch zu einer heterogenen Pro­
grammatik führte, deren verbindendes Schlagwort der islamische 
Fundamentalismus war.

Ausgangspunkt der Ideologie der MSP ist die Frage, weshalb 
ein Land wie die Türkei, das einst eine Großmacht war, heute zu 
den unterentwickelten Ländern gehört. Als Grund für den Ver­
lust von Macht und Einfluß wird die Entfremdung vom eigenen 
kulturellen Erbe benannt, außerdem die mangelnde Industriali­
sierung, die ungleichen Beziehungen zum Westen und die Über-
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nähme von dessen, der türkischen unterlegenen, Kultur"'. Um 
wieder zum >nationalen Heil< zu gelangen und zu neuerlicher 
weltweiter Bedeutung, müsse die Türkei ihr Bewußtsein als mus­
limische Gesellschaft mit einer besonderen historischen Mission 
wiedergewinnen und die göttliche Forderung nach einer gerech­
ten muslimischen Gemeinschaft erfüllen.

Eine zentrale Komponente der Orientierung an der eigenen 
kulturellen Tradition bildet die Betonung der Familie und der 
hergebrachten moralischen Normen. Die türkische Elite wird 
scharf wegen ihrer >Imitierung< der westlichen Kultur kritisiert, 
die das Familienleben zerstöre und Nachtclubs hervorbringe, in 
denen die Jugend durch Sex und Alkohol verdorben werde. Als 
Gegengewicht wird eine Intensivierung des Religionsunterrichts 
an den Schulen und mehr religiöse Sendungen in Funk und 
Fernsehen gefordert.

Zugleich heißt es im Wahlprogramm der MSP von 1973 zu 
den Rechten der Frauen: »Die Partei hat sich das Prinzip >Bil- 
dung für jedermann, für Mann und Frau< zu eigen gemacht. Im 
Familienrecht und hinsichtlich der Beziehungen von Mann und 
Frau sowie der Familienmitglieder untereinander können keine 
Ansichten vertreten werden, die nicht der geltenden Rechtsord­
nung entsprechen.« 11 Und der islamischen Frau wird das Recht 
zugesprochen, in der Wirtschaft tätig zu sein

Neben der religiös-moralischen und kulturellen Erneuerung 
sieht die MSP auch eine rasche Industrialisierung als Bedingung, 
um zu neuer nationaler Größe (Yeiiiden Büyiik Tiirkiye = Wie­
der eine große Türkei« lautet ein Motto der MSP) zu gelangen. 
Die wirtschaftliche Entwicklung soll sozial und regional ausge­
wogen erfolgen, unabhängig vom Ausland auf der Grundlage 
eigener Ressourcen und gestützt auf die einheimische Industrie, 
insbesondere auf die Klein- und Mittelindustrie Anatoliensl3.

In diesem Zusammenhang wird dem Bildungswesen große 
Bedeutung beigemessen. Im Wahlprogramm von 1973 heißt es 
dazu, daß die MSP beabsichtige, das ganze Land in eine Schule 
umzuwandeln. Teil dieses Feldzuges sollte u. a. die Einrichtung 
je einer technischen, allgemeinbildenden und geisteswissen­
schaftlichen Hochschule in jeder Region des Landes seinl4.

Des weiteren tritt die MSP programmatisch für soziale 
Gerechtigkeit ein, verbunden mit wiederholten Attacken auf die 
Regierung der AP, die der Notlage der Armen und Unterprivile- 
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gierten gleichgültig gegenüberstünde. Sie kritisiert die steigenden 
Preise, die Arbeitslosigkeit, fehlenden billigen Wohnraum, unge­
rechte Besteuerung und Einkommensverteilung; sie fordert Prio­
rität für die unterentwickelten Regionen und Unterstützung der 
kleinen Händler und Handwerker*5.

Ihre wirtschaftspolitische Grundhaltung entspricht dabei in 
vielem jener der MHP: »Wie die übrigen Rechtsparteien ist auch 
die MSP von dem Wunsch getragen, die Entstehung einer wirt­
schaftlich gut funktionierenden Privatindustrie auf nationaler 
Grundlage tatkräftig zu unterstützen, ohne daß es dabei zu 
Monopolbildungen kommt. Dies schließt zugleich die Unterstüt­
zung des ausländischen Privatkapitals und die Annäherung an 
den Westen aus.«16

Entsprechend fordert die MSP den Abbruch der Beziehungen 
zur Europäischen Gemeinschaft, zumal durch jede weitere 
Annäherung an den Westen die Türkei ihrem islamischen 
Kulturerbe noch weiter entfremdet werde; statt dessen soll die 
Zusammenarbeit mit den muslimischen Bruderstaaten intensi­
viert werdenl7.

Die MSP wendet sich gegen Kapitalismus (verstanden als 
Herrschaft des Großkapitals) und Sozialismus, der die freie 
Religionsausübung einschränke, und beschreibt beide Systeme 
als >materialistisch< und >imperialistisch<, da sie beide versuch­
ten, andere Nationen zu versklaven, indem sie ihnen ihre eigenen 
kulturellen und ökonomischen Interessen aufzwängenl8. In die­
sem Sinne sind der MSP insbesondere die Kreditzinsen ein Dorn 
im Auge. In einer Rede im Juni 1976 in Elazig erklärte der Par­
teivorsitzende Erbakan: »Die Zinsen sind das Kind des Kommu­
nismus. Um dem Kommunismus vorzubeugen, müssen wir die 
Zinsen abschaffen.«19

Auch die beiden großen Parteien AP und CHP werden als 
>materialistisch<, das heißt >geld-orientiert< beurteilt, während 
die MSP als >idealistische< Partei sich an geistigen und morali­
schen Tugenden orientiere und so als einzige zum Aufbau einer 
neuen Gesellschaft fähig sei, die keine Anarchisten, Hippies und 
Maoisten< hervorbringe21’. Hauptunterscheidungskriterium ist 
laut Erbakan der »Glaube an Gott«, aus dem letzten Endes die 
Ablehnung des säkularistischen Staatswesens folgt.

Entsprechend dem Dargelegten läßt sich die Programmatik 
der MSP grob in zwei Bereiche aufteilen: einerseits der Islam 
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und die Familie als Grundlage der Gesellschaft, andererseits der 
Wunsch nach einer eigenständigen, nicht profitorientierten Indu­
strialisierung. Der letztere Punkt erwächst zweifelsohne aus der 
Erfahrung mit der abhängigen Entwicklung in der Türkei; es 
wird richtig erkannt, daß diese jahrelange Abhängigkeit die 
Unterentwicklung zementiert und vertieft hat. Doch der Grund 
für diesen Mißstand wird im schlechten Willen der dafür verant­
wortlichen Politiker gesehen, in ihrem >materialistischen< und 
damit unmoralischem Denken. Folgerichtig wird deshalb — 
durchaus in Parallele zu dem so scharf kritisierten kemalisti­
schen Denken der zwanziger und dreißiger Jahre — der Versuch 
unternommen, durch eine Veränderung des Überbaus, durch 
eine >moralischere< Politik der Abhängigkeit zu begegnen. Im 
Unterschied zum Kemalismus allerdings heißt die neue Über­
baureform nicht >Laizismus<, sondern >Zurück zum Islarm. Das 
Scheitern des kemalistischen Versuchs, durch die Reform des 
Überbaus die Basis zu entwickeln, ist insofern auch ein Hinweis 
auf die ökonomischen Perspektiven der fundamentalistischen 
Programmatik. (Dies bedeutet nicht, daß in einzelnen Ländern 
die Fundamentalisten nicht die Macht übernehmen könnten, 
wohl aber — siehe Iran — verweist es auf ihr Unvermögen, die 
ökonomischen Strukturen auf Dauer und grundlegend zu verän­
dern).

Deutlich wird dies in der Ideologie und Programmatik der 
MSP auch daran, daß sie auf ökonomischem Gebiet zwar zahl­
reiche Umstände benennen kann, die sie zu verändern wünscht, 
aber letztlich kein positiv formuliertes Wirtschaftsprogramm 
aufzuweisen hat, ja, in ihrem Selbstverständnis eines solchen 
Programms überhaupt nicht bedarf, da die Rückkehr zu den 
Normen und der Moralität des Islam gewissermaßen im Selbst­
lauf eine sozial gerechte und unabhängige Wohlstandsgesell­
schaft erzeuge.

Zugleich jedoch erklärt sich die MSP aktuell-politisch zur 
Interessenvertreterin der Klein- und Mittelindustrie und des 
Handwerks. Ihnen ist letztlich der Programm-Teil gewidmet, der 
sich für eine unabhängige Industrialisierung ausspricht. Ver­
schiedene Forderungen, die sich aus der Industrialisierung erge­
ben, etwa die Erhöhung der Allgemeinbildung (also nicht nur 
die Koranbildung), stehen dabei im Widerspruch zum Funda­
mentalismus der islamischen Sekten und ihrer großenteils länd-
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liehen Anhängerschaft. Dieser Widerspruch verweist auf die 
unterschiedlichen Zielgruppen der MSP-Ideologie. Dies soll nun 
genauer dargestellt werden.

Massenbasis und Führung der MSP

Die Ideologie der MSP fand vor allem Anklang bei jenen gesell­
schaftlichen Gruppen, die durch die fortschreitende kapitalisti­
sche Entwicklung marginalisiert wurden bzw. marginalisiert zu 
werden drohten. Dazu gehören einerseits die Klein- und Mittel­
bauern, die nicht mehr rentabel produzieren können, dazu gehö­
ren andererseits im städtischen Bereich das traditionelle Klein­
bürgertum — als Prototyp des MSP-Wählers gilt der kleine Kauf­
mann oder Handwerker, der Mann des Bazars21 — und die 
Landflüchtigen, die in den gecekondus der Großstädte ein hoff­
nungsloses Dasein fristen.

Betrachten wir zunächst jenes traditionelle Kleinbürgertum, 
das als Prototyp des MSP-Wählers gilt. Es war einst nicht nur 
ökonomisch erfolgreich gewesen, sondern besaß auch in der 
Gerechtigkeitspartei einen politischen Anwalt seiner Interessen. 
Zu Beginn der sechziger Jahre war die AP die anerkannte Inter­
essenvertretung der Geschäftsleute, der Landbesitzer und einer 
noch relativ homogenen Kapitalistenklasse. Mit dem Aufstieg 
einiger Großunternehmen (Holdings) zu marktbeherrschenden 
Firmen und dem Übergang einzelner Großgrundbesitzer (in 
besonders fruchtbaren Gebieten) zur kapitalistischen Plantagen­
bewirtschaftung durch Landarbeiter kamen einerseits die Mittel­
und Kleinindustrie und andererseits die traditionellen Groß­
grundbesitzer ins Hintertreffen. Sie sahen sich durch die AP 
nicht mehr vertreten und schwenkten ins Lager der MSP22. »Die 
MSP vertrat die Interessen der Kaufleute, Handwerker und 
Kleinunternehmer Anatoliens. Diese hatten im Laufe der Jahre 
ihren Einfluß in der >Gerechtigkeitspartei< verloren und den 
Interessenkonflikt mit der Wirtschaftspolitik der von ihr vertre­
tenen großen Industrie-, Handels- und Finanzkreise, die sehr 
eng mit den ausländischen Kapitalkreisen kollaborieren, 
erkannt.«23

Der Parteivorsitzende Erbakan, der bis 1960 Präsident der 
>Handels- und Industrievereinigung< war, galt dort als erbitterter 
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Gegner Demirels, dem er vorwarf, die Geschäftsleute und Indu­
striellen in den großen Städten zu bevorzugen und die anatoli- 
schen Händler und Kleinunternehmer zu benachteiligen. 
Bezeichnend für diesen Teil der Massenbasis der MSP ist des­
halb, daß er die Partei zunächst aufgrund ihrer ökonomischen 
Interessenvertretung unterstützte. Die Religion spielte die sekun­
däre Rolle, auch wenn anzunehmen ist, daß diese Wähler mehr­
heitlich dem Islam eine wichtige Bedeutung beimaßen.

Genauere Daten über die weitere Massenbasis der MSP lie­
ferte eine Studie der Fakultät für Politikwissenschaft der Univer­
sität Ankara über die Wahlergebnisse24. Danach nimmt die 
Anzahl der MSP-Wähler mit zunehmender Schulbildung ab, 
wobei der Stimmenanteil bei Primarschulabsolventen allerdings 
größer war als bei Analphabeten. Eine mögliche Erklärung hier­
für ist, daß die Erwartungshaltung hinsichtlich eines zu errei­
chenden Status bei Schulabgängern höher liegt und sich die 
Kluft zwischen Erwartetem und konkret Erreichtem umsetzt in 
eine religiös artikulierte Protesthaltung25.

67,2 Prozent der MSP-Stimmen kamen aus ländlichen Gebie­
ten. Ein Prozentsatz, der in etwa mit der Verteilung von Stadt- 
und Landbewohnern in der Türkei übereinstimmt, so daß auf 
das ganze Land gesehen die MSP nicht als typisch städtische 
oder typisch ländliche Partei bezeichnet werden kann. Eine 
genauere Betrachtung der einzelnen Regionen zeigt jedoch, daß 
der Grad der Entwicklung sehr wohl eine Rolle spielt: Je unter­
entwickelter eine Region ist, desto stärker ist einerseits die reli­
giöse Orientierung der Bewohner, andererseits damit auch die 
Bereitschaft, MSP zu wählen. Dementsprechend liegen die 
Hochburgen der MSP in Zentral- und Ostanatolien. So erhielt 
die MSP in der Stadt Erzurum 29,5 Prozent der Stimmen, in 
Ostanatolien insgesamt 28,7 Prozent. Allerdings ist bekannt, daß 
in traditionellen, zum Teil noch feudal geprägten Gegenden wie 
Ostanatolien die Wähler häufig entsprechend der politischen 
Präferenz von Großgrundbesitzern und religiösen Führern 
abstimmen, oft gezwungenermaßen: »Wer nicht MSP wählt, wird 
vom Aga aus dem Dorf herausgeworfen, verliert Arbeit, Lohn 
und Brot.«26 Die Religion dient hier der Aufrechterhaltung der 
traditionellen sozialen und ökonomischen Beziehungen; wie 
diese Menschen in freien Wahlen abstimmen würden, läßt sich 
kaum ermitteln.
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Zugleich verzeichnen einige der Regionen mit hohem MSP- 
Stimmenanteil trotz ihres niedrigen Entwicklungsgrades hohe 
Entwicklungsraten; einige gehören zu den sich am schnellsten 
entwickelnden Gegenden des Landes. Das zeigt, daß eine 
religiöse Partei wie die MSP Erfolg hat entweder in sehr traditio­
nellen und/oder in einem rapiden Wandel sich befindenden 
Regionen. In Gebieten, die einem rapiden sozialen und ökono­
mischen Wandel unterliegen, kann sich in einer >religiösen< 
Stimmabgabe Protest gegen den Wandel manifestieren. Das Fest­
halten am traditionellen Wertesystem und verstärkte Rückbesin­
nung auf die Religion erfüllen hier die Funktion psychischer 
Stabilisierung angesichts existentieller Verunsicherung. Das trifft 
auch für die Landflüchtigen in den gecekondus von Istanbul, 
Izmir oder Ankara zu, in denen die MSP einen nennenswert 
erhöhten Stimmenanteil hatte, wie auch für die Stadtbezirke, in 
denen die kleinen Händler und Handwerker wohnen.

Es ergibt sich somit das Bild, daß die MSP drei (sich überlap­
pende) Wählerschichten ansprach:

1. Händler, Handwerker und Kleinunternehmer, die ihre vor­
nehmlich ökonomischen Interessen bei der AP nicht mehr ver­
treten sahen und deshalb zur MSP überschwenkten;

2. traditionell religiöse Menschen im ländlichen Bereich, 
zumal auch Großgrundbesitzer in diesen Gebieten ein Interesse 
an der Stimmabgabe zugunsten der MSP hatten;

3. Marginalisierte in den gecekondus oder auf dem Lande, für 
die ein Rückgriff auf die Religion Ausdruck der Verunsicherung 
und des Protestes ist.

Strenggenommen entspricht einzig die dritte dieser Gruppen 
der eingangs skizzierten Bedeutung von Reislamisierung. Daß 
hierbei die Verunsicherung und der Protest sich nicht nur reli­
giös manifestieren, sondern zusätzliche ideologische Faktoren 
eine Rolle spielen und erst alle Faktoren zusammengenommen 
die Dynamik einer Partei wie der MSP ausmachen, wird sich am 
Beispiel der MHP deutlich zeigen, die Ende der siebziger Jahre 
in die Wählerschichten der Heilspartei eindrang und auf ihre 
Kosten Stimmen gewann.

Während die Massenbasis der MSP aus einfachen Menschen 
besteht, findet sich in der Führungselite der Partei ein anderer 
Typus. Am Beispiel des Parteivorsitzenden Necmettin Erbakan 
läßt sich dies verdeutlichen:
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Erbakan wuchs in Trabzon als Sohn eines Richters auf. Er 
besuchte das Gymnasium in Istanbul, anschließend die Techni­
sche Universität. Nach der Promotion studierte er zwei Jahre in 
Aachen und wurde dann Professor an der Technischen Universi­
tät in Istanbul27. In bezug auf ihn und andere MSP-Kandidaten 
bei den Wahlen, deren biographische und berufliche Daten sie 
analysiert hat, urteilt Binnaz Toprak: »Was diese Hintergrund­
daten zeigen, ist eine Gruppe von Menschen, die im allgemeinen 
gut ausgebildet, beruflich erfolgreich, vermutlich von gut mittel­
ständischem Einkommen und relativ jung sind. Sie entsprechen 
nicht dem Image eines stereotypen religiösen Fanatikers. Auch 
entsprechen sie nicht der Kategorie von Menschen, die nachteilig 
von der Modernisierung betroffen wurden und zur Religion 
gefunden haben als Ausdruck ihrer Unzufriedenheit.«28 Aus­
schlaggebend scheint zu sein, daß diese Personengruppe einer­
seits die traditionelle türkische Kultur kennt, andererseits aber 
auch mit der westlichen Lebensweise vertraut ist, diese jedoch 
als bedrohlich empfindet, weil vertraute Werte und Sicherheiten 
durch sie zerstört werden. Zugleich ist sie eng verbunden mit 
jenen städtischen Händlern, Handwerkern und Kleinunterneh­
mern, deren ökonomische Interessenvertretung sie übernimmt. 
Erst aus dieser Situation kann eine Ideologie entstehen, die für 
eine Industrialisierung, aber auf islamischer Grundlage, eintritt. 
Da diese Form der fundamentalistischen Ideologie sich deutlich 
vom Fundamentalismus der islamischen Sekten unterscheidet, ist 
zu erwarten, daß letztere die MSP eher als »kleinstes Übel< unter 
den Parteien ansehen und sie zugleich als Instrument zur Durch­
setzung ihrer eigenständigen Ideologie zu nutzen versuchen. 
Bevor wir dies ausführlicher darlegen, soll zunächst noch die 
zweite wichtige Partei mit fundamentalistischer Ideologie behan­
delt werden.

Die Nationale Aktionspartei (MHP)
Die MHP ist keine typisch islamisch-fundamentalistische Partei, 
Sie wird zumeist als extrem nationalistisch, rassistisch bzw. 
faschistisch charakterisiert. Für unser Thema ist sie dennoch von 
Interesse, gerade weil die MHP auch andere Ideen vertritt und
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erst im Laufe ihrer Entwicklung sich dem islamischen Funda­
mentalismus zuwandte.

Die Nationale Aktionspartei (MHP) ging 1965 aus der natio­
nalistischen CKMP hervor. Unter der Führung des Ex-Obersten 
Alparslan Türke?, der im Zweiten Weltkrieg über gute Bezie­
hungen zur nationalsozialistischen Diktatur Hitlers verfügte, ent­
wickelte die MHP die sog. >Neun Lichten-Ideologie, die die 
folgenden Charakteristika enthält:
— >Panturanismus<, das heißt, alle Turkvölker sollen in einem 

einzigen Staat >vereinigt< werden. Dementsprechend erhebt 
die MHP Anspruch auf Zypern, Teile Griechenlands und ver­
schiedene Republiken der UdSSR. Türke? : »Wo es auf der 
Welt einen Türken gibt, da fangen unsere Grenzen an.«29

— Antisemitismus und rassistischer Haß auf alle nichttürkischen 
Völker in den beanspruchten Gebieten (Armenier, Kurden, 
Griechen ...). »Wenn Ihr Kurden weiterhin Eure primitive 
Sprache sprecht..., werdet Ihr von den Türken auf die gleiche 
Weise ausgerottet, wie man schon die Georgier, die Armenier 
und die Griechen bis auf die Wurzeln ausgerottet hat.«30

— >Antikapitalismus< und >Antikommunismus< im gleichen 
Sinne, wie ihn auch die MSP vertritt. Ebenfalls in Analogie 
zur MSP wird die Industrialisierung und Technisierung für die 
Entwicklung der türkischen Nation als vordringlich erachtet 31.

Zu Beginn ihrer Aktivitäten spielte die Religion in der Ideologie 
der MHP keine Rolle. Ihr Einfluß in ländlichen Gebieten war 
dementsprechend gering, sie rekrutierte ihre Aktivisten vor 
allem aus Ober-, Fach- und Hochschulabsolventen, die keine 
Chance auf eine ihrer Qualifikation entsprechende Berufs­
tätigkeit hatten32.

Die Wahlen von 1965 brachten der MHP 2,2 Prozent der
Stimmen, doch verzeichnete die Partei in den folgenden Wahlen 
jeweils einen wachsenden Stimmenanteil und zum Schluß einen 
deutlichen Sprung nach vorn: Ihr Ergebnis stieg von 3,4 Prozent 
im Jahr 1973 auf 6,4 Prozent 1977. Im gleichen Zeitraum fiel 
der Stimmenanteil der MSP von 11,8 auf 8,6 Prozent zurück 33. 
Neun von zwölf Sitzen, mit denen die MHP ihren Einfluß ver­
größerte, wurden in Provinzen gewonnen, in denen die MSP 
Sitze verlor. Beide Parteien rekrutieren ihre Wähler offensicht­
lich aus den gleichen Schichten und standen in unmittelbarer 
Konkurrenz zueinander. Der Vormarsch der MHP gegenüber
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der MSP vollzog sich zwischen den Wahlen von 1973 und 1977, 
einer Zeit, in der die MHP ihre ursprünglich nur panturanisti- 
sche Ideologie um fundamentalistische Positionen ergänzte und 
»mit dem Islam eine ideologische Allianz eingegangen war«34. 
Gerade diese Kombination von Panturanismus und Fundamen­
talismus erwies sich als besonders zugkräftig.

Den Grundstein zu dieser Entwicklung hatte Alparslan Tür- 
ke§ in seinem Buch »Grundanschauungen« gelegt, in dem es 
heißt: »Die Religion des Islam, die unsere Nation bereits vor 
eintausend Jahren angenommen und sich angeeignet hat, wird 
unsere Nation fortbewegen und dem einzelnen bezüglich seiner 
Lebensphilosophie und seinen Moralvorstellungen Wegweiser 
sein. ... Das Türkentum und den Islam als zwei voneinander 
getrennte und sich widersprechende oder sich feindlich geson­
nene, unterschiedliche Wesen anzusehen, ist für das Türkentum 
und für den Islam schädlich.«3'' Da sich die Betonung des Islam 
als erfolgreich erwies, nahm er in der Parteipropaganda einen 
immer größeren Stellenwert ein. 1977 schloß sich Türke§ den 
Forderungen anderer Gruppierungen an, die die Einführung von 
wöchentlich drei Stunden Pflichtreligionsunterricht sowie drei 
Stunden Koranlesung an den Oberschulen forderten. Hergün, 
die Parteizeitung der MHP, führte im März und April 1977 eine 
Unterschriftensammlung zugunsten der Einführung der Koran­
lesungen durch. Sie war damals das am stärksten herausgestellte 
Thema der MHP 36.

Während diese Hinwendung zum Islam sich in Wählerstim­
men auszahlte, ist andererseits auch zu sehen, daß die nach wie 
vor propagierte >Neun Lichter«-Doktrin der MHP bei orthodox­
islamischen Dogmatikern heftig als >Ausdruck des Unglaubens« 
kritisiert wurde. Tatsächlich gibt es Hinweise, daß die MHP den 
Islam aus rein taktischen Gründen in ihre Propaganda aufge­
nommen hat. Die Tageszeitung Milliyet veröffentlichte am 
11.5.1981 den Brief eines Parteiaktivisten an Türke§. »Wie sich 
aus diesem Brief ergibt, hatte die MHP die Einrichtung selbstän­
diger Korankurse — ebenfalls eine ihrer Forderungen während 
der siebziger Jahre — nur betrieben, um sie als Propagandazen­
tren ihrer Ideologie benutzen zu können.« 37

Doch auch wenn die Betonung des Islam in der Programmatik 
nur taktisch gewesen ist, an den Wahlergebnissen gemessen ging 
diese Rechnung auf. Die >Neun Lichter<-Theorie ihrerseits, die 
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den orthodoxen Fundamentalisten unislamisch erschien, war 
gegenüber den Wählern ein Vorteil der MHP vor der MSP. 
Ihnen erschienen beide Ideologien keineswegs als wesensfremd: 
Beide sind >exklusiv< und >elitär< und finden ihren historischen 
Bezugspunkt in demselben Osmanischen Reich, das zugleich 
islamisch als auch ein Großreich unter türkischer Herrschaft 
(Panturanismus) war.

Zudem war die MHP in ihren Aktionen deutlich militanter als 
die MSP. Seit 1968 trainierte sie Jugendliche in Ausbildungs- 
lagern zu Terrorkommandos (>Graue Wölfe<). Unter der Füh­
rung der MHP standen nicht weniger als 26 Unter- und Tarnor­
ganisationen. Als sich Mitte der siebziger Jahre abzeichnete, daß 
die MHP keine Chance hatte, auf parlamentarischem Weg die 
Macht zu erlangen, ging sie zu Mord- und Terroraktionen über. 
Zwischen 1975 und 1980 wurden über fünftausend Menschen 
ermordet38.

Ihr größtes Wählerpotential hatte die MHP in jenen Provin­
zen Mittel- und Ostanatoliens, die zugleich eine starke Mischbe­
völkerung (alewitisch/sunnitisch; türkisch/kurdisch) aufweisen. 
Ihre Erfolge in diesen Provinzen basieren insbesondere auf dem 
Ausnutzen und Aufstacheln tradierter Vorurteile gegen die ale­
witischen bzw. kurdischen Minderheiten, die als Sündenbock für 
die ökonomische und soziale Misere der marginalisierten Bevöl­
kerung herhalten mußten. »Im Verlauf des Jahres 1978 forderten 
Straßenkämpfe zwischen den Rechten und Linken sowie politi­
sche Attentate, die vorwiegend von der Rechten verübt wurden, 
täglich drei bis vier Todesopfer. Die gespannte Atmosphäre ent­
lud sich schließlich gegen Jahresende in einem Massaker in Kah- 
ramanmara§. In dem offensichtlich von der MHP inszenierten 
Blutbad fanden über hundert Menschen den Tod.« 39

Diese Eskalation der Gewalt, die den militanten Anhängern 
der MHP als Etappe auf dem Weg zur Machtübernahme galt, 
schuf zugleich unter der Mehrzahl der Bevölkerung ein Klima 
der Angst, wodurch die MHP objektiv den Boden für die Macht­
übernahme der Militärs bereitete.
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Islamische Sekten und politische Parteien

Einerseits enthielten die Parteiprogramme von MSP und MHP 
wichtige Elemente des islamischen Fundamentalismus, anderer­
seits jedoch Aussagen, die den Orthodoxen in den islamischen 
Sekten mißfielen. Zugleich standen auch die einzelnen Sekten in 
Konkurrenz zueinander und versuchten, personell und inhaltlich 
Einfluß auf im Parlament vertretene Parteien zu nehmen. Ein 
vollständiges Bild dieses komplizierten Prozesses läßt sich nicht 
zeichnen, zumal die geheimbündlerische Struktur der Sekten nur 
wenige Informationen an die Öffentlichkeit dringen läßt.

Zu den Wahlen 1973 sollen die Nurcular und die Nak§- 
bendi eine Koalition zugunsten der MSP gebildet haben. Als 
Vertreter der Nak§bendi werden dabei der Parteivorsitzende 
der MSP, Erbakan, und Hasan Aksay mit seinen Anhängern 
genannt. Die Nurcular sollen durch die »andersartige Gruppe< 
um Ahmet Tevfik Paksu in der MSP vertreten gewesen sein. 
Da in den folgenden Jahren die Nak§bendi-Gruppe um Erba­
kan die Partei immer stärker unter ihre Kontrolle brachte, zer­
brach das Bündnis der beiden Sekten. Teilweise sollen die 
Nurcular daraufhin ihre Stimme der MHP gegeben haben. Die 
Süleymancilar verweigerten der MSP ihre Unterstützung, da 
diese bereits von den Nurcular und den Nakjbendi unterstützt 
wurde, und wandten sich der Gerechtigkeitspartei zu (siehe 
unten)4".

Stellvertretend für die in einer mehr oder weniger engen 
Beziehung zur Nationalen Heilspartei stehenden Gruppierungen 
sei hier noch auf die Akmcilar eingegangen. »Die >Akinctlar<, 
eine >islamisch-fundamentalistische< Gruppierung, wirkten — 
wohl auch mit Waffengewalt — auf die Auflösung der laizisti­
schen Staats- und Rechtsordnung der Türkischen Republik 
hin.« 41 Die Zeitung Hürriyet berichtete am 18.12.1979 von einer 
Hausdurchsuchung in einem Gebäude in Ankara, das den 
Namen >MSP-Nationaler Standpunkt-Kulturpalast< trug. In die­
sem Gebäude hatten auch die Akmcilar ihre Zentrale. »Bei der 
Hausdurchsuchung fanden die Sicherheitskräfte einen geheimen 
Schießsland, dessen hölzerne Schießscheiben Einschüsse auf­
wiesen. Darüber hinaus stellten sie große Mengen von Flug­
schriften und zu ihrer Anfertigung dienender Matritzen 
sicher.«42 In einem Flugblatt hieß es:
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»Im Namen Gottes, der die Despoten bezwingt. Dies ist ein 
Aufruf des Glaubenskämpfers, des kettenzerschlagenden Imam 
Khomeini. Erhebt Euch gegen die teuflischen Kräfte und gegen 
die Amerikaner. In Iran hat man die Unterdrückung erlebt. 
Helft, um zu zeigen, daß wir an der Seite der iranischen Muslime 
stehen, die ein Teil der Gemeinschaft der Muslime sind, durch 
die Durchführung von anti-amerikanischen Demonstrationen an 
den Orten, an denen Ihr Euch befindet...«43

Aber selbst die Unterstützung, die die MSP derartigen Grup­
pierungen angedeihen ließ, ging einzelnen Fundamentalisten 
noch nicht weit genug. Als Ende 1979 der Parteivorsitzende 
Erbakan die Besetzung der Großen Moschee in Mekka kriti­
sierte, wurde er von der Fundamentalisten-Zeitschrift Hicret 
scharf angegriffen44.

Neben der MSP bemühte sich insbesondere auch die Gerech­
tigkeitspartei um Unterstützung durch islamische Sekten, wäh­
rend die Sekten umgekehrt in derartigen Offerten eine Chance 
sahen, ihren Einfluß auf die Politik geltend zu machen. So »soll 
es in den siebziger Jahren einen ständigen Kampf der Gerechtig­
keitspartei und der Nationalen Heilspartei um die Gunst der 
>Nurcular< gegeben haben«45. Die Zentrale der Sekte ist in Istan­
bul das Verlagsgebäude der Tageszeitung Yeni Asya, die in ihren 
Kommentaren die Gerechtigkeitspartei unterstützte46.

Zugleich scheinen die Süleymancilar in der AP eine Gruppe 
innerhalb der Partei zu bilden. Vor den Wahlen 1977 hatte 
Demirel dieser Sekte zwölf Abgeordnetensitze als Gegenleistung 
für Wahlkampfhilfe versprochen. Am 28.5.1980 berichtete die 
Zeitung Cumhuriyet über den zweiten Groß-Kongreß der Süley- 
mancilar in Hagen (BRD). An diesem Kongreß nahmen fünf 
Abgeordnete der AP teil, unter anderem der Führer der Süley- 
mancilar und damalige AP-Abgeordnete Kemal Kacar. Neben 
anderen übermittelte auch der Generalsekretär der Gerechtig­
keitspartei, Aydin Nahit Mente§e, eine Grußbotschaft an den 
Kongreß 47.

Diese Verflechtung der islamischen Sekten mit der MSP und 
der AP (sowie die zeitweise Unterstützung der MHP durch die 
Nurcular) verdeutlicht sicherlich die Versuche, auf das politische 
Geschehen in der Türkei Einfluß zu nehmen. Zweifelsohne 
waren diese Parteien auch bereit, den Sekten Zugeständnisse zu 
machen. Andererseits waren Konzessionen in Kernbereichen der
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politischen Programmatik nicht zu erwarten: Korankurse oder 
die Duldung antilaizistischer Manifestationen dienten der Wäh­
lermobilisierung, die konkrete, substantielle Politik verfolgte die 
Interessen der Großindustrie (AP) bzw. des traditionellen 
Gewerbes (MSP). Die politische Krise (im Gefolge der ökono­
misch-sozialen Krise) Ende der siebziger Jahre war, so gesehen, 
Ausdruck der Tatsache, daß es den Parteien nicht mehr wie frü­
her gelang, für ihre Elitenziele eine ausreichende Massenbasis zu 
mobilisieren.
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Kapitel 7
Reislamisierungstendenzen 
nach dem Putsch 1980

Mit der Machtübernahme der Militärs am 12. September 1980 
gehörte das frühere Parteienspektrum durch Verbot, Verfolgung 
und Inhaftierung der Vergangenheit an. Unter Zustimmung oder 
zumindest stillschweigender Duldung weiter Bevölkerungskreise 
setzte eine Welle der Repression gegen alle kritischen Stimmen 
ein. In der Ideologie der Militärs diente diese Unterdrückung 
dem Ziel der »Zerschlagung des Terrorismus«, der als Wurzel 
allen Übels gesehen wurde und dessen »geistiges Umfeld« eben­
falls ausgetrocknet werden müsse.

Zugleich ist es bezeichnend für den Putsch der Militärs, daß 
sie jenseits der Hauptaufgabe »Zerschlagung des Terrorismus« 
weder auf politischem und sozialem noch auf wirtschaftlichem 
Gebiet ein Programm zu bieten hatten. Vielmehr waren sie der 
Ansicht, daß mit dem Verschwinden des Terrorismus sich auch 
die grundlegenden sozialen und ökonomischen Probleme weit­
gehend von selbst lösen würden. Andererseits konnten sie nicht 
an der Tatsache vorbei, daß die Türkei Ende der siebziger Jahre 
ein bankrottes Land war, das international keine Kreditwürdig­
keit mehr besaß. Der Internationale Währungsfonds hatte schon 
gegenüber der letzten zivilen Regierung unter Demirel deutlich 
gemacht, daß nur die Erfüllung der IWF-Forderungen dringend 
benötigte Kredite ermöglichen würde. Dementsprechend hatte 
Demirel den Wirtschaftsfachmann Turgut Özal beauftragt, ein 
Wirtschaftsprogramm im Sinne des IWF auszuarbeiten. Dieses 
Programm trat am 24. Januar 1980 in Kraft, fand auch die 
Zustimmung des IWF, doch vorgesehene Maßnahmen, wie das 
Einfrieren der Löhne und Gehälter, stießen auf eine sich rasch 
ausweitende Streikwelle der Betroffenen oder konnten, wie die 
geplante Steuerreform, aufgrund der Handlungsunfähigkeit des 
Parlaments nicht verabschiedet werden.
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Es waren die Militärs, die mit der Zerschlagung von Gewerk­
schaften und Parteien die Voraussetzung schufen, um alle Forde­
rungen des IWF zu erfüllen. Während die Generäle alle übrigen 
Politiker verhafteten und später mit einem Politikverbot auf zehn 
Jahre belegten, wurde Turgut Özal zum Wirtschaftsminister der 
Militärregierung ernannt. Damit entstand eine Arbeitsteilung: 
Die Militärs (allesamt keine Wirtschaftsexperten) überließen die 
Sanierung der türkischen Wirtschaft dem Fachmann Özal, wäh­
rend sie selbst sich um die »Zerschlagung des Terrorismus< 
kümmerten.

Turgut Özal: Werdegang eines Politikers
Mit Turgut Özal war ein Mann in führende Position gerückt, des­
sen politische Heimat in den siebziger Jahren im Umfeld der 
fundamentalistischen MSP gewesen war. Noch bei den Wahlen 
1977 hatte er in Izmir für die MSP kandidiert, war aber nicht 
gewählt worden. Sein Bruder Korkut Özal war einer der führen­
den Funktionäre der Partei, während Turgut dort nur eine 
Nebenrolle spielte. Denn während für den harten Kern der 
MSP-Elite die Ökonomie der fundamentalistischen Ideologie 
untergeordnet war, war für Özal die Beachtung der islamischen 
Werte wichtig, zentral aber der Stellenwert der Ökonomie. Auch 
waren seine wirtschaftspolitischen Vorstellungen nicht die der 
kleinen Händler und Gewerbetreibenden, auf die die MSP sich 
stützte, sondern die der Großindustrie. Und als diese sich im 
Verlauf der Wirtschaftskrise Ende der siebziger Jahre die Forde­
rungen des IWF zu eigen machte, während die Kleinindustrie 
und das traditionelle Gewerbe sie zurecht als gefährlich für ihre 
Zukunft kritisierten, war es nur folgerichtig, daß Özal vom MSP- 
Kandidaten überschwenkte zum Wirtschaftsarchitekten der 
Demirel-Regierung. In seinem Werdegang ist diese Entwicklung 
schon vorgezeichnet.

»1950 absolvierte Özal nach einem vierjährigen Studium, das 
er mit einem Regierungsstipendium finanzierte, die Technische 
Hochschule von Istanbul als Elektroingenieur. Bereits hier lernte 
er seinen künftigen Chef im Kabinett, Süleyman Demirel, und 
den künftigen Vorsitzenden der »Nationalen Heilspartei<, Nec-
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mettin Erbakan, kennen. Mit der Annahme des Stipendiums 
hatte er sich zu acht Jahren Staatsdienst verpflichtet. Mit der 
»Demokratischen Partei« unter ihrem Vorsitzenden Adnan Men­
deres, der für mehr Liberalität in Politik und Wirtschaft plä­
dierte, begann Özals berufliche Laufbahn im Staatsdepartment 
für Elektrifizierung in Ankara.« 1 1952 absolvierte er ein einjäh­
riges Wirtschaftsingenieur-Praktikum in den USA. 1958 leitete 
er die Planungskommission zur Erstellung eines Drei-Jahres- 
Wirtschaftsplanes. Als in diesem Jahr die abhängige Entwick­
lung der Türkei zur ersten Zahlungsbilanz- und Wirtschaftskrise 
führte, gehörte Özal zu den Beauftragten der türkischen Regie­
rung bei den Verhandlungen mit dem IWF. 1961 arbeitete er im 
Auftrag der damaligen Militärregierung zusammen mit dem US- 
Ökonomen Tinbergen den Plan für eine »Mixed Economy- 
Policy« für die Türkei aus. In der Regierungszeit Demirels wurde 
er 1966 Chef der Staatlichen Planungsorganisation und war 
maßgeblich an der Erstellung des Fünf-Jahres-Planes von 1968 
bis 1972 beteiligt. Als 1970 die zweite Wirtschaftskrise aus­
brach, war Özal wiederum Verhandlungspartner des IWF. 
Danach ging er für zwei Jahre zur Weltbank nach New York als 
Berater für industrielle Projekte. Nach seiner Rückkehr in die 
Türkei (1973) arbeitete er für verschiedene Industrievereinigun­
gen und leitete kurze Zeit den Metall-Arbeitgeberverband, 
bevor er 1979 Staatssekretär und Leiter der Planungsorganisa­
tion in der Demirel-Regierung wurde. Im September 1980 
ernannten ihn die Militärs zum Wirtschaftsminister2.

Was an der Person Özals und seines Werdeganges deutlich 
wird, läßt sich in vieler Hinsicht auch generalisieren: Der Putsch 
der Militärs war der Endpunkt einer drei Jahrzehnte währenden 
Entwicklung, in deren Verlauf der Gegensatz zwischen der 
Importsubstitutionsstrategie einerseits und den Interessen der 
Großindustrie andererseits immer stärker zugunsten der letzte­
ren entschieden wurde, bis sie mit dem Putsch 1980 und unter 
dem Druck des IWF ein neues, für sie attraktives Akkumula­
tionsmodell durchsetzen konnte.
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Das Wirtschaftsprogramm des IWF

Das von Demirel begonnene und nach dem Militärputsch konse­
quent durchgesetzte Wirtschaftsprogramm gemäß den Forderun­
gen des IWF hatte als Kerngedanken die Förderung der türki­
schen Exporte. Durch verstärkte Exporteinnahmen sollte die 
chronische Devisenknappheit der Türkei behoben werden. Als 
wichtigste Märkte kamen die Länder des Nahen Ostens in 
Betracht. Doch die Türkei war traditionell kein exportorientier­
tes Land. Exportförderung mußte deshalb bedeuten, zunächst 
eine Exportindustrie aufzubauen. Das hierfür notwendige Kapi­
tal sollte durch sinkende Lohnkosten akkumuliert werden. 
Zugleich sollte ein Fallen der Reallöhne die Kaufkraft im Land 
senken und dadurch die Inflationsrate, die 1980 bei über 100 
Prozent gelegen hatte, herabgedrückt werden. Ein gleichzeitiges 
Anheben der Sparzinsen über den Prozentsatz der gesunkenen 
Inflationsrate sollte die Spartätigkeit, die in der Zeit der galop­
pierenden Inflation zum Erliegen gekommen war, wieder ankur­
beln und damit zusätzliches Kapital für den Aufbau der Export­
industrie freisetzen •\

In der Tat hat die türkische Wirtschaft seit 1980 einen impo­
santen Zuwachs der Exporte erlebt; das Ausfuhrvolumen hat 
sich seither mehr als verdoppelt. Doch zugleich stiegen auch die 
Importe, und das Zahlungsbilanzdefizit ist nach wie vor hoch. 
Das Ansteigen der Exporte ist außerdem nicht auf den erhofften 
Aufbau einer entsprechenden Industrie zurückzuführen, son­
dern einerseits auf staatliche Exportsubventionen und anderer­
seits auf die Lieferung von Lebensmitteln und Textilien an die 
beiden kriegführenden Länder Irak und Iran. Eine wirkliche 
Sanierung der türkischen Wirtschaft hat bis heute nicht stattge­
funden.

Zugleich bewirkte die Politik der Exportförderung jedoch 
einen Strukturwandel in der Industrie: Die Situation der siebzi­
ger Jahre war durch die Polarisierung in die dominante Groß­
industrie und eine ums Überleben kämpfende Kleinbourgeoisie 
charakterisiert, wobei AP bzw. MSP als ihre politischen Interes­
senvertreter fungierten. Gemeinsam war beiden Gruppen die 
weitgehende Orientierung am türkischen Binnenmarkt. Mit dem 
Sinken der Massenkaufkraft schrumpfte auch dieser Binnen­
markt (siehe unten), und die Produzenten standen vor der
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Frage, ob ihre Waren exportfähig seien. Zusätzlich zu der 
genannten Polarisierung entstand damit eine Trennungslinie ent­
lang exportfähiger und nicht exportfähiger Produktion. Jene 
Teile der Großindustrie wie auch kleinerer Unternehmen, die 
exportfähige Waren erzeugen, unterstützten vehement die neue 
Wirtschaftspolitik, während die übrigen Unternehmen ebenso 
heftig Kritik übten. Der Riß ging quer durch die einzelnen Han­
delskammern und Industrievereinigungen. Die >Exportfraktion< 
hatte dabei in der Mutterlandspartei (AnaP), die im Dezember 
1983 die Regierung übernahm, eine Interessenvertretung, wäh­
rend die >Binnenmarktfraktion< im neuentstandenen Parteien­
spektrum noch auf der Suche nach geeigneten Fürsprechern ist 
bzw. versucht, innerhalb der AnaP eine Gegenströmung zu bil­
den. Diese ökonomische Besonderheit läßt vermuten, daß der 
Prozeß der Parteienbildung im Sinne ökonomischer Interessen­
vertretung noch keineswegs abgeschlossen ist4.

Für die Frage der Massenbasis nach dem Putsch und in den 
kommenden Jahren ist es bedeutsam, wie sich das Wirtschafts­
programm des IWF auf die ökonomische Sitution der Bevölke­
rung ausgewirkt hat und noch auswirken wird. Seit Beginn der 
Wirtschaftskrise 1977 bis 1984 sind die Reallöhne um rund die 
Hälfte gesunken \ Zahlreiche Subventionspreise in der Land­
wirtschaft wurden aufgehoben oder nicht der Inflation entspre­
chend angehoben. Die Kaufkraft der Bevölkerung ist dement­
sprechend drastisch zurückgegangen. Andererseits gelang es der 
Militärregierung, die Inflationsrate von über 100 Prozent 1980 
auf unter 30 Prozent 1983 zu drücken. Dies wurde von den Ver­
brauchern mit großer Erleichterung aufgenommen; Özal erwarb 
sich damals den Ruf eines Bezwingers des >Monsters Inflation^ 
Mittlerweile jedoch ist die Infialionsrate wieder im Steigen 
begriffen, wobei die offiziellen Statistiken nicht berücksichtigen, 
daß in letzter Zeit die Preise für Grundnahrungsmittel besonders 
angestiegen sind. So stiegen die Preise für Hülsenfrüchte 1985 
um 108,8 Prozent6. Die offiziell angegebene Arbeitslosenquote 
stieg von 14,8 Prozent 1980 auf 16,5 Prozent 1984 an, doch 
dürfte die tatsächliche Arbeitslosenquote gut doppelt so hoch 
liegen7. Die neue Wirtschaftspolitik in der Türkei ist damit zum 
Erhalt einer breiten Massenbasis denkbar ungeeignet.
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Gelenkte Demokratie und Reislamisierung
Zugleich mit ihrer Machtergreifung hatten die Militärs verkün­
det, sie würden das Land wieder zur Demokratie zurückführen. 
Und abgesehen davon, wie sich die Militärs >Demokratie< vor­
stellen, muß ihnen bescheinigt werden, daß sie konsequent und 
im Rahmen ihres Zeitplanes dieses Versprechen erfüllten. 1982 
wurde eine neue Verfassung ausgearbeitet und zur Abstimmung 
gestellt. Ein >Ja< zur Verfassung bedeutete zugleich eine Ja- 
Stimme für die Wahl des Vorsitzenden des Nationalen Sicher­
heitsrates, General Kenan Evren, zum Staatspräsidenten. Da die 
neue Verfassung dem Staatspräsidenten ein letztinstanzliches 
Entscheidungsrecht in allen wichtigen Fragen zubilligt, war dies 
gleichbedeutend mit der weiteren Oberaufsicht der Militärs über 
das politische Geschehen hinter der Fassade einer >gelenkten 
Demokratie<8.

Im November 1983 wurden dann Parlamentswahlen abgehal­
ten. Zu diesen Wahlen wollten fünfzehn neugegründete Parteien 
antreten, zwölf von ihnen wurden von den Militärs als mißliebig 
entweder verboten oder nicht zugelassen. Von den drei zugelas­
senen Parteien waren zwei von den Militärs selbst ins Leben 
gerufen worden. Sie sollten nach dem Willen der Generäle im 
neuen Parlament Regierung und Opposition verkörpern. Die 
dritte zugelassene Partei war die Mutterlandspartei (AnaP) 
Özals. Er, der den Militärs bis Juni 1982 als Wirtschaftsarchitekt 
gedient hatte, erschien ausreichend konform mit ihren Vorstel­
lungen, so daß seine Partei als demokratisches Alibi dienen 
konnte. Was die Militärs offenkundig nicht erwartet hatten, war 
der überwältigende Wahlsieg Özals, dem es im Wahlkampf 
gelungen war, sich als unabhängig von den Streitkräften zu profi­
lieren. Abgesehen von der Farblosigkeit der beiden anderen 
Spitzenkandidaten (Sunalp und Calp) dürfte für den Wahlsieg 
Özals einerseits die ihm zugesprochene Kompetenz (Bezwinger 
des >Monsters Inflation«) eine tragende Rolle gespielt haben, 
andererseits sein bewußtes Bekenntnis zum Islam.
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Die Strategie der Militärs gegenüber
den islamischen Fundamentalisten

Nach dem Putsch bedienten sich die Militärs einer Art Doppel­
strategie gegenüber dem islamischen Fundamentalismus. Auf 
der politisch-organisatorischen Ebene wurde er durch das Par­
teienverbot ausgeschaltet, von dem MSP und MHP genau wie 
die anderen Parteien auch betroffen waren. Erbakan wurde 
zunächst wie Ecevit und Demirel unter Hausarrest gestellt, wäh­
rend der Führer der MHP, Türke?, ins Gefängnis kam. Demirel 
und Ecevit wurden bald wieder freigelassen, jedoch mit einem 
generellen Verbot politischer Betätigung belegt, während Erba­
kan und Türke? der Angriffe auf die Verfassung angeklagt wur­
den9. Im Februar 1983 wurde Erbakan zu vier Jahren Gefängnis 
verurteilt, weil er mit seiner Partei versucht habe, den säkularen 
durch einen islamischen Staat zu ersetzen. Dreiundzwanzig füh­
rende Parteimitglieder der MSP wurden zu Gefängnisstrafen 
zwischen zwei und drei Jahren verurteilt11', jedoch ist, durch 
langwierige Revisionsverfahren bedingt, das Urteil bis heute 
nicht rechtskräftig. Die Führungsspitze der MHP wurde in einem 
Mammutprozeß angeklagt, der sich bis heute hinzieht, ohne daß 
ein Ende abzusehen wäre. Türke? selbst, dem ursprünglich die 
Todesstrafe drohte, wurde im Sommer 1985 aus »gesundheitli­
chen Gründen« freigelassen und von seinen Anhängern mit 
Jubel begrüßt ".

Neben dieser — zumindest vorübergehenden — organisatori­
schen Ausschaltung der islamischen Fundamentalisten vollzogen 
die Militärs gleichzeitig eine inhaltliche Annäherung, womit sie 
dem gesellschaftlichen Trend Rechnung trugen. So führten sie, 
um die Reislamisierungstendenzen unter ihrer eigenen Kontrolle 
zu halten und den Einfluß der ihnen suspekten Koranschulen 
zurückzudrängen, erstmals seit der Gründung der Republik die 
islamische Unterweisung an den Schulen als Pflichtfach auf allen 
Klassenstufen ein. Ein Recht der Eltern, ihre Kinder von diesem 
Unterricht freisteilen zu lassen, gibt es nicht mehr. Um jedoch 
nicht mit dem Verfassungsgrundsatz des Laizismus in Wider­
spruch zu geraten, bilden die neuen Richtlinien für den Reli­
gionsunterricht ein eigenwilliges Konstrukt: Zum einen wurde 
der Pflichtreligionsunterricht mit dem früher schon erteilten 
Fach >Moralunterricht< zusammengelegt, in dem schon bisher 
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ethische Werte des Koran vermittelt wurden. Zum anderen beto­
nen die Richtlinien, der Unterricht sei nur dem theoretischen 
Teil der Religion gewidmet, die Praxis dagegen, die Durchfüh­
rung und Einhaltung der islamischen Gebote, würde niemandem 
aufgezwungen12.

Neue Tendenzen der Reislamisierung

Zwar wurden nach dem Putsch die Führungsspitzen von MSP 
und MHP organisatorisch ausgeschaltet und die Gründung von 
Nachfolgeorganisationen untersagt, aber die Ideologien beider 
Parteien blieben wach. Da eine politische Einflußnahme ehema­
liger MSP- und MHP-Mitglieder eigenständig nur schwer mög­
lich war, die neugegründete und erfolgreiche Mutterlandspartei 
Özals jedoch allen konservativen Kräften offenstand, entwickelte 
die AnaP sich rasch zum Sammelbecken für MSP- und MHP- 
Aktivisten. Mitte 1984 tauchten in der Presse die ersten Berichte 
über Auseinandersetzungen zwischen MSP- und MHP-Anhän- 
gern in der AnaP auf13. Es zeichnete sich ab, daß es in der Mut­
terlandspartei je nach Sichtweise zwei bzw. drei Fraktionen gibt. 
Ungefähr gleichstark standen sich eine MSP- und eine MHP- 
Fraktion gegenüber. Turgut Özal und seine engsten Mitarbeiter 
wurden dabei entweder der MSP-Fraktion zugeordnet oder als 
eine dritte Strömung behandelt, die zwischen beiden Lagern 
stehe. Im August 1984 hieß es dann in einem Bericht der Zei­
tung Cumhuriyet: »In Konya wird die AnaP von der MSP unter­
wandert: Von der Provinzorganisation der Mutterlandspartei 
kam ein Beschwerdebrief mit 83 Unterschriften an den Vorsit­
zenden der Partei, Turgut Özal. In diesem Brief wird davon 
gesprochen, daß die aufopfernden Freunde, die der Partei den 
Wahlsieg des 6. November und des 25. März (Kommunalwah- 
len/d.Verf.) beschert haben, nun langsam aus der Partei ge­
drängt werden und andere Personen, die nicht den vereinheitli­
chenden und konstruktiven Prinzipien der AnaP, sondern den 
Idealen der verbotenen MSP anhängen, in den Vordergrund 
getreten seien.«14

Auf der anderen Seite wurde auch die MHP-Fraktion tätig. 
Auf einem Provinzkongreß der AnaP kam es im Januar 1985 zu 
einer bezeichnenden Auseinandersetzung: »Nach der Rede des 
Parteivorsitzenden Turgut Özal begannen etwa zweihundert
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jugendliche Anhänger der >Türkistenfraktion< ständig zu stören, 
sie gingen auf die Vertreter der >Glaubensfraktion< zu, unterbra­
chen deren Reden mit Schmährufen und stellten schließlich eine 
zweite Liste für die Wahl des Provinzvorstandes auf. Schließlich 
aber gewann die Liste des Vorsitzenden Özal die Wahl für den 
Vorstand.« Die Zeitschrift Nokia kommentierte diesen und 
ähnliche Vorfälle mit folgender Überlegung: »... auf der einen 
Seite würde Özal viel von seiner Stärke verlieren, wenn diese 
Fraktion die Partei verließe. Auf der anderen Seite ist diese 
Fraktion selber zu klug, um sich einfach kaltstellen zu lassen. 
Man kann das derzeitige Vorgehen eher interpretieren als Redu­
zierung des MHP-Einflusses in der Partei. Sicherlich möchte 
Özal nicht, daß von den MHPlern ein innerer Putsch durchge­
führt wird. Auf der anderen Seite hat diese Tendenz aber so viele 
Abgeordnetensitze gewonnen, daß bei einem Rückzug der MHP 
die Mehrheit der AnaP gefährdet wäre.«16

Für Özal hatte damit ein schwieriger Balanceakt begonnen. 
Einerseits hat er seine eigenen politischen Vorstellungen, zu 
denen allerdings ein hoher Stellenwert des Islam gehört, was ihn 
mit der MSP verbindet, andererseits kann er nicht ohne Zuge­
ständnisse an die beiden Fraktionen regieren. Der Parteikongreß 
der AnaP im Sommer 1985 brachte schließlich eine vorläufige 
Entmachtung der MHP-Anhänger durch den Zusammenschluß 
Özals mit der MSP-Tendenz, was sich sogleich in einer verstärk­
ten Welle von Reislamisierungsmaßnahmen niederschlug. Die 
führende Rolle dabei fiel dem Minister für Erziehung, Jugend 
und Sport, M. Vehbi Dinçerler, zu.

Dinçerlers Werdegang ist erneut ein Beispiel für jenen Typus 
des modern ausgebildeten, intellektuellen Fundamentalisten, der 
in der westlichen geradeso wie in der traditionellen Kultur 
bewandert ist. Er wurde 1940 in Gaziantep geboren, erlangte 
einen Ingenieursabschluß an der Technischen Universität in 
Istanbul und wurde in den USA Mitarbeiter bei der Weltbank. 
Danach war er Dozent an der Universität von Gaziantep, bevor 
er im Kabinett Özal 1983 Erziehungsminister wurde17. Der 
Katalog der von ihm erlassenen Maßnahmen reicht von einer 
Kleiderverordnung für junge Mädchen, Einschränkung des 
Alkoholausschankes in der Nähe von Moscheen und die Diskus­
sion um Bier als Alkohol über Arabisch als Fremdsprache an 
Schulen bis zur Kleidung der Jugend bei Feierlichkeiten. Seine 
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letzte Tat, bevor er ins Staatsministerium iiberwechselte, war der 
Erlaß, aus den Schulbüchern künftig Darwins Evolutionslehre 
zu streichen, da diese dem Islam widerspreche. Die Diskussion 
dieses Erlasses in den Medien und die Abberufung Dinçerlers 
als Erziehungsminister zeigen aber auch, daß derartige Ausle­
gungen des Koran vielen — auch religiösen — Menschen zu weit 
gehenl8.

Es scheint also eine Situation eingetreten zu sein, in der zwar 
viele Türken der Religion einen höheren Stellenwert als früher 
beimessen, der militante Fundamentalismus jedoch eine unter­
geordnete Funktion spielt, auch wenn einzelne seiner Manife­
stationen und deren Echo in den Medien den Eindruck erwek- 
ken, die Türkei würde von einer Welle des Fundamentalismus 
überspült.

Dies wird zunächst einmal deutlich an der »Partei des Wohl­
standes« (Refah Partisi), die mittlerweile die inoffizielle Nach­
folge der MSP angetrelen hat. Ihr erster Kongreß fand im Juni 
1985 statt: »Der 1. ordentliche Kongreß der »Partei des Wohl­
standes«, RP, ging gestern in Ankara vor einer großen Zahl von 
Delegierten und Zuhörern zu Ende. Ahmet Tekdal wurde erneut 
zum Vorsitzenden gewählt. Bei der Verlesung des Grußtele­
gramms von Necmettin Erbakan wurde fünf Minuten lang app­
laudiert. Der Kongreß wurde mit einem Gebet eröffnet und 
neben der Veranstaltung wurden Bücher religiösen Inhalts ver­
kauft.« 19 Neben dieser Kurzmeldung in Cumhuriyet findet sich 
die RP jedoch selten in den Medien erwähnt, »da sie im politi­
schen Hin und Her zwischen links und rechts keine Rolle spielt. 
Einzig die Milli Gazete, das Leib- und Magenblatt der Funda­
mentalisten, berichtet viel über diese Partei, so unlängst über 
ihren Kongreß.«20 Bezeichnend ist, daß die Zeitung Milli Gazete, 
die in ihren besten Tagen vor dem Putsch der Generäle eine Auf­
lage von 80.000 hatte, inzwischen auf 30.000 Exemplare abge­
sunken ist. Im Gegensatz dazu verzeichnet das parteipolitisch 
nicht gebundene Monatsmagazin Islam mit einer Auflage von 
100.000 Exemplaren ein wachsendes Interesse und entwickelte 
sich mittlerweile zur auflagenstärksten religiösen Zeitschrift in 
der Geschichte der türkischen Republik. Diese Renaissance des 
Islam drückt sich auch auf dem Buchmarkt aus: 1984 waren von 
7.224 in der Türkei erschienenen Büchern 505 islamische 
Abhandlungen21.
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Während diese Renaissance des Islam sich in aller Öffentlich­
keit vollzog und in vielem ein Ventil für die erzwungene politi­
sche Friedhofsruhe nach dem Putsch darstellte, war es in den 
ersten Jahren der Militärherrschaft um den harten Kern der 
Fundamentalisten und die islamischen Sekten ruhig geworden. 
Nur wenige Meldungen diesbezüglich erschienen in der türki­
sche Presse. So hieß es im Juli 1984 in einer kurzen Meldung in 
Cumhuriyet: »Drei Studenten am theologischen Gymnasium in 
Tarsus wurden unter dem Verdacht, Propaganda für die Nurcu- 
luk-Sekte betrieben zu haben, durch die politische Polizei ver­
haftet.«22 Im Mai 1985 wurde vermeldet, in Ankara habe ein 
Prozeß gegen vierzehn mutmaßliche Mitglieder der Nak§bendi- 
Sekte begonnen, denen vorgeworfen wird, das Sheriat-Recht 
wieder einführen zu wollen23. Auch die Entdeckung illegaler 
Korankurse, wie sie von verschiedenen Sekten, insbesondere den 
Süleymancilar, als Handarbeitskurs. Imkerverein und anderes 
getarnt durchgeführt werden, schien rückläufig zu sein: »Man 
kann also annehmen, daß diese Korankurse in der letzten Zeit, 
wenn auch nicht ganz verschwunden, so doch zahlenmäßig stark 
zurückgegangen sind. Der Hauptgrund für diesen Rückgang liegt 
sicher darin, daß die militärischen Behörden überall und auf 
allen Gebieten eine strenge Kontrolle ausüben. Es ist also derzeit 
viel schwieriger geworden, eine Koranschule aufrechtzuerhal­
ten.« 24

Im Oktober 1985 veränderte sich jedoch das Bild; sicher 
nicht, weil über Nacht die Zahl der Korankurse zugenommen 
hätte, sondern vielmehr, weil Staatspräsident Kenan Evren in 
verschiedenen Reden das Augenmerk auf die islamischen Sekten 
richtete. Als Redner bei der Semestereröffnungsfeier der Uni­
versität Istanbul führte er aus: »Wir können beobachten, daß 
reaktionäre und religiöse Organisationen ihre Aktivitäten in ver­
schiedenen Formen verstärken. Wir verfolgen diese Entwicklung 
sorgfältig. Ich möchte Sie alle nachdrücklich auffordern, 
wachsam und auf der Hut zu sein. Unsere Universitäten müssen 
Bollwerke gegen religiösen Konservatismus und Reaktion wer­
den.«25 In den folgenden Wochen nahmen sich auch die Medien 
dieser Warnungen an. Unter dem Schlagwort irtica, einem Sam­
melbegriff für Fortschrittsfeindlichkeit, religiöse Reaktion und 
Obskurantismus, wurde breit über die Aktivitäten islamischer 
Sekten berichtet. Die Zeitung Milliyet benannte insgesamt neun 
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aktive Organisationen: Vier Gruppierungen (Nurcular, Süley- 
manctlar, Nak§bendi und Ticânîlik), die traditionell in der Tür­
kei eine Rolle spielen, sowie die zur MSP gehörenden Akincilar 
(siehe Kapitel 3 und 6). Neu hinzugekommen sind vier Organi­
sationen, die als pro-iranisch eingestuft werden: Hizb-ul Islam 
(Partei des Islam), Hizb-ul Tahrir (Partei der Befreiung), die 
Organisation des Islamischen Heiligen Krieges und die Organi­
sation der Nationalen Sicht. Diese sollen direkt aus Iran bzw. 
Saudi-Arabien finanziert werden26. In weiteren Berichten 
nannte Milliyet unter anderem den Fall des Hoca Mahmut, eines 
Nak§bendi, der in einer Moschee in Istanbul vor 3.500 verschlei­
erten Frauen Fernsehen und Zeitunglesen als unislamisch brand­
markte: »Jene, die diesen unnützen Tätigkeiten frönen, werden 
das Licht Allahs nicht sehen.«27

Nachdem auf diese Weise die Reislamisierung zu einem 
öffentlichen Thema geworden war, nahm sich auch die Regie­
rung Özal der Sache an. Hatte der Ministerpräsident bislang im 
Hinblick auf die religiöse Fraktion in seiner Mutterlandspartei 
die Frage des Fundamentalismus als unproblematisch darge­
stellt, so gab die Regierung nunmehr eine Expertise in Auftrag, 
um das Ausmaß der Reislamisierungstendenzen zu ermitteln. 
Das Ergebnis der Untersuchung war unter anderem die Zahl 
von 961 illegalen Korankursen und religiösen Geheimzirkeln 
(wobei unter >religiöse Geheimzirkeh allerdings auch die als 
>subversiv< geltenden Gemeinden der >Zeugen Jehovas< und 
andere nichtislamische Zusammenschlüsse zählen)28. In ver­
schiedenen Stellungnahmen erklärte die Regierung zugleich, daß 
sie die Situation voll im Griff habe: »Wir beobachten diese Orga­
nisationen sorgfältig. Wir wissen alles über sie: was sie machen, 
wo und wie. Wir können sie dingfest machen, sobald sie irgend 
etwas unternehmen.«29 Es scheint daher, daß für die staatlichen 
Sicherheitskräfte die islamischen Sekten derzeit keine aktuelle 
Gefahr darstellen. Wohl aber wird die Gefahr gesehen, daß die 
durchaus erwünschte Renaissance des Islam in der Bevölkerung 
in Zukunft den Sekten einen Zulauf bescheren könnte, der die 
Doppelstrategie der Militärs beeinträchtigt. Bislang jedoch ist 
diese Doppelstrategie aufgegangen: Ein von einer Großzahl der 
Bevölkerung gewünschtes Ausmaß an Hinwendung zum Islam 
wird staatlicherseits nicht nur geduldet, sondern sogar verordnet, 
wodurch die Möglichkeit für die Regierung besteht, den harten
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Kern der Fundamentalisten organisatorisch auszuschalten bzw. 
zu isolieren und damit relativ ungestört und in der Gewißheit 
einer ausreichenden Massenbasis die neue Wirtschaftspolitik 
durchzuführen.

Zugleich aber zeichnete sich 1986 eine Entwicklung ab, die 
Özals Basis schrumpfen ließ, jedoch nicht zugunsten der islami­
schen Fundamentalisten, sondern zum Vorteil des früheren 
Ministerpräsidenten Süleyman Demirel. Hatte Özal bislang 
schon zwischen den verschiedenen Gruppierungen innerhalb der 
AnaP lavieren müssen, so traten nunmehr neue Widersprüche 
hinzu:

Sowohl im türkischen Unternehmerverband (TÜSIAD) als 
auch in den örtlichen Industriekammern geriet der Ministerprä­
sident von zwei Seiten unter Beschuß: Einerseits mußte die 
exportorientierte Industrie 1986 die Erfahrung machen, daß die 
Zeit hoher Zuwachsraten dem Ende entgegengeht. In den Tages­
zeitungen tauchten vermehrt Meldungen wie die folgende auf: 
»Die Textilbranche, die als Zugpferd der türkischen Wirtschaft 
gilt, weil sie viele Arbeitsplätze schafft und ein großes Export­
potential darstellt, befindet sich in diesen Tagen im Todes­
kampf.«’" Die Forderungen der exportorientierten Industrie 
beinhalten deshalb Maßnahmen, die auf Kosten des Binnen­
marktes (insbesondere auch des Staatshaushaltes) den Export 
fördern sollen. Dem stehen die Forderungen des binnenmarkt- 
orienlierten Sektors gegenüber, die Özal gerade deshalb kritisie­
ren, weil er noch immer an der exportorientierten Wirtschafts­
politik festhält.

Zusätzlichen Sprengstoff erhielt die Auseinandersetzung im 
Hinblick auf die Nachwahlen im September 1986, die allgemein 
als Testwahl für Özal angesehen wurden (siehe unten). Bereits 
im April 1986 berichtete die Zeitung Cumhuriyet: »IWF wider­
setzt sich der AnaP — Der Vorbereitung einer Wirtschaftspolitik 
nach wahltaktischen Gesichtspunkten, die die AnaP-Regierung 
im Frühjahr und in den Sommermonaten vor den Teilwahlen 
durchzuführen plant, werden vom IWF Steine in den Weg gelegt. 
Der IWF warnte die Regierung, er würde sie in seinem jährli­
chen Bericht kritisieren, sollte sie die Methoden der >Wahlöko- 
nomie< anwenden.« ’1 Damit war auch offensichtlich, daß Özal 
selbst die Notwendigkeit sah, zum Erhalt seiner Massenbasis 
mehr zu tun, als die Karte der Islamisierung des öffentlichen 
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Lebens zu spielen. Sein bisheriger Balanceakt zwischen großin- 
dustrieller Wirtschaftspolitik und islamischen Zugeständnissen 
begann problematisch zu werden, da sowohl Teile der Wähler als 
auch Kreise der Großindustrie nach einer Alternative Ausschau 
hielten. Dieser Prozeß spiegelt sich besonders deutlich in den 
Veränderungen der türkischen Parteienlandschaft wider, die wir 
abschließend darstellen wollen.

Zu den ersten Wahlen nach dem Putsch hatten die Militärs nur 
drei Parteien zugelassen: zwei von ihnen selbst ins Leben geru­
fene, die MDP und die HP, und Özals AnaP. Das Wahlergebnis im 
November 1983 brachte einen überwältigenden Sieg der AnaP 
(siehe Tabelle gegenüber). Die beiden >Generalsparteien< hatten 
keinen langen Bestand; obwohl im Parlament vertreten, lösten sie 
sich auf. Aus ihnen gingen (neben kleineren Gruppierungen) 
jeweils zwei Nachfolgeparteien hervor (DYP und HDP, sowie 
SHP und DSP), wodurch die seltsame Konstellation entstand, 
daß im Parlament Parteien vertreten waren, die sich noch nie zur 
Wahl gestellt hatten. Unabhängig von diesem Transformations­
prozeß wurden weitere Parteien gegründet, von denen uns hier 
vor allem die MCP und die RP interessieren sollen.

Das Ergebnis dieser Veränderungen des Parteienspektrums 
läßt sich zunächst folgendermaßen zusammenfassen: Neben die 
AnaP, die als einzige seit 1983 besteht, traten Parteien, die unter 
neuen Namen das Spektrum der siebziger Jahre wieder aufleben 
lassen. Zwar sind die führenden Politiker jener Zeit mit einem 
Politikverbot bis 1990 belegt worden, aber hinter den Kulissen 
sind sie die wirklichen parteipolitischen Gegenspieler Özals: 
Demirels Gerechtigkeitspartei fand ihren Nachfolger in der DYP, 
die Republikanische Volkspartei Ecevits firmiert heute unter 
dem Namen DSP und steht unter dem Vorsitz von Ecevits Frau 
Rahsan. Aus Türke§’ MHP ging die MCP hervor, und Erbakans 
MSP wird heute von der RP fortgeführt. Zugleich zeigt die 
nebenstehende Tabelle aber auch, daß es den beiden großen 
Parteien der siebziger Jahre nicht gelungen ist, konkurrenzlos 
die traditionellen Wählerpotentiale auszuschöpfen: Einerseits ist 
die AnaP hinzugekommen, andererseits existiert für Demirel 
und Ecevit jeweils eine Gegenpartei gleicher Orientierung (HDP 
und SHP).
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Dieses neue Parteienspektrum, das genaugenommen noch um 
mehrere kleinere Parteien zu erweitern ist, stellte sich bei den 
Nachwahlen erstmals dem Votum der Wähler. Dabei hatten 
diese Neuwahlen für die Zusammensetzung des Parlaments 
keine wirkliche Bedeutung, denn es ging nur darum, elf vakant 
gewordene Abgeordnetensitze neu zu besetzen; gleichgültig, wie 
die Wahl ausging, die Mehrheit der AnaP (224 von 400 Sitzen) 
konnte nicht in Gefahr geraten. Das Ergebnis ist aber aufschluß­
reich für die Stimmung in der Bevölkerung insgesamt. Es ergibt 
sich das folgende Bild:

1. Die AnaP erreichte mit 32 Prozent zwar das höchste 
Ergebnis dieser Wahl, verlor aber im Vergleich zu 1983 (45,1 
Prozent) drastisch. Die Massenbasis Özals bröckelt ab, und er 
wird für die nächsten Wahlen 1988 verstärkt vor dem Problem 
stehen, ob und wie er die neue Wirtschaftspolitik fortführen 
kann.

2. Links von der Mitte ist Ecevit der große Verlierer, aber 
auch die konkurrierende SHP unter Inönii verzeichnete mit 22,8 
Prozent ein eher bescheidenes Ergebnis.

3. Sieger der Nachwahlen ist Demirel, dem mit 23,5 Prozent 
ein besseres Ergebnis gelang als der MDP 1983. Özals konser­
vativ-monetaristische Politik hat also nicht zu einer Linksent­
wicklung bei den Betroffenen geführt, sondern zu einem Votum 
für eine traditionell-konservative Politik.

4. Besonders wichtig im Hinblick auf die Reislamisierungsten­
denzen ist jedoch die Feststellung, daß die MCP mit 2,1 Prozent 
und die RP mit 5,5 Prozent derzeit keinen bedeutenden politi­
schen Faktor darstellen. Dies weist einerseits darauf hin, wie 
wichtig es ist, zwischen einer verbreiteten Hinwendung zum 
Islam, die einer eher passiven Haltung entspricht, und der 
Unterstützung eines aktiven islamischen Fundamentalismus zu 
unterscheiden. Andererseits brachte diese Wahl auch das inter­
essante Ergebnis, daß selbst gemäßigte Islamisierungsverspre- 
chen von Teilen der Bevölkerung nicht honoriert werden: »Özal 
mußte wohl nebst anderem einen Preis für seine fundamentalisti­
schen Sympathien bezahlen. Der stellvertretende Vorsitzende 
der Mutterlandspartei, der Fundamentalist Mehmet Kececiler, 
hat in den Nachwahlen eine deutliche Abfuhr erlitten. Özal hatte 
ihn letztes Jahr nach einem Streit zwischen laizistischen Kemali­
sten und Fundamentalisten in der Parteiführung auf den Schild
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gehoben. Auch Bülent Ecevit, der im Wahlkampf seine Frau 
Rahsan mit religiösen Argumenten unterstützen wollte, bekam 
dafür die Rechnung präsentiert. Die Wähler haben offenbar 
etwa seine Erklärung, die Verschleierung der Frauen gehöre zu 
den Menschenrechten und dürfe in den Universitäten nicht 
untersagt werden, nicht goutiert.«

Damit hat sich für die aktuelle Entwicklung in der Türkei 
gezeigt, daß nicht nur die Chancen der islamischen Fundamenta­
listen, sondern auch die einer Politik der Islamisierung der 
Öffentlichkeit ihre deutlichen Grenzen haben, auch wenn die 
weiteren Ereignisse bis zum Jahresende 1986 und ihre Behand­
lung in den türkischen Medien den Eindruck erwecken können, 
die Frage des islamischen Fundamentalismus sei derzeit das ein­
zige Problem des Landes.

Die Nachwahlen im September waren kaum vorüber, als in 
Istanbul Mitte Oktober eine internationale islamische Konferenz 
stattfand; ihr Thema »Wirtschaftliche Integration in der islami­
schen Welt< war unverfänglich, und auch daß der mit Politikver­
bot belegte Necmettin Erbakan dieser Konferenz präsidierte, 
erregte noch wenig Aufsehen. »Als Sensation wurde gewertet, 
daß als Konferenzredner Scheich Omar Abdul Rahman auftrat. 
Scheich Omar ist jener radikal-islamische Prediger aus Kairo, 
der mit seiner >Fatwa< — einem sich auf den Koran beziehenden 
Freibrief — den Mördern des ägyptischen Staatspräsidenten 
Sadat im Vorgriff auf die Bluttat die Absolution erteilt hatte. 
Nach dem Attentat war Scheich Omar zwar verhaftet und ange­
klagt, später jedoch von den ägyptischen Behörden wieder frei­
gelassen worden. Vor den Kongreßteilnehmern in Istanbul 
erklärte Scheich Omar, daß er jederzeit einen solchen Tyrannen­
mord wie den an Sadat wieder sanktionieren würde. Im übrigen 
rief er die Kongreßdelegierten dazu auf, für den Sturz der Regie­
rungen aller Staaten zu kämpfen, die zwar eine muslimische 
Bevölkerungsmehrheit, aber nicht die Scharia, das koranische 
Gesetz, zur Grundlage hätten. Zu diesen Staaten gehört seit den 
Tagen Atatürks auch die Türkei. Mit der Schlagzeile »Mitten in 
Istanbul: Ein Aufruf zum Putsch< bedachte eine türkische Zei­
tung diesen Appell.«33

Auch ansonsten waren die großen türkischen Zeitungen sich 
einig, daß nunmehr den Umtrieben der Fundamentalisten ein 
Ende gesetzt werden müsse; Schlagzeilen wie »Die Regierung
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verschließt Augen und Ohren und tut nichts« prägten die Artikel. 
Weitere Enthüllungen folgten: Machenschaften in Koranschulen 
wurden kritisch beleuchtet, und ins Schußfeld rückte insbeson­
dere die Staatliche Planungsorganisation (SPO). »Dort, so die 
Berichte, sei das wahre Zentrum des islamischen Fundamentalis­
mus. Bewerber für einen Staatsposten im SPO würden nicht nur 
nach ihren fachlichen Qualifikationen, sondern vor allem nach 
ihrer Glaubenstreue ausgewählt: Sie müßten bei ihrer Einstel­
lung bestimmte Gebete rezitieren und würden befragt, wie viele 
der vorgeschriebenen fünf Gebete am Tag sie auch tatsächlich 
befolgten.«34

In dieser Situation war es erneut Staatspräsident Evren, der in 
die Öffentlichkeit ging, während Ministerpräsident Özal sich 
zurückhielt. Evren wandte sich »gegen die Kräfte, die die Türkei 
zurückstoßen wollten in die Rückständigkeit«35, und er war wohl 
auch die treibende Kraft, als zwei Tage nach seiner Rede vom 
30. November in Ankara zwei Dutzend hohe Beamte unter dem 
Vorwurf, fundamentalistischen Sekten anzugehören, verhaftet 
wurden. Im Zuge weiterer Razzien gegen fundamentalistische 
Zirkel sollen insgesamt 2.414 Personen festgenommen worden 
sein36. Für weiteren Zündstoff sorgte schließlich ein Urteil des 
obersten Verwaltungsgerichtes vom 27. Dezember 1986, das die 
Universitäten dazu ermächtigt, den Studentinnen das Tragen von 
Kopftüchern und Schleiern zu untersagen. In Istanbul traten dar­
aufhin vier Studentinnen in einen Hungerstreik, und auch an 
anderen Universitäten gab es Protestkundgebungen37.

Die Tatsache, daß die türkischen Medien über alle diese 
Ereignisse ausführlich berichten, kann leicht den Eindruck ent­
stehen lassen, der islamische Fundamentalismus sei in der Tür­
kei auf breiter Front im Vormarsch. Man darf jedoch nicht über­
sehen, daß die Medien mehrheitlich ihre Berichte mit der Auf­
forderung verknüpfen, etwas gegen diese Tendenzen zu tun; man 
muß auch berücksichtigen, daß die Nachwahlen den harten Fun­
damentalisten wie auch Özals AnaP eine deutliche Niederlage 
brachten. Es gibt eine Minderheit aktiver Fundamentalisten, die 
zeitweilig auch Zuwachs erhalten kann; es gibt eine große Zahl 
von Menschen, die in einer Hinwendung zum Islam Zuflucht 
suchen, ohne deshalb Fundamentalisten zu sein; es gibt mehrere 
Parteien, die diese Entwicklung im Kampf um Wählerstimmen 
auszunutzen versuchen — auch ihr Kalkül ist bislang nur teil­
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weise aufgegangen, denn auf Dauer kann die Renaissance des 
Islam im öffentlichen Leben kein Ersatz sein für die Lösung der 
wachsenden ökonomischen und sozialen Probleme großer Teile 
der Bevölkerung.

Die politische und ökonomische
Hinwendung zur arabischen Welt
Das zunehmende Interesse am Islam in der türkischen Gesell­
schaft bildet eine geeignete ideologische Flankierung für die ver­
stärkte, ökonomisch motivierte außenpolitische und außenwirt­
schaftliche Orientierung auf die arabischen Staaten hin, wie sie 
mit der Exportorientierung der Wirtschaft nach dem Putsch not­
wendig geworden war, sich aber bereits seit 1974 abzuzeichnen 
begann. Der bedeutendste außenpolitische Schritt der Türkei in 
diesem Zusammenhang war ihr Beitritt zur Islamischen Konfe­
renz 1976. Demirel kommentierte damals, »zwar sei der Staat 
laizistisch, nicht aber die Nation; die Religion als gemeinsamer 
Nenner der Außenpolitik dürfe nicht als Nachteil bewertet wer­
den.«38 Mit dem Beitritt zur Islamischen Konferenz wurde die 
Türkei gleichzeitig Mitglied der Islamischen Entwicklungs- 
bank39.

Für traditionsbewußte Türken lebte in der Tatsache, daß die 
Außenministerkonferenz 1976 und auch die erste Handelsmesse 
der islamischen Staaten in der alten Sultan- und Kalifenstadt 
Istanbul und nicht in Ankara stattfand, die Führungsstellung 
Istanbuls innerhalb der islamischen Welt wieder auf.

Auf der 13. Außenministerkonferenz der islamischen Staaten 
1982 vollzog die Türkei eine außenpolitische Annäherung in der 
Israel-Frage. Der türkische Außenminister stellte fest, daß Israel 
von der Türkei als Bedrohung des Friedens im Mittleren Osten 
betrachtet werde; die diplomatischen Kontakte zu Israel wurden 
auf ein Minimum reduziert, jedoch nicht abgebrochen. Anderer­
seits enthielt sich die Türkei 1982 bei einer UN-Resolution 
gegen die israelische Annektierung der Golan-Höhen der 
Stimme und verärgerte damit die arabischen Staaten40.

Diese außenpolitische Balance-Politik erklärt sich aus der 
Einbindung der Türkei in das westliche Bündnis und aus der
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ökonomischen Abhängigkeit vom Westen einerseits und dem 
Interesse an einer Verbesserung der politischen und ökonomi­
schen Beziehungen mit der Dritten Welt im allgemeinen und den 
islamischen Staaten im besonderen. Der jüngste Schritt in diese 
Richtung war der Beschluß der Islamischen Weltkonferenz, auf 
einen gemeinsamen Markt hinzuarbeiten. Ministerpräsident 
Özal hat dies auf einer Pressekonferenz gewürdigtJ1.

Begonnen hatte die verstärkte außenpolitische und außenwirt­
schaftliche Hinwendung zu den islamischen Staaten 1974, als 
durch die Preiserhöhungen beim Erdöl die Zahlungsbilanz der 
Türkei in die roten Zahlen rutschte. 1973 hatte sie noch einen 
Überschuß von 917 Millionen Dollar aufgewiesen, 1974 aber 
ergab sich ein Defizit von 428 Millionen42. Angesichts der star­
ken Abhängigkeit der türkischen Wirtschaft vom Erdöl (62 Pro­
zent des industriellen Energiebedarfs werden durch Öl gedeckt) 
wurde die Zusammenarbeit mit den arabischen Öllieferländern 
zur »realpolitischen Notwendigkeit«42’.

Es ging um die Erfüllung dreier Zielsetzungen der türkischen 
Wirtschaft:

1. Sicherstellung der mengenmäßigen Öleinfuhren trotz feh­
lender Devisen;

2. Sicherstellung langfristiger Lieferanlenkredite aus den 
Ölländern für die türkische Ölrechnung;

3. verstärktes Bemühen um die arabischen Exportmärkte 
(zwecks teilweisem Ausgleich der negativen Zahlungsbilanz)44.

Der Beitritt zur Islamischen Entwicklungsbank war einer der 
Schritte zur Eröffnung der arabischen Märkte. Der damalige 
türkische Finanzminister betonte die Bereitschaft der Türkei, 
in den arabischen Staaten technische und personelle Hilfe zu 
leisten und Investitionsgüter zu liefern.

Des weiteren wurde versucht, die 1964 begründete Regionale 
Entwicklungszusammenarbeil (RCD = Regional Cooperation 
for Development) zwischen Pakistan, Iran und der Türkei wie­
derzubeleben und zu reorganisieren. Auf einem Gipfeltreffen 
1976 in Izmir wurden der Abbau der Zollschranken und Maß­
nahmen zur engen industriellen, politischen und kulturellen 
Zusammenarbeit beschlossen.

Daneben gab es verschiedene bilaterale Abkommen zwischen 
der Türkei und den islamischen Staaten; besondere Bedeutung 
mißt die Türkei der Zusammenarbeit mit Libyen und Irak bei.
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Im März 1977 wurde das bedeutendste irakisch-türkische Pro­
jekt, die 980 Kilometer lange Pipeline Kirkuk (Irak) — Iskende- 
run (Türkei), fertiggestellt.

Libyen, Saudi-Arabien. Kuwait und die Arabischen Emirate 
bieten attraktive Märkte für Nahrungsmittel, Textilien, mittel- 
und langlebige Konsumgüter, die in der Türkei produziert wer­
den. ln diesen Staaten sind auch private türkische Baufirmen 
stark engagiert, bei denen etwa 60.000 türkische Arbeiter 
beschäftigt sind4'. Der frühere Chef der ENKA-Industrie­
holding, die ihr Geld hauptsächlich auf Baustellen in Saudi- 
Arabien verdient, Kural Arikan, ist heute Finanzminister im 
Kabinett Özal46.

Mit dem Militärputsch und der Umorientierung der Wirt­
schaftspolitik auf den Export hat die Bedeutung der OPEC- 
Staaten für die türkischen Ausfuhren wesentlich zugenommen. 
Betrugen 1979 die Exporte in die OPEC-Länder nur 9,6 Pro­
zent der türkischen Exporte insgesamt, so stiegen sie bereits 
1981 auf 34,7 Prozent des Gesamtexports47. Als Gegenleistung 
lieferten die OPEC-Länder Erdöl. Einen besonderen Auf­
schwung nahm dieses Tauschgeschäft aufgrund des Krieges zwi­
schen Irak und Iran, da durch den Krieg beide Länder nicht in 
der Lage waren, ihre landwirtschaftliche und industrielle Pro­
duktion wie bisher aufrechtzuerhalten. Ein beträchtlicher Teil 
der Exportsteigerungen der türkischen Wirtschaft ist auf diesen 
Umstand zurückzuführen.

Die nach wie vor hohe Erdölabhängigkeit der türkischen 
Wirtschaft und das weiterbestehende Zahlungsbilanzdefizit wer­
den auf türkischer Seite zu verstärkten Bemühungen führen, sich 
als Mitglied der islamischen Staatengemeinschaft zu präsentie­
ren. Die stärkere Beachtung des Islam in der Innenpolitik wird 
deshalb auch weiterhin eine außenpolitische Bedeutung besit­
zen, die auf die Innenpolitik wiederum zurückwirkt.

Die grundlegende Einbindung der Türkei in das westliche 
System (NATO, OECD, EG-Assoziierung), wie sie sich nach 
dem Zweiten Weltkrieg herausgebildet hat, wird von der Öff­
nung zur arabischen Welt nicht in Frage gestellt; im Gegenteil 
gewinnt die Türkei einen erhöhten Stellenwert im westlichen 
Bündnis, indem sie ökonomisch und politisch, wie auch in der 
Planung der Militärstrategen, als Bindeglied und Brückenkopf 
für westlichen Einfluß im Nahen Osten dient.
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Perspektiven der Reislamisierung in der Türkei

Seit der islamischen Revolution« in Iran gab es unter Politikern 
und Politologen Überlegungen, ob in der Türkei ein zweiter >Fall 
Iran« drohe48. Die hier dargelegten Hintergründe und aktuellen 
Entwicklungen der Reislamisierungstendenzen in der Türkei 
ergeben folgendes Bild:

Die islamischen Traditionen in Iran sind schiitischer Prägung. 
Die Alewiten in der Türkei bekennen sich zwar zu einer Sonder­
form des Schiismus, aber sie sind eine Minderheit im Lande und 
aufgrund ihrer Erfahrungen im Osmanischen Reich für funda­
mentalistische Ideen wenig anfällig; sie gelten als politisch >links«. 
Die Mehrzahl der Muslime in der Türkei ist sunnitisch. Unter 
den Sunniten gibt es vor allem im Umfeld des Sektenspektrums 
eine Basis für islamisch-fundamentalistische Gedanken, die 
denen der iranischen Fundamentalisten ähnlich sind. Doch gibt 
es in diesem Zusammenhang einen wichtigen Unterschied zwi­
schen Schiiten und Sunniten: Im Gegensatz zu den Sunniten, 
denen die überlieferte Koran-Interpretation die einzig zulässige 
ist, »sind die Schiiten der Ansicht, der Koran sei offen für eine 
kreative Auslegung. Diese Einstellung gibt ihrem Glauben eine 
gewisse Flexibilität, und den theologischen Interpreten, den Aya­
tollahs, eine starke Machtposition im Leben des Volkes, weil sie 
die jeweiligen politischen Zustände je nach Bedarf durch ihre 
theologische Interpretation mitbestimmen können.«49

Dieser Unterschied wurde in Iran drastisch verstärkt durch 
die Repression des Schah-Regimes: »Schließlich waren nur noch 
die Mullahs in der Lage, der Unzufriedenheit des Volkes Aus­
druck zu verleihen; alle anderen Möglichkeiten, öffentliche Mei­
nungen zu äußern, hatte das Regime bzw. die Geheimpolizei 
unterbunden. Einer dieser Kleriker, der im Exil lebende Funda­
mentalist Khomeiny, wurde zum Symbol des unnachgiebigen 
Widerstandes gegen den verhaßten Monarchen. Unter dieser 
besonderen Voraussetzung gelang es Khomeiny und den Mul­
lahs, die sich als seine Anhänger und Gefolgsleute bezeichneten, 
sich der Herrschaft zu bemächtigen und eine Position zu errin­
gen, die es ihnen erlaubte, die fundamentalistischen Lehren in 
die Praxis umzusetzen.«5(1

Der Unterschied zur Türkei ist offenkundig: Zur Zeit des Ein­
parteiensystems hatte Atatürk mit seinem laizistischen Islam«
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die islamische Geistlichkeit (ulatna) als Staatsbedienstete weit­
gehend an den kemalistischen Staat gebunden. Fundamentalisti­
sche Bestrebungen, wie sie in den Sekten zum Ausdruck kamen, 
waren illegal. Wohl besaßen die Fundamentalisten eine nicht zu 
unterschätzende Anhängerschaft, aber der kemalistische Staat 
war in der Offensive. Mit dem Übergang zum Mehrparteiensy­
stem begann auch eine Islamisierung der Gesellschaft, nicht als 
Grundlinie der Politik, sondern als Mittel, um für die Elitenziele 
eine ausreichende Massenbasis zu schaffen. Träger dieser Islami­
sierung war deshalb nicht die Geistlichkeit, sondern politische 
Parteien, die sich der Konkurrenz mit anderen politischen Pro­
grammen und Ideologien stellen mußten.

Mit der Krise der abhängigen Entwicklung in den siebziger 
Jahren entstand einerseits ein breites Heer marginalisierter 
Menschen, andererseits eine Dominanz der Großindustrie über 
die traditionelle Kleinbourgeoisie. Dies schuf die Voraussetzun­
gen für das Entstehen einer Partei wie der MSP, die jedoch 
ebenfalls in Konkurrenz zu anderen Parteien stand und, wie die 
Auseinandersetzungen unter den islamischen Sekten zeigen, 
von sich nicht behaupten konnte, die einzige politische Vertrete­
rin des islamischen Fundamentalismus zu sein. Männer wie der 
Vorsitzende der MSP, Necmettin Erbakan, waren Führer einer 
Partei, keine politischen und geistlichen Führer wie die Mullahs 
in Iran.

Zusätzlich gilt für diese Politiker, daß sie eine hohe Ausbil­
dung genossen haben und über gründliche Kenntnisse der west­
lichen Kultur verfügen. Abgesehen von ihrer persönlichen reli­
giösen Überzeugung dient ihnen der Ruf nach der Reislamisie­
rung als machtpolitisches Instrument. Ihre politische Strategie 
stammt nicht aus dem Koran, sondern — ob sie wie Erbakan die 
Kleinbourgeoisie oder wie Özal die Großindustrie vertreten — 
aus der Kenntnis der ökonomischen und politischen Interessen 
dieser Gruppen.

Die einflußreichste dieser Gruppen in der Türkei ist heute die 
Großindustrie, die mit dem Putsch 1980 eine neue Wirtschafts­
politik maßgeschneidert bekam. Zugleich schlugen die Militärs 
und noch deutlicher die Regierung Özal eine Doppelstrategie 
der organisatorischen Ausschaltung und inhaltlichen Über­
nahme gegenüber den Fundamentalisten ein. Damit ist es der 
militärischen und großindustriellen Elite bislang gelungen, die
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Reislamisierung sowohl unter Kontrolle zu halten als auch 
außen- und innenpolitisch zu instrumentalisieren.

Ein Gegenmoment bildet die zunehmende Verschlechterung 
der ökonomischen Lage der Bevölkerung und damit einherge­
hend eine Vertiefung der sozialen Probleme. Hier baut sich ein 
Sprengsatz auf, der mit einigen Zugeständnissen der Reislamisie­
rung auf Dauer nicht entschärft werden kann. Zugleich hat die 
neue Wirtschaftspolitik den Widerspruch zwischen Exporteuren 
und Nichtexporteuren geschaffen, dem die neuentstandene Par­
teienlandschaft noch nicht ausreichend Rechnung trägt. Damit 
gibt es sowohl von der Massenbasis her als auch bezüglich der 
Eliteninteressen eine Situation, die in absehbarer Zeit das türki­
sche Parteienspektrum kräftig durchschütteln wird. Dies bedeu­
tet zugleich eine Austragung der Konflikte weitgehend im Rah­
men des Parlamentarismus. Dies, zusammen mit den anderen 
genannten Punkten, macht es unwahrscheinlich, daß die Türkei 
ein zweiter Iran werden wird.

Wohl aber besteht eine andere Gefahr: Die fast schon Tradi­
tion gewordenen Interventionen der türkischen Militärs (1960, 
1971, 1980) hatten als Grundlage ihres Erfolges den Konsens 
des türkischen Nationalismus. Zugleich erklärten die Militärs 
nach ihrem jüngsten Putsch, nunmehr so gründlich >aufgeräumt< 
zu haben, daß das politische System auf Dauer funktionstüchtig 
bleibe. Die praktische Widerlegung dieser Behauptung durch 
eine erneute politische Krise bedürfte in der Logik der Militärs 
eines stärkeren äußeren Feindes, als es der internationale Terro­
rismus« war. Ein erneuter Appell der Militärs an die nationalen 
Gefühle könnte deshalb leicht in eine argentinische« Krisen- 
>lösung< umschlagen, zu Kriegsabenteuern nach außen führen. 
Die Zuspitzung der Situation im Nahen Osten insgesamt läßt 
diese Möglichkeit wahrscheinlicher werden. Die Ende 1986 in 
den türkischen Medien heftig debattierte Frage, ob es sinnvoll 
sei, die Pipeline Kirkuk (Irak)-Iskenderun (Türkei) durch eine 
Militärintervention nach Kirkuk vor Sabotage (durch iranische 
Truppen oder mit Iran verbündete Kurden) zu schützen, weist 
ebenfalls in diese Richtung.
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Kapitel 8
Reislamisierungstendenzen 
unter Türken in der Bundesrepublik

Für die Reislamisierungstendenzen in der Türkei ist es charakteri­
stisch, daß die Führungseliten fundamentalistischer Parteien 
sowohl mit der traditionellen türkischen als auch mit der westli­
chen Kultur vertraut sind. Die Massenbasis dieser Parteien jedoch 
besteht aus marginalisierten Menschen, die von ihren finanziellen 
Möglichkeiten und ihrer Ausbildung her kaum jemals die Chance 
hatten, sich umfassend mit einer anderen Kultur als der tradierten 
vertraut zu machen. Einen Eindruck vom Leben in den Industrie­
metropolen ergibt sich für diese Menschen bestenfalls durch die 
(verzerrte) Darstellung in den Medien (z. B. durch die auch in der 
Türkei beliebte Sendung >Dallas<).

Reislamisierungstendenzen unter Türken in der Bundesrepu­
blik sind vor einem anderen Hintergrund zu sehen: Die türki­
schen Arbeitsemigranten leben tagtäglich in zwei Welten oder, 
wie der treffende Titel eines Buches heißt: »Morgens Deutsch­
land — abends Türkei« '. Es ist deshalb zu erwarten, daß die 
Bedeutung des Islam für Arbeitsemigranten zwar von den Re­
islamisierungstendenzen in der Türkei mitbestimmt wird, daß 
jedoch die bikulturelle Situation zu Sonderentwicklungen führt, 
die sich deutlich von der Entwicklung im Heimatland unterschei­
den. Um dieser Frage nachzugehen, wollen wir uns zunächst die 
Ursachen der Migration von Türken in die Bundesrepublik ins 
Gedächtnis rufen.

Kurzer Abriß der Migration und ihrer Ursachen2
Mit Beginn des >Wirtschaftswunders< in der BRD der fünfziger 
Jahre wuchs auch der Bedarf der westdeutschen Industrie an
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Arbeitskräften. Zwar gab es 1954 noch 1,4 Millionen Arbeits­
lose, aber ihre beständige Abnahme ließ die Industrie vermu- '
ten, daß Arbeitskraft bald eine Mangelware sein würde, und 
die Arbeitslosen konnten erwarten, daß auch sie in absehbarer 
Zeit einen >attraktiven< Arbeitsplatz finden würden; deshalb 
blieben schlechtbezahlte, schmutzige Arbeitsplätze unbesetzt. 
Folgerichtig begann bereits 1952 die privatwirtschaftliche 
Anwerbung von Ausländern. 1954 waren es bereits 73.000 
angeworbene Arbeitsemigranten. Die systematische Anwerbung 
begann 1955 durch den Abschluß eines Anwerbeabkommens 
mit Italien. Weitere Abkommen mit Spanien und Griechenland 
(1960), mit der Türkei (1961), Marokko (1963), Portugal 
(1964), Tunesien (1965) und Jugoslawien (1968) folgten. Die 
Anwerbung erfolgte über >Deutsche Kommissionen< der Bun­
desanstalt für Arbeit in den Anwerbeländern. Die türkische 
Regierung unterstützte die Anwerbung in der Hoffnung, daß 
durch die Arbeitsemigranten Devisen zurückfließen würden, 
und um die hohe städtische Arbeitslosigkeit in Folge der Land­
flucht zu mildern. So war es nicht verwunderlich, daß die Kom­
missionen sich aus einem breiten Angebot jene Anwerbewilli- 
gen aussuchen konnten, die den Vorstellungen der westlichen 
Industrie entsprachen. Dabei spielte die körperliche Gesund­
heit ebenso eine Rolle wie bestimmte handwerkliche Fähigkei­
ten und Kenntnisse, was in der türkischen Industrie zum Teil 
zu einem verstärkten Facharbeitermangel führte3. Es handelte 
sich bei den Angeworbenen also keineswegs generell um margi- 
nalisierte Bauern aus Ostanatolien, wie dies teilweise dargestellt 
wird4. Diese einer Klischeevorstellung entsprechenden Migran­
ten gab es zwar auch, doch der typische Werdegang eines 
Migranten dürfte eine Migration in Etappen sein: Er selbst 
oder schon seine Eltern waren vom Land in die Kreisstadt, von 
dort in die Großstädte (Ankara, Istanbul, Izmir ...) gezogen.
Diese städtische Sozialisation liegt zwischen der ländlichen 
Herkunft und dem Sprung in die Bundesrepublik und prägte 
auch das Weltbild des Migranten im Sinne einer größeren Auf­
geschlossenheit gegenüber neuen Erfahrungen. Die Wurzeln 
der Reislamisierung unter Türken in der BRD durch Hinweis ,
auf die Herkunft aus ländlichen, traditionell religiösen Gebieten 
fassen zu wollen, entspricht deshalb in vielen Fällen nicht den >
Tatsachen. }
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Die Arbeils- lind Lebensbedingungen, welche die Angewor­
benen in der BRD vorfanden, waren in vieler Hinsicht entwürdi­
gend. Hanns Thomii-Venske spricht in diesem Zusammenhang 
von der >Unterschichtung< der Sozialstruktur durch die Immi­
granten, das heißt, sie nehmen hinsichtlich beruflicher Stellung, 
Einkommen und Wohnsituation die untersten Positionen ein5. 
Für die Arbeitsemigranten war dies zunächst dennoch ein 
akzeptabler Zustand, denn bis zum Ende der sechziger Jahre 
kamen fast alle in der Erwartung eines lediglich vorübergehen­
den Arbeitsaufenthalles in die BRD. Ihr Motiv bestand in der 
Regel darin, in kurzer Zeit möglichst viel Geld anzusparen, um 
sich damit in der Heimat eine gesicherte Existenz aufbauen zu 
können. In Anbetracht dieser Perspektive hielt sich zunächst 
auch der Nachzug von nichtarbeitenden Familienangehörigen 
in engen Grenzen. Auch die diskriminierenden Bedingungen 
(Leben in fabriknahen Massenunterkünften als soziale Außen­
seiter), unter denen die Arbeitsemigranten von jeher in der BRD 
arbeiten und leben mußten, führten — da sie von den Betroffe­
nen als vorübergehendes Übel angesehen wurden — zu keinerlei 
nennenswerten politischen Konflikten.

Diese kurzfristigen Rückkehrabsichten harmonisierten mit 
dem Konzept von deutscher Seite, daß über eine >freiwillige 
Rotation« der ausländischen Arbeitskräfte eine Gewöhnung 
oder gar Integration in die Gesellschaft der BRD vermieden 
würde. Die Unterbringung in fabriknahen, von der Restgesell­
schaft abgesonderten Wohnheimen macht deutlich, daß von 
deutscher Seite die Integration nicht erwünscht war. Und auch 
der wachsende Anteil von Türken unter den Angeworbenen 
paßt in dieses Konzept, denn diese Menschen, aus einem ande­
ren Kulturkreis kommend, ließen vermuten, daß bei ihnen die 
>Gefahr< einer Integration in die deutsche Gesellschaft gering sei.

Im Verlauf der siebziger Jahre zeigte sich jedoch, daß die ^ei- 
willige Rotation« in immer geringerem Umfang funktionierte, 
sich im Gegenteil die Aufenthaltsdauer der ausländischen Arbei­
ter verlängerte. »Für eine zunehmende Zahl ausländischer 
Arbeiter erwies sich die Rückkehrorientierung als Rückkehr­
illusion. Die weitgesteckten Sparziele ließen sich angesichts der 
Lebenshaltungskosten und der Inflationsraten nicht kurzfristig 
erreichen. Viele Ausländer hatten überdies die Erfahrung 
gemacht und verbreitet, daß die Existenz als Kleinuntemehmer
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in der Heimat nur geringe Produktionschancen auf Dauer bot. 
Aus diesen Gründen nahm die Verweildauer in der Bundesrepu­
blik zu, die Rückwanderungsquote ab. Zugleich schwand ten­
denziell die Motivation zum Verzicht auf normale Lebensbe­
dürfnisse wie Privatleben in der eigenen Wohnung, Familien­
leben, Konsum. In steigendem Maße verließen ausländische 
Arbeiter die Firmenbaracken, suchten sich Unterkünfte auf dem 
Wohnungsmarkt und ließen ihre Ehepartner nachkommen. Die 
Anwerbung der Ehepartner der in der Bundesrepublik arbeiten­
den Ausländer wurde sogar durch Staat und Betriebe gefördert, 
zum einen mit dem Ziel der sozialen Stabilisierung durch die 
dafür bewährte Instanz der Familie, zum anderen mit dem Ziel, 
die Betriebsbindung zu erhöhen und die kostenträchtigen Fluk­
tuationsraten zu reduzieren.«6 Selbstverständlich bedeutete dies 
auch den Nachzug der in der Türkei verbliebenen Kinder der 
Ehepaare und die Gründung neuer Familien in der Bundesrepu­
blik. In steigendem Maße wuchs so die >zweite Ausländergenera­
tion« heran, die das Herkunftsland der Ellern zumeist nur aus 
der frühen Kindheit oder durch Ferienaufenthalte kennt. Diese 
zweite Generation war mehrheitlich in der Türkei nicht mehr zu 
Hause, konnte in der Bundesrepublik aufgrund täglich erfahrba­
rer Diskriminierung und unsicherer Zukunftsaussichten jedoch 
nur schwer heimisch werden.

Als Ergebnis dieses Prozesses war das Rotationsprinzip in 
beiderseitigem Einverständnis einem zunehmenden Dauer­
aufenthalt gewichen, ohne daß es für diesen Zustand einen Sta­
tus der Rechtssicherheit gegeben hätte. Als problematisch wurde 
diese Entwicklung von deutscher Seite erst gesehen, als in den 
siebziger Jahren sich die Entwicklung der Arbeitslosigkeit von 
der Konjunkturentwicklung abzukoppeln begann: Mit dem Ein­
setzen der Wirtschaftskrise 1973-1975 stieg die Arbeitslosigkeit 
in der Bundesrepublik zum erstenmal wieder über die Millio­
nengrenze, und das Fortbestehen hoher Arbeitslosigkeit in der 
folgenden Aufschwungphase ließ sichtbar werden, daß die frü­
here Situation eines Arbeitskräftemangels nunmehr auf Jahre 
hinaus einer Phase des Überangebots gewichen war.

Die Behandlung dieses Problems durch Regierung und Par­
teien erfolgte — mit umgekehrten Vorzeichen — nach der gleichen 
Logik wie die Anwerbung in den Jahrzehnten davor: Die Gründe 
der Anwerbung waren ökonomisch gewesen; nun jedoch hatte
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der Mohr seine ökonomische Schuldigkeit getan, er konnte gehen. 
Daß mit der Anwerbung auch soziale Tatsachen geschaffen wor­
den waren, daß man Arbeitskräfte gerufen hatte, aber Menschen 
gekommen waren (Max Frisch), wurde weitgehend übersehen.

1973 wurde als erstes ein Anwerbestopp verfügt. Ffinzu kam 
als arbeitsmarktpolitische Maßnahme das Inländerprimat (ein 
hier lebender Ausländer erhält erst dann einen Arbeitsplatz, 
wenn sich dafür kein deutscher Arbeitssuchender findet). 
Gerade für die Türken als Nicht-EG-Ausländer wirkte sich dies 
drastisch aus: Sie waren weit überdurchschnittlich von der stei­
genden Arbeitslosigkeit betroffen, mußten aber bei der Inan­
spruchnahme von Arbeitslosenunterstützung oder gar Sozial­
hilfe damit rechnen, nach dem Ausländergesetz die Aufenthalts­
berechtigung zu verlieren. Als staatlicherseits erwünschte Folge 
dieser Politik ging die Zahl der Ausländer in der BRD von rund 
zwei Millionen 1973 (darunter 600.000 Türken) bis 1978 um 
rund 650.000 zurück. Hauptsächlich durch den Nachzug von 
Familienangehörigen stieg diese Zahl bis Anfang der achtziger 
Jahre wieder auf den Stand von 1974 an. Der Nachzug von 
Familienangehörigen drückt deutlich den Wunsch der verbliebe­
nen Ausländer nach einem weiteren Daueraufenthalt in der Bun­
desrepublik aus.

Als Reaktion auf den zunehmenden Daueraufenthalt vor 
allem der türkischen Familien entstand zu Beginn der achtziger 
Jahre ein grundlegender Wandel in der Ausländerpolitik. Die 
bislang bewußt vermiedene Forderung nach >Integration< wurde 
zum Zentralthema. Immer deutlicher wurden vor allem türkische 
Familien (aufgrund der besonderen kulturellen Unterschiede) 
vor die Wahl gestellt, entweder zuriickzukehren oder sich zu 
>integrieren<. Die Forderung der Politiker nach Integration meint 
in diesem Zusammenhang jedoch fast immer die grundsätzliche 
Preisgabe der eigenen Identität, um Deutsche zu werden. In sei­
ner Regierungserklärung vom 13.10.1981 stellte der damalige 
Berliner Regierende Bürgermeister von Weizsäcker fest:

»Nach Auffassung des Senats müssen unsere ausländischen 
Mitbürger auf die Dauer zwischen zwei Möglichkeiten wählen:
— entweder Rückkehr in ihre alte Heimat; hierzu wird der Senat 

materielle Anreize und Hilfestellungen geben;
— oder Verbleib in Berlin; dies schließt die Entscheidung, auf

Dauer Deutsche zu werden, ein.
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Keine Dauerlösung ist dagegen der dritte Weg: nämlich hier­
zubleiben, aber nicht und nie Berliner werden zu wollen.«7

Im selben Jahr erklärte das Baden-Württembergische Innen­
ministerium: »Integration erfordert also — je nach Herkunftsland 
unterschiedlich — von den Ausländern die Bereitschaft, Teile der 
eigenen kulturellen und religiösen Identität aufzugeben.«8

Es geht also nicht um die Forderung nach Integration als 
äußerliche Anpassung an die fremde Gesellschaft; es wird viel­
mehr die undurchführbare Forderung nach Preisgabe der eige­
nen Identität gestellt: »Die ... notwendige soziale Anpassung 
kann der Wanderer bis zu einem gewissen Grade instrumenteil 
betreiben, indem er sich bewußt in der Handhabung der sozialen 
Techniken übt. Anders ist dies mit der Ich-Identität als Kern­
stück der kulturellen Anpassung. Ihr gegenüber kann das Indivi­
duum keinen unabhängigen Standort wählen, der einen distan­
zierten Umgang mit ihr erlauben würde, weil sie selbst der letzte 
und nicht mehr transzendierbare Bezugspunkt jedes menschli­
chen Handelns überhaupt ist.« 9

Wo immer in der Geschichte ein Wandel der kulturellen und 
religiösen Identität gesellschaftlicher Gruppen stattgefunden hat, 
geschah dies nicht auf Beschluß der Betroffenen, sondern als 
allmähliche Reaktion auf gesellschaftlichen Wandel. Identitäts­
findung ist kein Akt intellektueller Einsicht, sondern sozialer 
Erfahrung, insbesondere der Erfahrung, mit einer neuen, gewan­
delten Identität auch für die Zukunft ein Gefühl der Sicherheit 
und Stabilität erwarten zu dürfen. Die unsichere Zukunftsper­
spektive der Ausländer in der Bundesrepublik steht dem diame­
tral entgegen und führt zu Versuchen, sich der eigenen Identität, 
die durch den Integrationszwang bedroht wird, zu versichern. 
Damit ist auch der Nährboden bereitet für die Ausnutzung der 
Verunsicherung durch islamische Fundamentalisten unter den 
Türken in der Bundesrepublik.
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Organisatorische Strukturen und politische 
Praxis der islamischen Fundamentalisten in 
der Bundesrepublik

Seit Mitte der siebziger Jahre begannen islamisch-fundamentali­
stische Organisationen sich in der Bundesrepublik verstärkt zu 
etablieren. Neben der MSP, die hier unter dem Namen Organi­
sation der Nationalen SichK gegründet wurde, und ihren Jugend­
organisationen haben die Nurculuk-Bewegung und die Süley- 
mancilik-Bewegung, die in der Türkei wie alle Orden offiziell 
verboten sind, einen großen feil ihrer Aktivitäten in die Bundes­
republik verlagert. Auch die MHP versucht, mittels religiöser 
Propaganda die türkischen Arbeitsemigranten für ihre Ziele zu 
gewinnen l0.

Die Organisationen der MSP und der MHP konzentrieren 
sich in der Bundesrepublik in ihrer Arbeit verstärkt auf die kul­
turellen und religiösen Aspekte, »weil sie in diesem Bereich 
geringeren Beschränkungen durch das Ausländergesetz unter­
worfen sind als im politischen Bereich«". Außerdem erhalten 
>kulturelle< und »religiöse« Veranstaltungen leichter die Geneh­
migung und Unterstützung seitens deutscher Institutionen. Die 
MHP versteckt sich teilweise erfolgreich hinter Vereinsnamen 
wie Kultur-, Idealisten-, Beislandsverein, Nationaler Ideenver­
ein, Islamischer Verein (Stuttgart), Verein zum Aufbau und zur 
Förderung der ... Moschee (z. B. in Frankfurt). Ihre europäische 
Dachorganisation, zu der in der BRD etwa 110 Zweigorganisa­
tionen gehören, nennt sich »Föderation der demokratisch-ideali­
stischen Türkenvereine in Europa«. Als Kulturveranstaltung 
getarnt, konnte die MHP beispielsweise im Oktober 1978 eine 
Veranstaltung mit ihrem Führer Türke§ durchführen, zu der 
10.000 Teilnehmer kamen l2.

Auch bei den der MSP nahestehenden Vereinen wird vor 
allem der religiöse Charakter unterstrichen: »Islamisches Zen­
trum«, »Islamische Union«, »Islamischer Kulturverein« etc. sind 
typische Namen. 126 dieser Vereine sind in der »Türkischen 
Union in Europa« zusammengeschlossen. Dieser Dachorganisa­
tion angegliedert ist die »Union der islamischen Jugend in 
Europa«. Die MSP-Organisationen arbeiten politisch teilweise 
mit der MHP zusammen. Zur Zeit der Regierungen der Natio-
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nalen Front in der Türkei (1974-1977), an denen auch MSP und 
MHP beteiligt waren, wurde der Aufbau beider Parteien in der 
Bundesrepublik seitens der türkischen Konsulate massiv geför­
dert 13.

Besondere Verbreitung in der Bundesrepublik hat die Süley- 
mancihk-Bewegung gefunden. Sie ist in den islamischen Kultur- 
zentren< organisiert, die seit dem Frühjahr 1979 »in der Bundes­
republik einen bedeutenden ausländerpolitischen Faktor darstel­
len« 14. Nach Aussagen des Vertreters des Islamischen Weltkon­
gresses in Bonn ist die vom Islamischen Kulturzentrum Köln 
geleitete Süleymancilik-Bewegung der »weitaus größte islami­
sche Gemeindeverband in der Bundesrepublik. ... Mit 134 
Gemeinden und mehr als 160 Predigtstätten oder Moscheen 
organisiert sie nahezu sechzig Prozent aller religiösen moslemi­
schen Vereinigungen im Bundesgebiet«

Die Süleymancilik-Bewegung macht sich bei ihrer Strategie 
in der Bundesrepublik die weitgehende Unkenntnis der türki­
schen Sprache bei deutschen Stellen zunutze; in ihren deut­
schen Verlautbarungen betont sie »ihren Integrationswillen, die 
Bereitschaft zu einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit mit 
den staatlichen Instanzen< und die Anerkennung der Verfassung 
der Bundesrepublik«ift. In ihren türkisch-sprachigen Publikatio­
nen bezieht sie islamisch-fundamentalistische und rechtsextre­
mistische Positionen. So erklärte der Hauptimam der Islami­
schen Kulturzentren, Tüyloglu, am 14. Juni 1979 in Reckling­
hausen: »Ich werde so lange kämpfen, bis es von Zypern bis 
Oslo überall Koranschulen und Moscheen gibt und die türki­
schen Fahnen wehen.«17 Die Vorstellungen der Islamischen 
Kulturzentren von >Verständigung< werden deutlich in folgen­
dem Zitat: »Wer uns nicht glaubt, ist ein Feind der muslimi­
schen türkischen Nation. Ich werde all diese Menschen mit der 
Wurzel ausrotten. Ich zeige euch die Leute, die unsere Gegner 
sind, die die Welt zerstören. Mit Allah gehen wir zu ihnen und 
vernichten sie. Ihr wißt, was ihr zu tun habt.« 18 (Siehe dazu 
auch die Zitate aus Anadolu, dem Sprachrohr der Süleymanci­
lar in der Bundesrepublik, Seite 43).

Ein Beispiel für den Erfolg der Tarnungsstrategie der Islami­
schen Kulturzentren bietet die Überweisung einer beträchtlichen 
Geldsumme an das IKZ Köln durch den Kölner Erzbischof Kar­
dinal Höffner; als Motiv nannte er: »... aus Hilfsbereitschaft den
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Moslems gegenüber und zur Förderung der Verständigung zwi­
schen Christen und Moslems« w.

Kurzfristiges Ziel der Islamischen Kulturzentren ist die Aner­
kennung als Körperschaft des öffentlichen Rechts, die am 
1.3.1979 von der Kölner Zentrale beim Kultusministerium in 
Düsseldorf beantragt wurde. Mit dieser Anerkennung hätten die 
Kulturzentren das Recht, Steuern zu erheben, öffentlich aner­
kannte Urkunden im familien- und privatrechtlichen Bereich 
auszustellen, die Erteilung von islamischem Religionsunterricht 
an den Schulen zu fordern, Vertreter in gesellschaftliche und 
politische Gremien zu entsenden, Repräsentation in den Mas­
senmedien zu verlangen. Die Folge einer solchen Anerkennung 
wäre, »daß eine einzelne islamische Sekte, die zwar einen hohen 
Organisationsgrad besitzt, zu der aber nur ein geringer Teil der 
türkischen Moslems gehört, zum Vertreter aller Moslems in der 
Bundesrepublik gemacht würde. (Nur vier Prozent der 1,5 Mil­
lionen Moslems in der Bundesrepublik sind eingetragene Mit­
glieder in islamischen Gemeinden und Vereinen).«20

Eine klare Unterscheidung zwischen den einzelnen Gruppie­
rungen der islamischen Fundamentalisten in der Bundesrepublik 
ist nur schwer zu treffen. Bei graduellen Abstufungen, unter­
schiedlichen Vorstellungen von der Umsetzung ihrer Ideologien 
in politische Aktionen und dem personalpolitischen Streit, unter 
wessen Führung alles geschehen soll, vertreten sie gemeinsam 
folgende Inhalte:

»Sie betrachten sich als Kader und Speerspitze zur Verände­
rung der politischen Verhältnisse in der Heimat — im Sinne der 
Schaffung einer »Islamischen Republik Türkei^«21 Sie wenden 
sich gegen jede Form der Integration und damit >Verwestlichung< 
der Muslime. Dies betrifft insbesondere den Bereich der Erzie­
hung, die Stellung der Frau und die Sexualmoral. So heißt es in 
einem Flugblatt des Vereins zur Förderung der Hagia-Sophia- 
Moschee in Berlin unter der Überschrift »Aufruf an die Welt des 
Islam — Erwacht!«:

»Ein Bildungssystem, das eine unmoralische Weltanschauung 
des Westens beinhaltet, zwingt uns bedauerlicherweise, gegen 
unseren Willen unsere Kinder zur Schule zu schicken. Ungläubig 
erzogene Moslemkinder haben wir dann als Endprodukt. Mos­
lemkinder, die deutsche Schulen besuchen, werden nicht nur 
eitern- und heimatfeindlich, sondern stehen auch unter einem
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der schlechtesten Einflüsse und neigen zu ethisch minderwerti­
gen Gewohnheiten. Beispiel: Schüler und Schülerinnen dürfen in 
den Schulen rauchen und Alkohol genießen. Sie können leicht 
drogenabhängig werden. Lehrer- und Schülerkontakte sind ver­
gleichbar mit Inhalten billiger Sexfilme.«22

Über die Stellung der Frau heißt es in einem Aufruf an die 
>Muslimischen Schwestern^ herausgegeben vom Islamischen 
Jugendverein in Europa, Zweigstelle Berlin (MSP-Organisation) 
im April 1980: »Du wurdest jahrelang zur Dienerin des Imperia­
lismus, vom Edelstein zum Stein gemacht. Mit der Krankheit der 
Nachahmung, mit der Modekrankheit wurdest du einer affen­
ähnlichen Nation angepaßt. Es ist nun die Zeit gekommen, daß 
man diese unmoralischen Ziele stoppt. ... Erkenne diejenigen, 
die dich von deinen Eigenschaften durch Zivilisation und Revo­
lutionsgerede entfernen wollen. Dein größter Schlag gegen den 
Laizismus des unmoralischen Ausbeutungssystems ist dein isla­
mischer Schleier. Dein islamischer Schleier wird das laizistische 
System an seinen Wurzeln erschüttern.«23

Zur Propagierung ihrer Ideologien führen die verschiedenen 
Organisationen auch Korankurse durch, die wie die anderen 
Aktivitäten der Vereine durch Teilnehmerbeiträge, freiwillige 
und unfreiwillige Spenden und auch finanzielle Zuwendungen 
seitens islamischer Staaten wie Saudi-Arabien und Libyen finan­
ziert werden24. Über die Zahl der türkischen Kinder, die einen 
Korankurs besuchen, können keine präzisen Angaben gemacht 
werden. Der Verband der türkischen Lehrer in Nordrhein-West­
falen geht von siebzig bis achtzig Prozent der Grundschüler 
aus25. Auch wenn diese Zahl für den Bundesdurchschnitt zu 
hoch angesetzt sein dürfte, ist hier ein Umfang der politischen 
Einflußnahme islamischer Fundamentalisten deutlich, der er­
schreckt.

Neben den eher >religiösen< Aktivitäten der verschiedenen 
Organisationen finden sich immer wieder auch offen politische 
Aktionen. Diese reichen von Demonstrationen, Überfällen auf 
Flugblattverteiler linker türkischer und kurdischer Organisatio­
nen über Einschüchterungen in Wohnheimen türkischer Arbei­
ter bis zu Drohungen und Mord. So wurde in Berlin mit der 
Parole »Wer uns im Weg steht, muß getötet werden — wer Allah 
hebt, muß zuschlagen« eine Gruppe von Mitgliedern des »Türki­
schen Demokratischen Arbeitervereins<, die Flugblätter gegen
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den drohenden Militärputsch in der Türkei verteilten, von einer 
Schlägertruppe, die aus der Mevlana-Moschee (MSP) kam, 
angegriffen. Dabei wurde Celalettin Kesim, Lehrer und Mitglied 
der IG Metall, erstochen2<’.

Sicher sind es nicht derartige Taten, die unter Türken in der 
Bundesrepublik die Bereitschaft wachsen lassen, ihre Kinder in 
Korankurse zu schicken oder sich einer fundamentalistischen 
Moschee anzuschließen. Im Gegenteil wäre es für viele türkische 
Eltern wünschenswert, wenn ihre Kinder eine religiöse Unter­
weisung erhielten, die weniger doktrinär und reaktionär sein 
sollte als die Korankurse der Fundamentalisten. Der Wunsch 
hiernach wird immer wieder geäußert, aber bislang besitzen die 
islamischen Fundamentalisten beinahe ein Monopol für die 
Unterweisung im Koran in der Bundesrepublik. Andererseits 
zeigt die Tatsache, daß häufig trotz Kritik an Form und Inhalt 
der Kurse die Kinder zum Besuch angehalten werden, daß die 
traditionelle Religion für viele Türken in der Bundesrepublik an 
Bedeutung gewonnen hat. Um die Hintergründe dieser Reislami­
sierungstendenzen in der BRD soll es im folgenden gehen, 
genauer gesagt, um den Zusammenhang von Integrationszwang 
und Reislamisierung.

Faktoren der Reislamisierung unter Türken 
in der Bundesrepublik
Im ersten, die Türkei betreffenden Teil dieser Arbeit haben wir 
dargestellt, wie das Faktorenbündel von ökonomischer und 
sozialer Verelendung bzw. Marginalisierung im Zusammenhang 
mit der ideologisch-religiösen Situation der Betroffenen den 
Unterschied zwischen rückwärtsgewandler und fortschrittlicher 
Ideologie ausmacht. Allgemein gesehen gilt dies sicher auch für 
die Türken in der Bundesrepublik, wobei hier häufig die ökono­
mischen, sozialen und ideologisch-religiösen Komponenten 
unter dem Begriff >Kulturschock< subsumiert werden. Die Türkei 
wird dabei als geschlossener Kulturkreis dargestellt, aus dem die 
Arbeitsemigranten in den grundsätzlich verschiedenen Kultur­
kreis der Bundesrepublik geraten. Diese Darstellung unter-
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schlägt zwar die ökonomische, soziale und ideologisch-religiöse 
Heterogenität innerhalb der Türkei, die sich auch unter den 
Arbeitsemigranten widerspiegelt, trifft aber insofern tatsächlich 
zu, als die Migration aus dem Entwicklungsland Türkei in das 
Industrieland Bundesrepublik alle Faktoren im Sinne einer Mar­
ginalisierung beeinflußt: Die Türken in der Bundesrepublik sind 
ökonomisch gesehen am schlechtesten entlohnt, am stärksten 
von Arbeitslosigkeit betroffen, sozial diskriminiert, und ihre 
ideologisch-religiöse Identität wird nicht oder nur als minder­
wertig anerkannt. Insofern ist es berechtigt, den allgemeinen 
Begriff des Kulturschocks zu verwenden, wo es um die Darstel­
lung der Situation der türkischen Migranten im allgemeinen 
geht.

Während der Begriff einen objektiven Tatbestand umschreibt, 
ist jedoch zugleich festzustellen, daß dieser Kulturschock subjek­
tiv von den Betroffenen sehr unterschiedlich erfahren werden 
kann. Wie bedrohlich er empfunden wird, hängt dabei neben der 
Sozialisation in der Türkei in erster Linie davon ab, unter wel­
cher Perspektive sich die Arbeitsemigranten in der Bundesrepu­
blik aufhalten: Die Hoffnung auf rasche Rückkehr bei den ersten 
Migranten machte ihnen die Situation hierzulande erträglich, 
denn so sehr sie hier Unterschicht waren, so sehr bestand doch 
die Hoffnung, daß eine Zukunft des sozialen Aufstiegs als Rück­
kehrer in der türkischen Gesellschaft folgen würde. Diese sub­
jektive Erträglichkeit des Kulturschocks schwand jedoch mit der 
Zerstörung der Rückkehrillusion. Es entstand damit eine gespal­
tene Situation:
— Einerseits war die Rückkehr aktuell nicht möglich, und es ent­

stand der Wunsch, sich für einen längeren Aufenthalt in dem 
fremden Land häuslicher einzurichten;

— andererseits führte gerade der Kulturschock zu dem Wunsch, 
eines Tages in die vertraute Heimat zurückzukehren. Das aber 
ist nur möglich bei Beibehaltung der türkischen Identität.

Schon der hierzulande übliche Begriff des >Gastarbeiters< ver­
weist auf diese problematische Situation. »Aus der Geschichte 
der Einwanderer in Nordamerika, Brasilien, Australien usw. wis­
sen wir, daß die Sozialisation denen am schwersten fiel, die — 
wie die türkischen Gastarbeiter in Deutschland — den größten 
soziokulturellen Abstand zur Aufnahmegesellschaft hatten. 
Schwieriger noch als die Situation der Auswanderer ist die Situa-
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tion des Gastarbeiters. Der Auswanderer wechselt von einer 
Gesellschaft zur anderen in der Regel endgültig. Dagegen weiß 
der Gastarbeiter nicht, ob er überhaupt wechselt; er liegt mit 
seinem Status zwischen dem Touristen und dem Auswan­
derer.«-7

Diese gespaltene Situation trifft nun auf eine deutsche Gesell­
schaft, die die Arbeitsemigranten selbst gerufen hatte, ihren Ver­
bleib beförderte, ohne als Anwerbekriterium den Willen zur 
Integration« vorauszusetzen, die aber nun von den Migranten die 
Preisgabe der türkischen Identität fordert. Dieser wachsende 
Integrationsdruck führt auf türkischer Seite zu dem Bemühen, 
sich verstärkt der eigenen Identität zu versichern. »Wir haben 
z. B. mit mehreren Frauen gesprochen, die nach ihrer Ankunft in 
der Bundesrepublik die Kleidung trugen, die sie auch schon in 
der türkischen Großstadt getragen hatten, nämlich weite Röcke 
oder enge Hosen. Erst nach einigen Jahren übernahmen sie hier 
die auch von ihnen selbst als >typisch türkisch« verstandene Klei­
dung — Kopftuch und weite Hose unter dem Rock —, um Zuge­
hörigkeit und Identität demonstrieren zu können. Die gleiche 
Kleidung hätten sie in Ankara oder Istanbul als rückständig oder 
als Symbol der Unterdrückung abgelehnt. Die Einschränkungen 
und Deprivationen, die sie im Zuge des Deutschlandaufent­
halts erfahren hatten, ließen diese Motive aber gegenüber dem 
Wunsch, Identität symbolisch auszudrücken, in den Hintergrund 
treten.«2S

In diesem Zusammenhang ist es besonders interessant, »daß 
angesichts des auf sie einstürmenden Identitätskonflikts in der 
Fremde ... manche Türken, die als >Atheisten< in die Bundes­
republik gekommen waren, erst hier zu praktizierenden Musli­
men wurden — so wie sie sich auch auf andere nationale Tradi­
tionen besannen. Das geschah angesichts mangelnder Anleitung 
zur Identitätsbildung leider bisher mehr im Rückzug denn als 
Ergebnis eines Prozesses produktiver Auseinandersetzung.«29 
Denn produktive Auseinandersetzung mit der Wirklichkeit, wie 
sie die Arbeitsemigranten in der Bundesrepublik vorfinden, 
hätte zur Voraussetzung eine (nicht nur verbale) Achtung vor 
der türkischen Kultur und den sozialen und kulturellen Interes­
sen der Türken in der Bundesrepublik. Die Behandlung der 
Arbeitsemigranten als ökonomische Manövriermasse steht dem 
im Wege; ebenso die Jahrhunderte alte Vorurteilstradition des
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>christlichen Abendlandes« von der Überlegenheit seiner Kultur 
und der Minderwertigkeit des Islam als Religion.

Da bislang eine positive Entwicklung in diese Richtung nicht 
abzusehen ist, wird auch weiterhin der Rückzug auf tatsächliche 
und vermeintliche nationale und religiöse Traditionen für viele 
Türken der einzige »Ausweg« bleiben. Damit wächst auch der 
Druck auf jene in der Bundesrepublik lebenden Türken, die als 
schwächste Glieder die Hauptlast des Emigrantendaseins tragen 
müssen: Gerade weil die Reislamisierung ein Rückzug und 
keine produktive Auseinandersetzung ist, verstärkt sich die 
Unterdrückung der Frau, und die Kinder werden autoritärer als 
in der Türkei erzogen, um sie vor einer deutschen Identitätsbil­
dung zu »bewahren«. So kann man feststellen, »daß die türki­
schen Arbeitnehmer durch die Bedingungen ihrer beruflichen 
Situation in Deutschland eher in ihren traditionellen Erzie­
hungszielen bestärkt werden, als daß eine Umorientierung in 
Richtung auf eine flexiblere Ausrichtung an der Persönlichkeits­
entwicklung des Kindes zu erwarten ist und Selbstverantwor­
tung gegenüber Gehorsam als Erziehungsziel an Bedeutung 
gewinnt«3tl.

Dabei ist insbesondere festzustellen, daß Verhaltensweisen, 
die hier in der Bundesrepublik als typisch türkisch erscheinen, in 
der Türkei längst der Vergangenheit angehören, zum Teil sogar 
völlig unbekannt sind: »Es gibt in Bielefeld einen Teil der türki­
schen Frauen, ich schätze ihn auf zwanzig bis dreißig Prozent, 
der nur zu Hause arbeitet. Sie sind soweit eingeschränkt auf den 
Kontakt mit ihren Familienmitgliedern, daß sie nicht einmal in 
Läden zum Einkäufen gehen. Hier sieht man diese Frauen nie. 
Erst in der Türkei konnte ich solche Frauen kennenlernen. Sie 
waren krank aus Deutschland zurückgekehrt. Dieses isolierte 
Leben hier ist nicht kulturtypisch, wie man oft annimmt. Es ist 
gegenüber dem Leben, das diese Frauen in der Türkei hatten, 
meist eine einschränkende Änderung. Im Dorf wird die Arbeit 
teilweise von Frauen gemeinschaftlich verrichtet. Nach der 
Arbeit finden sich Männer und Frauen zum Gespräch auf der 
Veranda vor dem Haus. Die Isolation der Frauen als Ausdruck 
vorgeblich islamischer Moralstrenge ist eine Neuerung für diese 
Frauen, die gerade hier in der Immigration zur Norm erhoben 
wird. Was dieses isolierte Dasein für die Frauen bedeutet, kann 
man sich ausmalen, aber wir sollten auch im Auge behalten, was
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die Folgen für die Familiendynamik und insbesondere die Kin­
der sind.«31

Diese Situation ihrerseits schafft einen Nährboden für die 
Aktivitäten islamischer Fundamentalisten, der fruchtbarer ist als 
in der Türkei selbst. Hier finden islamische Sekten ein Betäti­
gungsfeld, von dem sie in der Türkei nur träumen können: »Was 
sich als Terror gegen Einzelpersonen darstellt, ist Bestandteil 
einer umfassenden Strategie türkischer Rechtsextremisten. Deut­
lich wird dies an einem Vorfall, der sich gegen die Arbeiterwohl­
fahrt, ... aber auch gegen die Sozialabteilung der Bezirksämter 
und gegen Familiengerichte (in Berlin/d. Verf.) wendete. Der 
Arbeiterwohlfahrt wurde anonym ein Flugblatt zugeschickt, ver­
faßt von der Hagia-Sophia-Moschee in Berlin-Moabit. Die 
Arbeiterwohlfahrt wird darin beschuldigt, Mädchen von ihren 
Eltern zu entfernen und in Heimen unterzubringen, die Brut­
nester für Prostitution, Heroinhöhlen und Herbergen für Lesbie- 
rinnen seien. ... Hintergrund sind die sich ständig verschärfen­
den Spannungen in türkischen Emigranten-Familien. Die hier 
aufgewachsenen Töchter ertragen die Konflikte zwischen deut­
scher und türkischer Kultur nicht mehr. Sie sehen sich in der 
Schule Anforderungen gegenüber, die im Gegensatz zu denen 
ihrer Eltern an sie stehen. Viele türkische Mädchen möchten von 
zu Hause Weggehen, oft nachdem sie mißhandelt wurden und 
sogar Selbstmord versucht hatten, ln Beratungsstellen hat man 
den Eindruck, daß die Zahl geschlagener Töchter und Ehe­
frauen ständig zunimmt. Ursache ist das Leben der Frauen und 
Männer als Außenseiter in zwei Kulturen und zwischen zwei 
Kulturen; ihr Dasein als diskriminierte Minderheit, der eine 
Identität geraubt wurde und die als Arbeitskräftereserve ihre 
Zukunft nicht planen kann.« 32

Das heißt auch: Solange von deutscher Seite den in der Bun­
desrepublik lebenden Türken nur die Wahl gelassen wird, sich 
zu >integrieren< oder zu gehen, eine Entscheidung, die den 
Betroffenen als Wahl zwischen Pest und Cholera erscheinen 
muß, trägt die deutsche Gesellschaft Mitverantwortung für die 
Gewalttätigkeiten einer extremen Reislamisierung. Insofern 
sollte dieses Thema keineswegs nur Gegenstand akademischen 
Interesses sein.
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Kapitel 9
Reislamisierung und Modernisierung 
Eine entwicklungspolitische Schluß­
betrachtung

Hans Henles Standardwerk Der neue Nahe Osten faßte 1971 die 
Rolle des Islam in dem Schlußsatz zusammen: »Der Islam gleicht 
heute mehr und mehr der orthodoxen Kirche im vorrevolutionä­
ren Rußland — eine Mumie in pittoresken Gewändern.«1 Ent­
gegen dieser damals weitverbreiteten Auffassung erwies sich 
wenige Jahre später die »Mumie« als erstaunlich lebendig. Das 
Erstaunen und Erschrecken, das die »Islamische Revolution« in 
Iran in den westlichen Industrieländern auslöste, bezog sich fol­
gerichtig insbesondere auf die Tatsache, daß »so etwas« in der 
heutigen Zeit überhaupt noch möglich sei. Wir wollen in diesem 
Schlußkapitel am Beispiel der Türkei zusammenfassend die gro­
ßen Linien verfolgen, die diesen Wandel im Nahen Osten, aber 
auch die Hintergründe und Ursachen des Erstaunens und 
Erschreckens in den Metropolen verständlich machen.

I.
In seinem religionskritischen Aufsatz Die Zukunft einer Illusion 
schrieb Sigmund Freud: »Der wissenschaftliche Geist erzeugt 
eine bestimmte Art, wie man sich zu den Dingen dieser Welt ein­
stellt; vor den Dingen der Religion macht er eine Weile halt, zau­
dert, endlich tritt er auch hier über die Schwelle. In diesem Pro­
zeß gibt es keine Aufhaltung, je mehr Menschen die Schätze 
unseres Wissens zugänglich werden, desto mehr verbreitet sich 
der Abfall vom religiösen Glauben, zuerst nur von den veralte­
ten, anstößigen Einkleidungen desselben, dann aber auch von 
seinen fundamentalen Voraussetzungen.«2 Freuds Überzeugung, 
aus der Sicht des Psychoanalytikers, geschrieben, entspricht in 
ihrer grundsätzlich religionskritischen und zugleich wissen­
schaftsoptimistischen Haltung der marxistischen Sichtweise, daß
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Religion >Opium des Volkes< sei und mit dem gesellschaftlichen 
sowie wissenschaftlichen Fortschritt für die Menschen ihre 
Bedeutung verliere. Die Kritik der Religion, schreibt Marx, »hat 
die imaginären Blumen an der Kette zerpflückt, nicht damit der 
Mensch die phantasielose, trostlose Kette trage, sondern damit 
er die Kette abwerfe und die lebendige Blume breche. Die Kritik 
der Religion enttäuscht den Menschen, damit er denke, handle, 
seine Wirklichkeit gestalte wie ein enttäuschter, zu Verstand 
gekommener Mensch, damit er sich um sich selbst und damit um 
seine wirkliche Sonne bewege. Die Religion ist nur die illusori­
sche Sonne, die sich um den Menschen bewegt, solange er sich 
nicht um sich selbst bewegt.«3

Bezeichnend für Marx’ und Freuds Verständnis ist der desillu- 
sionierende Charakter der Religionskritik, die den Menschen 
enttäuscht, ihn jedoch ein Mehr an Wissen und Verstand und 
damit an aktiver Lebensbewältigung gewinnen lasse. Dieser 
Zugewinn wird generell als höher und für die Betroffenen attrak­
tiver eingestuft als die damit verbundene Enttäuschung. Gerade 
dies ist der Grund, warum es »in diesem Prozeß keine Aufhal­
tung« gäbe, warum Verstand und Wissenschaft über die Religion 
zu siegen vermöge.

Diese Überzeugung vom Sieg der Wissenschaft kraft der 
Autorität des Verstandes steht in der Tradition der Aufklärung, 
als deren Fortsetzer sich sowohl Marx als auch Freud begriffen. 
Eine Schnittstelle, an der Marx wie Freud den aufgeklärten bür­
gerlichen Standpunkt überschreiten, ist dabei der Übergang von 
der Kritik religiöser Auswüchse zur grundsätzlichen Religions­
kritik. Denn dem aufgeklärten bürgerlichen Standpunkt ist im 
Normalfall nicht die Religion an sich von Übel, wohl aber deren 
»veraltete, anstößige Einkleidung«. Die Tatsache, daß der umfas­
sende, Gesellschaft und Staat durchdringende Anspruch der bis­
herigen Religion der Entwicklung der bürgerlichen Gesellschaft 
hemmend entgegensteht, ist Gegenstand der bürgerlichen Kritik; 
zugleich jedoch erhält die neue, die »staatsbürgerliche Religion«, 
wie sie Rousseau nannte, eine gewandelte Funktion: Sie soll den 
Bürger zur Loyalität gegenüber dem Staat und zu seinen Pflich­
ten als Bürger anhalten, ist ansonsten aber Privatangelegenheit. 
Besonders prägnant hat diesen Standpunkt Jean-Jacques Rous­
seau in seinem Du Contrat Social zusammengefaßt: »Für den 
Staat ist es allerdings von großer Wichtigkeit, daß sich jeder
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Staatsbürger zu einer Religion bekennt, die ihn seine Pflichten 
liebgewinnen läßt. Die Glaubenssätze dieser Religion gehen 
dagegen den Staat und dessen Glieder nur insofern etwas an, als 
sie die Moral und die Pflichten betreffen, die derjenige, der sich 
zu ihnen bekennt, gegenüber seinem Nächsten zu erfüllen hat. 
Sonst kann jeder glauben, was er will, ohne daß dem Souverän 
das Recht zusteht, sich danach zu erkundigen ,..«4 Die Säkulari­
sierung des Staatswesens, aber auch die Kontrolle des Staates 
über die Religion, sofern es die Einhaltung staatsbürgerlicher 
Pflichten betrifft, sind damit vorgezeichnet.

Zugleich führt die Einbindung und Instrumentalisierung der 
Religion in die von Verstand und Wissenschaft geprägte bürger­
liche Gesellschaft, führt die Kritik ihrer »veralteten, anstößigen 
Einkleidung« ebenfalls zur Desillusionierung und Enttäuschung 
der Betroffenen. Dies insbesondere, da die Volksreligion — im 
Gegensatz zur elaborierten Theologie der religiösen Eliten — 
nicht einen Kern und eine eher nebensächliche Einkleidung 
besitzt, sondern den Gläubigen in all ihren Facetten als integra­
les System zur täglichen Lebensbewältigung erscheint. Auch der 
aufgeklärte bürgerliche Standpunkt geht deshalb von der Über­
zeugung aus, daß die Vorzüge der bürgerlichen Gesellschaft mit 
ihrer »staatsbürgerlichen Religion« die Enttäuschung und Desil­
lusionierung überwiegen und aufzufangen verstehen. Aufklärung 
und damit auch Abbau veralteter religiöser Vorstellungen, erst 
einmal begonnen, werden deshalb als unumkehrbarer Prozeß 
verstanden.

II.
Dieser bürgerliche Standpunkt, der nicht die Religion an sich in 
Frage stellt, aber die Gesellschaft und damit die Religion zu 
modernisieren wünscht, war ein Grundelement des westlichen 
Fortschrittsdenkens, in dessen Tradition auch die aufstrebenden 
neuen Führungseliten des Osmanischen Reiches erzogen wur­
den. Der innere Verfall des Imperiums und seine wachsende 
Durchdringung durch die sich industrialisierenden Staaten West­
europas im letzten Jahrhundert schufen ein breites Spektrum an 
Ideen, wie dem Verfall Einhalt geboten und der Vorsprung der 
Metropolen eingeholt werden könnte.

Eine der wichtigsten dieser Geistesströmungen ist mit den 
Namen von Jamal ad-Din al-Afghani (1838-1899) und Muham-
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mad Abduh (1849-1905) verbunden. Sie sahen die Haupt­
gründe für den Niedergang der islamischen Welt gegenüber den 
europäischen Metropolen in der Verkrustung und Erstarrung 
der ursprünglichen islamischen Lehre und ihrer Institutionen. 
Eine aufgeklärte, wissenschaftliche Einstellung, wie sie dem 
lebendigen Islam zu eigen sei, würde durch diese Verkrustung 
verhindert. Al-Afghani schrieb: »Die Wahrheit ist beweisbar, 
und jene, die Wissenschaft und Kenntnis in der Überzeugung 
verbieten, sie seien die Garanten der islamischen Religion, sind 
in Wirklichkeit die Feinde dieser Religion. Die islamische Reli­
gion steht von allen Religionen der Wissenschaft und der Kennt­
nis am nächsten, und es gibt keine Unverträglichkeit zwischen 
Wissenschaft und Kenntnis und der Begründung des islamischen 
Glaubens.«

Modernisierungsideen wie jene Al-Afghanis und Abduhs stie­
ßen im Kernland des Osmanischen Reiches (der späteren Tür­
kei) auf unterschiedliche Resonanz. Der damalige Sultan Abdül- 
hamid und die religiöse Elite des Reiches lehnten sie als gefähr­
lich für ihre Interessen ab. Großen Einfluß jedoch hatten derar­
tige Ideen unter Teilen der Intelligenz, der bürokratischen bzw. 
militärischen Elite, die mit dem westlichen Fortschrittsdenken 
vertraut waren und den Verfall des Osmanischen Reiches mit 
Sorge betrachteten. Während sich dabei das Element der 
Modernisierung als verbindender Gedanke dieser Intellektuellen 
erwies, trennten sich die Vorstellungen in zweierlei Hinsicht: 
zum einen in der Frage, welchen Stellenwert die islamische Reli­
gion in diesem Prozeß haben solle, zum anderen im Hinblick auf 
die territorialen Grenzen, innerhalb derer eine Modernisierungs­
politik durchsetzbar und wünschenswert sei.

Auf der einen Seite gab es Reformer wie Abdullah Cevdet, 
der sich gegen das Sultanat und für eine freie Interpretation des 
Koran aussprach, zugleich jedoch ein erbitterter Gegner des 
damals aufkommenden Nationalismus im Osmanischen Reich 
war. >Nation< war für ihn nach wie vor kein ethnischer Begriff, 
sondern synonym mit der umma, der Gemeinschaft der islami­
schen Gläubigen, gleichgültig ob sie Araber, Türken, Kurden etc. 
waren. Einflußreicher als Cevdets Vorstellungen waren jedoch 
die Ideen einer nationalistischen, pantürkistischen Modernisie­
rung, wie sie insbesondere von Ziya Gökalp vertreten wurden, 
der mit seinen Vorstellungen wesentliche Grundsteine für die
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Ideologie des Kemalismus legte. Während einige andere Pantür- 
kisten den Islam als untürkisch ablehnten, damit jedoch wenig 
Anklang fanden, hielt Gökalp an einem modernisierten islami­
schen Erbe fest, jedoch sollte der Islam türkisiert, die arabische 
Sprache als Religionssprache durch die türkische ersetzt wer­
den

Ausschlaggebend für die weitere Entwicklung der Moderni­
sierungsideen war letztlich der endgültige Zerfall des Osmani­
schen Reiches und die Besetzung durch die Siegermächte im 
Ersten Weltkrieg: Realpolitisch durchsetzbar war in dieser Situa­
tion nur die nationale, türkische Lösung, wie sie Mustafa Kemal 
im Befreiungskrieg in die Tat umsetzte. Dieser Realität mußten 
sich am Ende auch die Ideen und kühnen Entwürfe der Refor­
mer beugen. Ein illustrativ es Beispiel hierfür ist der Bedeutungs­
wandel des Wortes millet: Dieses Wort arabischer Herkunft 
bezeichnete ursprünglich die Religionsgemeinschaft (umma), 
nahm aber in der türkischen Sprache im Laufe des Befreiungs­
krieges die Bedeutung >Nation< an7.

Die Modernisierung der Gesellschaft und damit der Religion 
als einer nationalen Aufgabe war mit dem Sieg im türkischen 
Befreiungskrieg zur herrschenden Politik geworden. In der Tra­
dition des westlichen Fortschrittsdenkens faßte Atatürk das Ver­
hältnis des neuen Staates zur Religion folgendermaßen zusam­
men: »In unserer Religion gibt es nichts, das dem Gedanken der 
Entwicklung widerspräche. Aber es ist eine Tatsache, daß es in 
der heutigen türkischen Nation eine auf falschen Überzeugun­
gen beruhende Religion gibt. Aber ungebildete Menschen wer­
den mit der Zeit aufgeklärt werden. Wenn sie sich dem Licht, 
d. h. der echten Religion und der Wissenschaft, nicht nähern, 
werden sie sich vernichten. Wir werden sie aber aus dieser Lage 
retten.«8

Offenkundig wird hierbei die Überzeugung, daß die Kenntnis 
der modernen Wissenschaften und ihre Verbreitung wenn nicht 
die Religion, so doch ihre reaktionären Ausformungen aus dem 
Bewußtsein der Menschen unumkehrbar verdrängen würde. 
Und ebenso in der Tradition der westlichen Aufklärung festigte 
Atatürk diesen Prozeß formal durch die Trennung von Religion 
und Staat (Laizismus) bei gleichzeitiger Kontrolle des Staates 
über die staatsbürgerliche Loyalität der religiösen Institutionen, 
Die Religion wurde zur staatstragenden Privatangelegenheit.
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in.
Es ist bezeichnend, daß gerade die Türkei, die im Nahen Osten 
als erstes Land und am konsequentesten den Weg der Moderni­
sierung beschritten hat, heute der Überzeugung Atatürks und 
der vorangegangenen Reformer Hohn spricht: Der Islam ist kei­
neswegs zu einer zunehmend aufgeklärten Religion geworden; 
der Laizismus steht insbesondere im Schulbereich nur noch auf 
dem Papier; gegen den Prozeß der Modernisierung stemmt sich 
ein islamischer Fundamentalismus, der zu neuem Leben er­
wacht, und die Renaissance des Islam im öffentlichen Leben ist 
keineswegs nur das Anliegen einer kleinen Minderheit.

Damit stellt sich die Frage, warum es der Modernisierung und 
der Wissenschaft nicht gelungen ist, Wurzeln zu schlagen, die 
zumindest der Religion in ihrer obskurantesten Form den Nähr­
boden entziehen. Die erste Antwort auf diese Frage lautet häu­
fig: Atatürks Reformen waren Reformen des Überbaus; die öko­
nomischen Verhältnisse blieben unangetastet. Im Gegensatz zur 
parallel stattfindenden sozialistischen Umwälzung im nördlichen 
Nachbarland, der Sowjetunion, war beispielsweise eine Landre­
form noch nicht einmal geplant. Atatürk hatte einen wichtigen 
Teil seiner Massenbasis unter den Großgrundbesitzern, die bei 
Fortdauer der Fremdherrschaft um ihre Privilegien hätten fürch­
ten müssen und deshalb den Befreiungskampf unterstützten. 
Eine Landreform hätte für Atatürk bedeutet, diesen wichtigen 
Teil seiner Massenbasis zu verlieren. Die gängige marxistische 
Schlußfolgerung aus dieser Tatsache besteht darin, das Scheitern 
des Kemalismus seiner Bürgerlichkeit anzulasten: Atatürk »ver­
suchte die Voraussetzungen der Reformen im Unterbau durch 
Sicherstellung der Reformen im Überbau zu erreichen. Gerade 
diese für die bürgerlich-revolutionäre Ideologie sehr typische 
Strategie verhinderte das Erreichen des angestrebten Zieles.«9

Doch damit ist nur die eine Seite des Problems beschrieben. 
Ein in feudaler Tradition stehendes Abhängigkeitsverhältnis von 
Großgrundbesitzern und Notabein einerseits, Kleinbauern und 
Landarbeitern andererseits schafft dem Großgrundbesitzer oder 
Notabein zwar Privilegien, könnte aber nicht über Jahrhunderte 
hinweg Bestand haben, wären nicht auch die Kleinbauern und 
Landarbeiter auf die Fortexistenz dieses Verhältnisses angewie­
sen. Tatsächlich gab es im Osmanischen Reich eine lange Tradi­
tion solcher Abhängigkeitsverhältnisse: Die Stellung der Frau
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gegenüber dem Mann, die Familien- und Sippenstruktur und das 
Verhältnis des Großgrundbesitzers oder Notabein zu den ihm 
Untergebenen waren charakterisiert durch Gehorsam und 
Arbeit einerseits, andererseits aber auch durch die Fürsorge- 
und Schutzpflicht als Gegenleistung der Privilegierten. Hinzu 
kam die religiöse Überhöhung dieses Verhältnisses in der islami­
schen Tradition und damit seine >göttliche Legitimation«l0. Das 
aber bedeutet: Den Kleinbauern und Landarbeitern in einer 
Landreform formal ein Stück Land zuzuteilen und auf Erfolg 
einer solchen Reform zu hoffen, kann nur funktionieren, wenn 
Ideologie und offenkundige Nützlichkeit des früheren Abhängig­
keitsverhältnisses sich als nicht mehr brauchbar erwiesen haben. 
In den ersten Jahren der Republik Türkei war dies nicht der Fall, 
und so gab es zwar keine Pläne für eine Landreform, aber eben 
auch keine Forderung danach". Die Mehrzahl der Kleinbauern 
und Landarbeiter identifizierte sich nach wie vor mit dem tra­
dierten ökonomischen und sozialen System und nahm auch die 
Üherbaureformen, soweit sie überhaupt die Dörfer erreichten, 
nur widerwillig, unter Protesten und äußerlich hin.

Für die Kemalisten entstand damit ein grundsätzliches Pro­
blem: Sie, die dem Volk Wissen und Fortschritt zu dessen eige­
nem Wohle bringen wollten, mußten erfahren, daß diese Ent­
wicklung nicht begierig aufgenommen wurde, sondern auf 
Ablehnung und Widerstand stieß. Die Versuche, eine Opposi­
tionspartei zu installieren, mußten abgebrochen werden, weil sie 
in den Augen der kemalistischen Führung jeweils zu einem Hort 
der Reaktion gerieten. Die Einführung des Mehrparteiensystems 
nach dem Zweiten Weltkrieg brachte den Wahlsieg Menderes’ 
und die deutliche Niederlage der kemalistischen CHP, also eine 
aus kemalistischer Sicht durch und durch reaktionäre Entwick­
lung mit sich. In der Praxis war damit die Überzeugung Atatürks 
und seiner Wegbereiter widerlegt, daß Wissenschaft und Fort­
schritt für die Bevölkerung eine solche Attraktivität besäßen, 
daß ihre Verbreitung an sich schon Obskurantismus und Reak­
tion aus der Welt schaffen würden. Doch die kemalistische Elite 
war so von der Fortschrittlichkeit und Notwendigkeit ihrer Ziele 
durchdrungen, daß die genannten Erfahrungen nicht zu einer 
Veränderung der Politik führten, sondern zu deren Durchset­
zung mit Zwangsmitteln. So bildete sich bereits kurz nach dem 
Ende des Befreiungskrieges eine Tradition des diktatorischen
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Etatismus heraus, allerdings nicht im Sinne einer Willkürherr­
schaft, sondern mit dem bewußten Anspruch, die eigenen Ziele 
gegen alle Widerstände durchzusetzen.

Zugleich haben diese praktischen Erfahrungen die Ideologie 
und Geschichtsschreibung des Kemalismus entscheidend 
geprägt, denn der diktatorische Etatismus bedurfte selbstver­
ständlich einer rechtfertigenden Ideologie. Die Logik dieser 
Ideologie und Geschichtsschreibung, die sich auch nach dem 
Zweiten Weltkrieg bis hin zum jüngsten Militärputsch vor allem 
unter der militärischen Elite wie ein roter Faden durchzieht, 
besteht in der Überlegung, daß jedes Mehr an Demokratie und 
Partizipation der Bevölkerung zu einer reaktionären Politik 
führe, woraus gefolgert wird, daß die Bevölkerung der Türkei für 
eine westliche Demokratie noch nicht reif sei, vielmehr ein star­
ken Staat an Volkes Stelle politisch zu handeln habe. Die Inter­
ventionen der Militärs (1960, 1971 und 1980) wurden mit die­
ser Logik gerechtfertigt, und der restriktive Inhalt der neuen 
Verfassung von 1982 wurde vom Nationalen Sicherheitsrat der 
Generäle eben damit begründet. Dessen Vorsitzender, General 
Evren, empfahl folgerichtig kurz vor dem Verfassungsreferen­
dum der Bevölkerung: »Kümmert Euch zu Hause, am Arbeits­
platz und auf den Straßen nicht um politische Probleme. Die 
erste politische Pflicht ist es, die Staatsmänner zu wählen.« 12 In 
diesem Sinne hat sich unter den Militärs, die sich seit Gründung 
der Republik als die wahren Hüter des Kemalismus verstanden, 
dessen diktatorische Komponente tradiert, auch wenn die 
(gesellschafts)politischen Zielsetzungen der militärischen Elite 
heute grundsätzlich verschieden von jenen der Anfangszeit der 
Republik sind.

IV.
Doch nicht nur für die Militärs ist dieses kemalistische 
Geschichtsbild prägend; es wirkte und wirkt auch heute noch tief 
in die türkische Linke hinein, die sich gerade deshalb schwertut 
mit der Einschätzung und dem Umgang von Erscheinungen wie 
der Reislamisierung. Selbst linke Gruppierungen, die sich ein­
deutig vom Kemalismus abgrenzen, teilen doch mit der offiziel­
len Geschichtsschreibung die Einschätzung über >fortschritt- 
liche< und reaktionäre« Phasen der jüngeren türkischen 
Geschichte. Insbesondere wird die Wahl von 1950, die den
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Regierungsantritt Menderes' nach sich zog, als reaktionäres 
Ereignis, der Putsch von 1960, der Menderes ablöste, als fort­
schrittlich bewertet. Erst in jüngster Zeit gab es erste Versuche 
linker Autoren, ein differenzierteres Verständnis dieser Entwick­
lung zu erlangen. So schreibt beispielsweise Ahmet Samim in 
seinem Aufsatz »Die Tragödie der türkischen Linken« im 
Gegensatz zur üblichen Betrachtungsweise:

»So war die Wahl von 1950 ein demokratisches und fort­
schrittliches Ereignis mit reaktionären Folgen, während der in 
jeder Beziehung undemokratische Putsch des Jahres 1960 eine 
liberale Reform des türkischen Regierungssystems hervor­
brachte. Wie sind diese beiden Ereignisse zu verstehen? Ein 
Kemalist würde unzweifelhaft die reaktionären Konsequenzen 
von 1950 den Errungenschaften von 1960 gegenüberstellen. 
Eine sozialistische Sichtweise sollte im Gegensatz dazu den posi­
tiven Aspekt der Politisierung sehen, die 1950 erreicht worden 
war. Ebenso muß sie die Dynamik der militärischen Intervention 
erfassen, die Grundlage für die Durchsetzung der neuen Verfas­
sung von 1961 war und gleichzeitig ihre wirksame Anwendung 
aufzuheben drohte. Mit anderen Worten: ohne von der kemali­
stischen Einschätzung der politischen Resultate, die diesen bei­
den Vorgängen folgte (reaktionäre Politik nach 1950, progres­
sive Reformen nach 1960), abzuweichen, sollte ein sozialisti­
sches Verständnis das positive und negative Vorzeichen der poli­
tischen Formen, welche diesen beiden kritischen Entwicklungen 
bisher zugrunde gelegt worden sind, vollständig umkehren. ... 
Durch ihr Unvermögen, die Bedeutung der Ereignisse von 1950 
und 1960 richtig zu erlassen, war die türkische Linke theoretisch 
und politisch gefangen in der überlebten und romantisierenden 
Vision von einer Allianz zwischen den arbeitenden Massen und 
einer fortschrittlichem Staatsbürokratie.«13

Letztlich hat die türkische Linke das Selbstverständnis der 
bürokratischen und militärischen Elite, Träger und Zwangsvoll­
strecker des Fortschritts zu sein, unbesehen übernommen, und 
die Kritik an dieser Elite bestand im wesentlichen darin zu 
behaupten, die Linken wüßten besser, was fortschrittlich und 
deshalb dem Volk zu verordnen sei. Damit entstand in der Lin­
ken auch ein Selbstverständnis, das einerseits undifferenziert 
religiös und reaktionär gleichsetzte und andererseits in Parallele 
zur militärisch-bürokratischen Elite den Massen mit tiefem Miß­
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trauen gegenüberstand (auch wenn es natürlich zahlreiche 
anderslautende Lippenbekenntnisse gab). Samim unternimmt in 
seinem Aufsatz einen ersten Versuch, dieses Denkmuster zu 
durchbrechen. Im Schlußteil des Aufsatzes schreibt er: »(Es) 
können konkrete Ziele nur mit demokratischen Methoden ver­
deutlicht werden, indem die Kader eine Menge von den Arbei­
tern, Bauern, Hausfrauen und Spezialisten werden lernen müs­
sen. Den Marxismus auf eine Theorie des bewaffneten Kampfes 
zu reduzieren heißt, ihn in eine Theorie des Todes zu verwan­
deln. Um ihn als eine Theorie aller Lebenszusammenhänge zu 
begreifen anstatt als Grundprinzip für tapferen Widerstand, wer­
den sich die türkischen Sozialisten der schöpferischen Kraft der­
jenigen, die sie zu führen anstreben, aussetzen müssen.«14

Dennoch ist Samims Unterscheidung nach Form und Inhalt 
politischer Prozesse keine adäquate Grundlage, um die politi­
sche Entwicklung der Türkei, das Spannungsfeld von Moderni­
sierung und Reislamisierung zu fassen, denn die zentrale Frage, 
warum formale Demokratisierung eine inhaltlich reaktionäre 
Politik nach sich zieht, wird damit nur anders (d. h. stärker 
zugunsten der Demokratie) bewertet, nicht aber erklärt. Samims 
Feststellung, daß bezüglich der Begriffe >fortschrittlich< und 
>reaktionär< Form und Inhalt auseinanderklaffen, wirft deshalb 
die Frage auf, ob diese beiden Begriffe in ihrer üblichen, aus der 
Tradition der Aufklärung stammenden Definition nicht Worthül­
sen sind, die an der gesellschaftlichen Realität und ihrer Ent­
wicklungsdynamik (zumindest in Entwicklungsländern) Vorbei­
gehen.

V.
Bevor wir diese Frage grundsätzlicher behandeln, soll zunächst 
an einem Beispiel verdeutlicht werden, worum es geht: Ist 
Alphabetisierung fortschrittlich? Läßt sich dementsprechend 
Fortschritt unter anderem am Grad der Alphabetisierung mes­
sen? Für die Kemalisten und die Beobachter der kemalistischen 
Überbaureformen in den westlichen Metropolen war und ist dies 
(fast einstimmig) mit einem deutlichen Ja zu beantworten. Für 
den anatolischen Kleinbauern stellte sich das Problem anders. 
Sein Überleben hing davon ab, daß Frau und Kinder mitarbei- 
ten. Alphabetisierung aber hieß, daß die Kinder, statt zu arbei­
ten, in die Schule gehen mußten. Denn der Staat befahl zwar die
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Schulpflicht, schuf aber keinen finanziellen Ausgleich für die 
dadurch entstehenden existenzbedrohenden Produktionseinbu­
ßen. Noch heute gibt es in zahlreichen Dörfern der Türkei Kin­
der, die trotz Schulpflicht nicht zur Schule gehen. Das heißt aber 
auch: Für viele Kleinbauern war bzw. ist die Alphabetisierung 
der Kinder kein Fortschritt; nicht weil sie Bildung ablehnen, son­
dern weil das konkrete Bildungssystem ihren ökonomischen 
Ruin befördert. Und zugleich gilt: Wer Bildung nur gekoppelt an 
ökonomische Existenzangst erfahren hat, der wird bei zwangs­
weiser Durchsetzung dieses Bildungssystems empfänglich sein 
für eine islamisch-fundamentalistische Ideologie grundsätzlicher 
Bildungsfeindlichkeit. Insofern ist die abstrakte Frage, ob Alpha­
betisierung fortschrittlich sei. falsch gestellt, denn das metropoli- 
tane Bildungsideal geht von der Grundüberzeugung aus, bessere 
Bildung führe zu ökonomischer Prosperität und Wohlstand. Eine 
These, die für die Metropolen im allgemeinen stimmen mag, für 
Entwicklungsländer jedoch eine unzutreffende Verallgemeine­
rung darstellt.

Hinzu kommt als weiterer Punkt, daß selbst dort, wo Alpha­
betisierung tatsächlich ökonomische Vorteile für die Betroffenen 
bringt, sie zugleich meistens auch die gewachsenen sozialen 
Strukturen und die traditionellen Abhängigkeitsverhältnisse auf­
weicht und untergräbt. Dies muß von den Betroffenen solange 
als bedrohlich empfunden werden, wie nicht neben den ökono­
mischen Vorteil der Alphabetisierung auch neue Formen der 
sozialen Sicherung und des Schutzes der eigenen Zukunftsper­
spektive treten. Der verzweifelte Schritt vieler Landbewohner in 
die Landllucht belegt, daß in der Entwicklung der türkischen 
Republik die genannten Faktoren weitgehend unberücksichtigt 
geblieben sind.

Das Beispiel der Alphabetisierung führt zunächst zu der 
Überlegung, daß Fortschritt bzw. Modernisierung in Entwick­
lungsländern nicht mit der Elle der Industrieländer gemessen 
werden kann und darf; ein Punkt, den Dieter Senghaas in seinen 
Arbeiten zurecht immer wieder betont; »Die Unterentwicklung 
der Dritten Welt kennzeichnet nicht, wie gängige Modernisie­
rungstheorien, Entwicklungsländerforschung und Entwicklungs­
planung in den Metropolen jahrelang glauben machen wollten, 
ein Durchgangsstadium auf dem Weg zu autozentrierter Ent­
wicklung, den lang andauernden Übergangsperioden von tradi-
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tional-feudalen zu bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaften in 
der Geschichte der Industrialisierung oder Modernisierung 
europäischer Gesellschaften vergleichbar.«Eben deshalb kann 
Fortschritt bzw. Modernisierung in Entwicklungsländern auch 
nicht anhand von Einzelindikatoren wie Alphabetisierung 
gemessen werden.

Dies ändert nichts an der Tatsache, daß auf Dauer Alphabeti­
sierung etc. ein Ziel von Entwicklung sein muß. Aber Entwick­
lung darf kein Prozeß sein, der um einzelner, meßbarer Größen 
willen an den Menschen vorbeigeht, ihre übrigen Interessen und 
damit verbundenen Ängste und sozialen Bindungen ignoriert. 
Die kemalistische Modernisierungspolitik hat diesen Grundsatz 
zu keinem Zeitpunkt beachtet, und sie konnte ihn nicht beach­
ten, denn die westliche Ideologie von Fortschritt und Moderni­
sierung, die die Kemalisten übernommen hatten, war durchdrun­
gen von der Vorstellung, daß rationales Denken und Wissen­
schaft sich von selbst durchsetzen würden, wenn nur ihre Ver­
breitung befördert würde. Hemmnisse, die dieser Verbreitung im 
Wege standen, wurden als irrational, das heißt den Bedürfnissen 
der Menschen zuwiderlaufend charakterisiert. Angesichts der 
Reislamisierungstendenzen und der Renaissance des Islam im 
öffentlichen Leben der Türkei hat sich diese Vorstellung selbst 
widerlegt: Der Schutz und die Sicherung der Zukunftsperspek­
tive, die die traditionelle Familienstruktur und die Abhängig­
keitsverhältnisse den Menschen zu geben vermochten, schränkt 
zwar die Freiheit des Denkens und Handelns der Individuen ein, 
aber er ist nicht deshalb schon irrational. Und umgekehrt kann 
nur ein Mehr an Sicherheit der Lebensperspektive die Voraus­
setzung schaffen für die Zunahme von Bildung und individueller 
Freiheit.

VI.
Damit kommen wir zum Ausgangspunkt dieser Schlußbetrach­
tung zurück: Die Traditionslinie von der bürgerlichen Aufklä­
rungstradition, ihr Aufgreifen durch die militärisch-bürokrati­
sche Elite im Osmanischen Reich und ihre Umsetzung in die Tat 
durch Atatürk macht deutlich, daß angesichts der heutigen Reis­
lamisierungstendenzen nicht nur der Kemalismus gescheitert ist, 
sondern viel weiterreichend die Ideologie der Aufklärung — 
selbst in ihrer radikalsten Form, wie sie Freud und Marx verkör-
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pern — zur Debatte stellt. Dabei geht es (entgegen mancher 
populären pseudophilosophischen Modeströmung) nicht um ein 
Zurück zu einer vorwissenschaftlichen >guten. alten Zeit<, son­
dern um das Überschreiten jener Elemente der Aufklärungstra­
dition, die selbst noch im Vorwissenschaftlichen verhaftet sind, 
weil sie den Menschen primär als homo oeconomicus begreifen. 
Dies in doppelter Hinsicht:

Einerseits wird Fortschritt ökonomisch an Kapitalinteressen 
gemessen, und es wird unterstellt, dies sei der einzig gangbare 
Weg zur Mehrung des allgemeinen Wohlstandes. Die Marx’sche 
Kritik an dieser kapitalistischen Logik ist, wie die Marginalisie- 
rungsprozesse in fast allen Entwicklungsländern belegen, nach 
wie vor aktuell.

Andererseits wird selbst von einem Großteil der Linken die 
Sicherung der menschlichen Lebensperspektive als eine im 
wesentlichen ökonomische Frage gesehen: Es gibt eine Reihe 
von Grundbediirfnissen, deren verbesserte Befriedigung sich 
durch eine effizientere Ökonomie, durch eine Steigerung der 
produzierten Waren und Dienstleistungen erreichen läßt. Dieser 
Standpunkt ist zumindest einseitig und wird falsch mit der 
Behauptung, materielle Sicherstellung sei der einzige Maßstab 
für menschliches Wohlbefinden, und alles, was sich dieser Fort­
schrittslogik in den Weg stelle, sei irrational und deshalb abzu­
lehnen.

ln diesem Sinne besteht der grundlegende Denkfehler der 
Aufklärungsideologie nicht darin, daß sie den Wert von Wissen 
und rationalem Denken hochschälzt, sondern darin, daß sie ein 
Bild vom Menschen hat, das nur die Kategorien >richtig< ^wis­
senschaftlich und rational) und >falsch< (= unwissenschaftlich 
und irrational) berücksichtigt. Die Vorstellungen und Überzeu­
gungen der Menschen aber richten sich zunächst einmal nicht 
danach, ob sie wissenschaftlich gesehen >richtig< oder >falsch< 
sind, sondern nach ihrer Brauchbarkeit zur Bewältigung des täg­
lichen Lebens: »Leidenschaftliche Hoffnungen und intensive 
Wünsche, die allen Gesellschaftsangehörigen gemeinsam sind, 
verwandeln die absurdesten und unwahrscheinlichsten Sätze, 
sofern sie die Erfüllung der Hoffnungen und Wünsche verspre­
chen, nur allzuleicht in anerkannte und objektivierte Wahrhei­
ten. ... Aber wir sollten fair sein: Sie müssen daran glauben. Um 
langwährende und mühselige Arbeiten durchzustehen, um
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Gefahr und Leid zu ertragen, brauchen die meisten Menschen 
die Zusicherung, daß ihnen am Ende doch Erfolg, Belohnung, 
Erleichterung winkt.«16 Wissenschaftlich gesehen falsche Vor­
stellungen können in diesem Sinne in einer Gesellschaft sehr 
wohl funktional sein; das heißt auch, Glaubensvorstellungen 
(gleichgültig, ob damit die Religion insgesamt oder nur ihre 
»veraltete, anstößige Einkleidung« gemeint ist) können gesell­
schaftliche Notwendigkeit besitzen. Und Glaubensvorstellungen 
und Ideologien verlieren ihre Funktionalität nicht dadurch, daß 
die Wissenschaft und Religionskritik sich ihrer annimmt, son­
dern erst dann, wenn gesellschaftlicher Wandel die alte Funktio­
nalität überflüssig macht und durch eine neue Funktionalität 
ersetzt.

Fortschritt in diesem Sinne beinhaltet deshalb nicht nur die 
Verbreitung von Wissenschaft und die Produktivitätssteigerung 
zur verbesserten Befriedigung der Grundbedürfnisse, sondern 
zugleich die Aufhebung der gesellschaftlichen Notwendigkeit für 
>irrige Glaubensvorstellungen«, das heißt einen Wandel der 
gesellschaftlichen Funktionalität. Erste Voraussetzung hierfür ist 
die gründliche Kenntnis aller Lebenszusammenhänge und der 
ihnen innewohnenden Funktionalität. Nur auf dieser Kenntnis 
aufbauend kann es möglich sein, Konzeptionen zu entwickeln, 
die einerseits die Ziele dieses Prozesses rational-wissenschaft­
lich herzuleiten versuchen (und zu diesen Zielen gehört selbst­
verständlich die erweiterte Befriedigung der Grundbedürfnisse), 
andererseits aber auch die gewachsenen Funktionalitäten in der 
Weise berücksichtigen, daß nicht einzelne Maßnahmen, sondern 
der Wandel und die Fortentwicklung gesellschaftlicher Funktio­
nalitätszusammenhänge Fortschritt bedeuten.

VII.
Sowohl Atatürks Programm der Modernisierung« als auch der 
Integrationszwang ohne gesicherte Lebensperspektive gegen­
über der türkischen Bevölkerung in der Bundesrepublik mißach­
ten diese Komponente der Funktionalität. Daß die Betroffenen 
darauf mit Ablehnung und Widerstand reagieren, ist verständ­
lich; es stellt sich aber die Frage, warum ihre Reaktion auf diese 
Mißachtung gerade in Reislamisierungstendenzen zum Aus­
druck kommt, die sich in der Türkei und unter Türken in der 
Bundesrepublik in deutlicher Parallelität entwickeln: Was ge­
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schieht mit Menschen, deren vertraute Funktionalitätszusam­
menhänge bedroht oder gar unterbunden werden?

Zunächst spiegelt sich die Funktionalität gesellschaftlicher 
Strukturen und Beziehungen im Bewußtsein der Gesellschafts­
mitglieder in >Alltagstheorien< wider, die zudem »im Alltags­
leben der Menschen die Funktion haben, eine angegriffene und 
verletzte Selbstverständlichkeit zu heilen und eine Brücke zu 
neuer Selbstverständlichkeit zu schlagen. Sie dienen also nicht 
primär der Erkenntnis, sondern der Orientierung und der Ver­
gewisserung im Handeln.« 17 Eine solche Alltagstheorie liefert 
also dem einzelnen Gesellschaftsmitglied ein sinnhaftes, in sich 
logisches und deshalb funktionales Gesellschaftsbild, das 
zugleich die alltäglichen Friktionen, neuen Erfahrungen und 
üblichen Dysfunktionalitäten des gesellschaftlichen Lebens inte­
griert und bestehbar macht. Die radikale Infragestellung 
gewohnter Selbstverständlichkeit durch eine Modemisierungs- 
oder Integrationspolitik, welche die Funktionalität mißachtet, 
führt deshalb bei den Betroffenen ebenfalls zu dem Versuch, 
»den Widerspruch zwischen Erwartung und Ergebnis durch 
logische Konstruktionen zu überwinden, um eine neue Sinnhaf- 
tigkeit aufzubauen. ... Die logischen Konstruktionen müssen zu 
diesem Zweck immer einen Bezug zu Bereichen herstellen, die 
von der Infragestellung nicht berührt sind. Dies können Sachver­
halte, >Wahrheiten<, Personen oder andere Autoritäten sein, von 
denen eine gewisse Überzeugungskraft ausgeht. Diese Überzeu­
gungskraft erhalten sie von der Stellung, die sie im Gesellschafts­
bild einnehmen. Es ist daher in jedem Fall ein Rückgriff auf noch 
nicht problematisierte Bestände des Alltagswissens erforderlich, 
um das Unvertraute wieder in Vertrautes umwandeln zu kön­
nen.« 18 Die Tatsache, daß eine verletzte Selbstverständlichkeit 
nur durch Rückgriff auf noch nicht problematisierte Lebens­
zusammenhänge heilbar ist, führt damit zu der Frage, welche 
Bereiche in der Türkei bzw. unter den türkischen Arbeitsemi­
granten diese Bedingung erfüllen.

In einem Land, das über mehrere Jahrzehnte hinweg immer 
stärker im Zuge der abhängigen Entwicklung kapitalisiert und 
damit auch verwestlicht wurde, ist nicht mehr viel an »noch nicht 
problematisierten Beständen des Alltagswissens« übriggeblie­
ben: Einerseits die islamische Religion, die ja nach dem Willen 
der Kemalisten eine Privatangelegenheit sein sollte und sich
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dadurch dem Zugriff der Kapitalisierung entziehen konnte, 
andererseits ein Konsens des Nationalismus, der von der Kapita­
lisierung zwar modifiziert, nicht aber in Frage gestellt wurde, 
sind die entscheidenden derartigen Refugien. Gerade in diesen 
beiden Ideologien suchen die Menschen Zuflucht.

Entsprechendes findet sich bei Türken in der Bundesrepublik: 
Noch weniger als die Türkei bietet die kapitalistische Metropole 
Bereiche, die noch nicht in Frage gestellt sind. Zugleich werden 
die Arbeitsemigranten aufgrund der Tatsache, daß sie Türken 
bzw. Muslime sind, ins gesellschaftliche Abseits gedrängt. Die 
letzte mögliche Versicherung eigener Sinnhaftigkeit erfolgt logi­
scherweise bei den solchermaßen Ausgegrenzten durch den 
Rückgriff auf den Islam und den türkischen Nationalismus, 
selbst wenn diese Menschen als >Atheisten< oder Internationali­
sten« hierhergekommen sind.

VIII.
Damit stellt sich das politische Spannungsfeld zwischen Moder­
nisierung und Reislamisierung als ein gesellschaftlicher Prozeß 
dar, der keineswegs — wie häufig behauptet — einem Pendel ver­
gleichbar wäre, das nach einer Phase der Modernisierung nun­
mehr zurückschlägt. Denn was als »Modernisierung« bezeichnet 
wird, ist objektiv ein Prozeß der Kapitalisierung peripherer 
Gesellschaften, der Fortschritt partikular an einigen, der Kapita­
lisierung nützlichen Faktoren mißt, nicht aber an den Menschen, 
denen diese »Modernisierung« vorgeblich zugute kommen soll. 
Es war nicht ein Zuviel an Fortschritt, das die Metropolen den 
Entwicklungsländern brachten, sondern eine als »Fortschritt« 
mißverstandene Ideologie, die Entwicklung einzig ökonomisch 
versteht.

Das Scheitern unabhängiger Entwicklungsbestrebungen und 
die wachsende Abkehr der Bevölkerung von derartigen Versu­
chen hin zu Reislamisierungstendenzen verweist dabei auf die 
Tatsache, daß eine gesellschaftliche Alternative nicht allein darin 
liegen kann, die ökonomische Logik der Metropolen anders, das 
heißt gerechter zu gewichten; vielmehr muß an die Stelle des Bil­
des vom Menschen als einem homo oeconomicus die Überzeu­
gung treten, daß Freiheit von Hunger und Armut notwendig, 
aber nicht hinreichend ist für einen Fortschritt, den die Betroffe­
nen auch selbst als solchen empfinden können. Sollte das
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Erstaunen und Erschrecken, das die Reislamisierungstendenzen 
in den Metropolen hervorgerufen haben, diese Überzeugung 
befördern, dann hätte die Renaissance des Islam mit all ihren 
Auswüchsen trotz allem ein sinnvolles Ergebnis gezeitigt.
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Anmerkungen

Arbeiten, die in der Auswahlbibliographie aufgeführt sind, werden im 
folgenden in Kurzform mit Nennung des Autors bzw. Herausgebers 
und Seitenangabe zitiert.

Einleitung
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kraft des >Fundamentalismus<, in: Graduate Institute of Internatio­
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2 Heard-Bey, S. 13
3 Neue Zürcher Zeitung, 27./2S.5.1976
4 Frankfurter Rundschau. 25.10.1984
5 Ebd.
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1 Henle, S.33
2 Keskin, S. 53
3 Roth/Taylan, S.45
4 Samim, S. 150 f
5 Keskin, S. 72
6 Ebd., S. 53
7 Vanly, S.44
8 Halm, S. 38
9 Ebd., S. 39

10 Ebd., S. 40
11 Vgl. dazu:Thomä-Venske, S.88ff, und Spuler, S. 107
12 Zit. nach: Thomä-Venske, S.91
13 Ebd.
14 Spuler, S. 107
15 Ebd., S. 109
16 Keskin, S.67f
17 Keyder, Çaglar: Die Agrarstruktur, in: Seven (Hrsg.), S. 37
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20 Ebd., S. 76
21 Keskin, S. 79
22 Ebd., S. 81

Kapitel 3: Der Volksislam in der Türkei
1 Thomä-Venske, S.85
2 Schmitt (Hrsg.), S. 236
3 Hütteroth, S. 277
4 Chaliand (Hrsg.), S. 88, und Schmitt (Hrsg.), S.264
5 Hütteroth, S. 276
6 Thomä-Venske, S. 87
7 Hütteroth, S. 276 f
8 Roth/Taylan, S. 153
9 Hütteroth, S. 277
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19 Oehring, S.217
20 Geyikdagi, S. 9
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et al. (Hrsg.): Sozialwissenschaftliche Texte 2, Berlin 1980, S.36
6 Keskin, S. 132
7 Ebd., S. 133
8 Ebd.
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20 Roth/Taylan, S. 59
21 Eigene Berechnung anhand: Türkiye 1$ Bankast (Hrsg.): Econo­

mic Indicators of Turkey 1980-1984, Ankara 1985, S. 11
22 Vgl. Werle (1983), S.48 f
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27 Cumhuriyet, 26,1.1982
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Reden General Evrens.
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damentalismus
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27 Landau, S. 32
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31 Oehring, S. 169
32 Schmitt (Hrsg.), S. 112f
33 Toprak (1981), S. 119
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3 Marx, Karl: Zur Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie, MEW 

Bd. 1.S.379
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6 Vgl.: Bruinessen, Martin van: Die Türkische Republik ein säkula­
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14 Ebd., S. 182
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1973, S. 123
17 Hoffmann/Even, S.157. Um Mißverständnissen vorzubeugen: Im 

Gegensatz zum ebenfalls gebräuchlichen Begriff >Alltagstheorien< 
im Sinne von >Theorien über den Alltag« ist in diesem Zusam­
menhang von Alltagstheorien im Sinne subjektiver, theorieähnli­
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Auswahlbibliographie
Mit einer umfassenden Bibliographie zur politischen Entwicklung in 
der Türkei bzw. zum Themenkomplex Reislamisierung im Nahen 
Osten ließen sich viele Seiten füllen. Da dieses Buch eine Einführung 
zum Problem der Reislamisierung am Beispiel Türkei darstellt, soll 
auch die Literaturliste den interessierten Leser nicht erdrücken, son­
dern Anregungen zur Vertiefung einzelner Fragen bieten. Sicherlich ist 
die Auswahl der nachfolgenden Literatur subjektiv in dem Sinne, daß 
wir bemüht waren, jene Arbeiten in den Vordergrund zu stellen, die 
uns sowohl als infonnativ wie auch als verständlich geschrieben 
erschienen. Dies bedeutet auch, daß deutschsprachigen Arbeiten der 
Vorzug vor englischen bzw. türkischen Publikationen gegeben wurde.
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die großen Entwicklungsland! im Nahen Osten, wenn auch nicht mehr 
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sind häufig mit dem Unterton »christlich-abendländischer Arroganz< 
geschrieben, als positives Gegenbeispiel seien hier die Arbeiten von 
Rodinson genannt. Einen ersten Überblick über Reislamisierung und 
islamischen Fundamentalismus bietet das Heft »Der Islam in der Welt­
politik«.
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Grothusen herausgegeben, doch wirft es ein bezeichnendes Licht auf 
Tendenzen in der Türkeiforschung, daß in diesem ansonsten faktenrei­
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Ökonomische Entwicklung
Kokers Arbeit behandelt ausführlich die Herausbildung der abhängigen 
Ökonomie in der Türkei. Das Scheitern der bisherigen Wirtschaftspolitik 
und die Hintergründe für den Übergang zu einer neuen monetaristischen 
Wirtschaftspolitik ist Gegenstand des Buches von Werle.
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Weile, Rainer: >Modell< Türkei — Ein Land wird kaputtsaniert, Ham­
burg 1983

Sozialer Wandel
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len Wandels in der Türkei finden sich bei Özbudun. Zum türkischen 
Bildungssystem ist mit Akta§' Buch eine gut verständliche Einführung 
erschienen. Zu Fragen der Rolle der Frau in der türkischen Gesell­
schaft bietet der Sammelband von Abadan-Unat differenzierte und 
wesentliche Antworten. (Leider ist die deutsche Ausgabe des Buches 
— im Gegensatz zur englischen — an Schlampigkeit insbesondere 
bezüglich Quellenangaben kaum noch zu überbieten. Ein Blick in die 
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dung der Militärs in das kapitalistische Wirtschaftssystem insbeson­
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Islam und islamischer Fundamentalismus in der Türkei
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risch Interessierten von Interesse sein dürfte. Einen gedrängten Über­
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zahlreicher Einzelfakten interessant, erhebt jedoch nicht den An­
spruch, die Ursachen des politischen Extremismus zu untersuchen. 
Nachschlagewerk selbst für ausgefallene islamische Sekten etc. ist das 
umfangreiche Lexikon von Hançerlioglu (türkisch). Eine Zusammen­
fassung der wichtigsten Aspekte des vorliegenden Buches ist in den 
beiden Aufsätzen von Werle zu finden.

Binswanger, Karl: Islamischer Fundamentalismus und türkischer Nato- 
nalismus, in: Friedrich-Ebert-Stiftung (Hrsg.): Die türkische Krise, 
Bonn 1981
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Türkische Linke
Die beste Materialsammlung enthält Oehring (s.o.). Die Broschüre von 
Devrimci Yol ist als Beispiel für gängige Selbstdarstellungen linker tür­
kischer Gruppierungen genannt. Interessanter, weil um kritisches 
Selbstverständnis bemüht, sind die Aufsätze von Saläh und Samim. Sie 
fallen damit deutlich aus dem Rahmen des ansonsten wenig selbstkriti­
schen Niveaus linker türkischer Traktate.
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Maitan, Livio: Die kurdische Frage, in: Inprekorr 1/1983
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■ IwHWv WrWfW»

»Modell*
TÜRKEI
Ein Land wird 
kaputtsaniert

»Modell« Türkei
Ein Land wird 
kaputtsaniert 

210 Seiten
ISBN 3-88506-120-1

Dieses Buch stellt, auf der Grundlage neuesten 
Fakten- und Zahlenmaterials, die Situation der Tür­
kei unter der Militärdiktatur 1980-83 dar. Folgende 
Themenschwerpunkte bilden die Gliederung:

Ui□
Z□

— Überblick über die Entwicklung der Türkei seit 
dem Zweiten Weltkrieg

— die abhängige türkische Wirtschaft und die westli­
chen Industriestaaten

— die Regierungen Ecevit und Demirel vor dem 
Putsch

— die Machtübernahme des Militärs
— die »Sanierung« der türkischen Wirtschaft
— die Eingriffe der internationalen Finanzorganisa­

tionen
— die Lebenssituation der Bevölkerung: Arbeits­

losigkeit, Inflation, Lohnverlust und Repression
— die neue Verfassung und die »Demokratisierung«
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John Bunzl (Hrsg.)

Israei/Palästina
Klasse, Nation 
und Befreiung 
im Nahost-Konflikt 

190 Seiten
ISBN 3-88506-103-1 cCZ5

i

Mit diesem Band wird versucht, die Entstehungs­
bedingungen und bestimmenden Faktoren des 
Nahost-Konflikts zu analysieren. Die Texte unter­
suchen die sozialen und politischen Verhältnisse 
in Israei/Palästina vor dem Hintergrund der Ent­
wicklung in der Region. Die Autoren erörtern die 
Schwierigkeiten, zu einer Lösung zu gelangen, 
die den Interessen der Mehrheit der Bevölkerung, 
der arabischen wie der jüdisch-israelischen, ge­
recht wird. Ihre programmatischen Vorstellungen 
richten sich auf einen gemeinsamen Kampf der 
fortschrittlichen Kräfte beider Nationen, der das 
Selbstbestimmungsrecht der jüdischen Israelis 
wie der Palästinenser durchsetzt und eine soziali­
stische Lösung gegen den Zionismus und seine 
Verbündeten und gegen den arabischen Nationa­
lismus verwirklicht.
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John Bunzl (Hrsg.)

Das andere Israel
Gespräche mit der Friedensbewegung

John Bunzl (Hrsg.)

Das andere Israel
Gespräche mit der 
Friedensbewegung

152 Seiten
mit 21 Abbildungen
ISBN 3-88506-121-X cCZÎ

Der Libanon-Krieg bedeutete für Israel einen tiefen Ein­
schnitt: Zum ersten Mal traten Risse auf im nationalen 
Konsensus der Israelis. Der Krieg gegen die PLO und 
die Zivilbevölkerung in Beirut war für viele Juden mit ih­
ren Vorstellungen von einem demokratischen Israel 
nicht vereinbar.

Dies ist ein Buch über die Opposition in Israel gegen 
die Politik der Regierung und der etablierten Parteien. 
Ein Buch über das innere Leben Israels, über Gesell­
schaft, Staat, Kultur, Religion und den Standpunkt der 
Friedensbewegung.

CZ5□
z□

— Protestierende Soldaten
— Frauen gegen den Krieg
— Widerstand im Betrieb
— Kultur, Künstler und Protest
— Religion und Ideologie
— Die orientalischen Juden und die Friedensbewegung
— Der israelisch-palästinensische Dialog

Zu Wort kommen kritische Israelis, die sämtlich im 
Land selbst leben und zu einer Lösung des Nahost- 
und Palästina-Konflikts beitragen wollen.
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Peter Martin

Das rebellische 
Eigentum
Vom Kampf 
der Afroamerikaner 
gegen ihre 
Versklavung

320 Seiten mit 46 Abb. 
engl. Broschur 
ISBN 3-88506-139-2

5CZ5

Eine Geschichte des Widerstands der Sklaven in 
Amerika. Ein Buch über die subjektive Seite des 
Systems der Sklaverei, über den Kampf um die 
Bewahrung moralischer und kultureller Identität 
von Menschen, die unter extremen Bedingungen 
leben müssen.

C0□
z□

Peter Martin hat mit Das rebellische Eigen­
tum einen Beitrag zur Veröffentlichung der Ge­
schichte der Unterdrückten geschrieben. Er hat 
damit zugleich eine literarische Wiedergutma­
chung geleistet, gerade weil er die unverbindliche 
Sichtweise überheblichen weißen Mitgefühls mit 
armen, schwarzen Opfern vermeidet, weil er im 
Gegenteil die Versklavten als denkende, han­
delnde Menschen rehabilitiert.
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5
Dawnd Oholamasad

HBÄSJ Die
Entstehnngder
Islamischen
Revolution;

Dawud Gholamasad

Iran — Die Entstehung 
der «Islamischen 
Revolution«
922 Seiten
broschiert • 54,00 DM 
ISBN 3-88506-144-9
gebunden ■ 68,00 DM 
ISBN 3-88506-145-7

CZÎ□
z□

Dawud Gholamasad liefert mit der vorliegenden umfassen­
den Studie die erste überzeugende Darstellung der Entste­
hungsursachen der »islamischen Revolution« im Iran.

Gholamasad führt die Legitimationskrise des Schah- 
Regimes in den siebziger Jahren auf eine durch die westli­
che Modernisierung des Iran hervorgerufene Identitätskrise 
breiter Schichten der Bevölkerung zurück. Die Re-Islami- 
sierung wird als Lösungsversuch der unerträglichen Span­
nung zwischen dem Verlust traditioneller Strukturen und 
dem Fehlen neuer, integrierender Zusammenhänge inter­
pretiert.

Folge der wirtschafts- und kulturimperialistischen Durch­
dringung Irans ist nicht nur ökonomische Not, sondern eine 
allgemeine soziokulturelle Verunsicherung. Die Perspektiv­
losigkeit der Lebensverhältnisse erhebt die chiliastisch-ak- 
tivistische Geistlichkeit zur politischen Führung. Der Mas­
senwiderstand artikuliert sich religiös, da ein weltliches 
Konzept sozialer Integration nicht sichtbar ist. Opferbereit­
schaft und Märtyrertum für ein höchstes Ziel sowie ein 
überwältigendes Bedürfnis nach Einheit bilden die Grund­
lage für die Errichtung des Monopols der schiitischen 
Geistlichkeit. Ihr Sieg erklärt zugleich, warum der erfolgrei­
che Aufstand nicht in eine soziale Revolution übergehen 
konnte.
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Analysen und Berichte 10

Lateinamerika —
Analysen und Berichte 10
Aussichten 
auf die Zukunft
Hrsg, von Dietmar 
Dirmoser u.a.

288 Seiten • 24,80 DM 
ISBN 3-88506-210-0 5CZ5

Zehn Jahre nach Erscheinen des ersten Jahrbuchs unter­
nimmt dieser Band den Versuch, Szenarien für grundle­
gende Probleme der Zukunft Lateinamerikas zu entwerfen. 
Die Beiträge beschäftigen sich mit den Möglichkeiten einer 
Verhandlungslösung in Mittelamerika, mit den Aussichten 
der Ernährungssicherung für den Subkontinent, mit der 
sich wandelnden Stellung Lateinamerikas in der internatio­
nalen Arbeitsteilung. Untersucht werden ebenso die Poten­
zen des städtischen informellen Sektors sowie die mögli­
che Bedeutung des Wissens und der Traditionen der india­
nischen Bevölkerung in künftigen Befreiungsprozessen.

CZ5□
z□

Inhalt:
Fernando Mires: Diesseits (oder jenseits?) der Utopie 
Clarisa Hardy/Luis Razeto: Neue soziale Subjekte im

informellen Wirtschaftssektor Chiles 
Michael Ehrke: Jenseits der Verschuldungskrise. Über­

legungen zur wirtschaftlichen Zukunft Lateinamerikas 
Solon Barraclough/Peter Utting: Ernährungssicherung in

Lateinamerika
Paulo Suess: Indianisches Anderssein und Befreiung 
Ignacio Ellacuria: Politische Perspektiven für Zentral­

amerika
Länderberichte: Argentinien, Bolivien, Haiti, Karibik, 

Kolumbien, Mexiko, Nicaragua, Peru, Uruguay
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Auch in der Türkei erlebt der Islam seit mehreren Jahren 
eine Renaissance, werden seine Moralvorstellungen und 
Werte im privaten und öffentlichen Leben stärker eingefor­
dert und praktiziert. Dieses Buch stellt die verschiedenen 
Strömungen des islamischen Fundamentalismus dar und 
ihren Einfluß auf das gesellschaftliche Leben in der Türkei 
sowie auf die Türken in der Bundesrepublik. Es erklärt die 
Re-Islamisierung als Reaktion auf den Versuch, das Land 
von oben nach westlichen Vorbildern zu modernisieren, 
ohne auf die traditionelle Kultur Rücksicht zu nehmen. 
Hier geben zwei kompetente Türkei-Kenner aktuelle 
Hintergrundinformationen für alle, die beruflich oder als 
Mitbürger mit Türken Zusammenkommen und ihre Denk­
weisen besser verstehen wollen. Die Interpretation der 
Autoren liefert zugleich Hinweise zur Erklärung von Ten­
denzen der Re-Islamisierung auch in anderen Ländern 
des Nahen und Mittleren Ostens.
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